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Vor exakt sechzig Jahren hielt der berühmte 
Schweizer Staatsrechtler Zaccaria Giacometti 
an der Uni Zürich seine Rektoratsrede. Titel: 
«Die Demokratie als Hüterin der Menschen-
rechte». Der Rechtsgelehrte befasste sich mit 
der Frage, inwiefern es in der Demokratie recht-
liche Schranken brauche, um grundlegende 
persönliche Freiheitsrechte, eben Menschen-
rechte, dauerhaft abzusichern. Giacometti 
nahm eine Debatte vorweg, die auch heute wie-
der geführt wird, allerdings emotional und par-
teipolitisch vernebelt: Ist die direkte Demokra-
tie durch einen Überbau an völkerrechtlichen 
Bestimmungen einzuhagen, oder aber würde 

diese Überordnung internationalen Rechts 
 eine gefährliche Gefährdung unserer Demo-
kratie bedeuten? Giacometti kam zum Schluss, 
dass der Staat auf keinen Fall die Freiheitsrech-
te der Bürger im Namen der Staatsräson ein-
schränken darf. Gerade die Demokratie sei eine 
wirksamere Hüterin der Demokratie als inter-
nationale Gremien. Giacomettis Rede setzt 
 einen wohltuenden Akzent gegen das Getöse 
heutiger Verfechter von sogenannten Men-
schenrechten, die wieder einmal die direkte 
 Demokratie beschneiden wollen. Seite 32, 34

Er ist eine der farbigsten Figuren der Schweiz: 
der französisch-schweizerische Unternehmer 
Alain Duménil. Seit rund dreissig Jahren lebt er 
diskret in der Westschweiz. Selbst als er vor fünf 
Jahren die Mehrheitsbeteiligung an der libera-
len Wirtschaftszeitung L’Agefi erwarb, drängte 
er nicht an die Öffentlichkeit. Seit einer Woche 
ist alles anders: Duménils Feinde aus der klei-

nen Welt der Medien in der Romandie, so ver-
mutet er, hätten dafür gesorgt, dass eine Straf-
untersuchung gegen ihn publik wurde. 
Duménil, dessen Urgrossvater die Vorgänger-
zeitung von Le Monde geleitet hatte, fühlt sich 
ungerecht behandelt, von Widmer-Schlumpfs 
Steuerbeamten und von den Zeitungen. Als die 
Weltwoche um einen Termin bat, sagte Duménil 
spontan zu und empfing Redaktor Florian 
Schwab bei sich in Genf, in einem Sakko, das aus 
seiner eigenen Manufaktur stammt. Seite 28

Für die meisten Regisseure ist Hollywood ein 
Sehnsuchtsort. David Cronenberg, Altmeister 
des subtilen Horrorkinos, hat das Leben in Los 
Angeles und die Arbeit nördlich des Sunset 
Boulevard dagegen nie interessiert. Der kanadi-
sche Filmemacher erhielt immer wieder Ange-
bote, um Blockbuster für die grossen Studios zu 
drehen – Cronenberg lehnte stets ab. Umso 
überraschender, dass er den Mythos der Traum-
fabrik in seinem neuen Werk «Maps to the 
Stars» nun selbst zum Thema macht. Claas Re-
lotius traf den 71-Jährigen in Cannes und sprach 
mit ihm über sein Verhältnis zu Hollywood. Ein 
Interview, in dem Cronenberg von den Abgrün-
den einer Scheinwelt berichtete. Seite 64

Der Schweizer Historiker und Oxford-Profes-
sor Oliver Zimmer beleuchtet in dieser Ausgabe 
eine faszinierende Facette des britischen 
Schriftstellers George Orwell. Der unorthodoxe 
linke Autor schrieb ausgerechnet während der 
Bombardierung Englands durch die Nazis ein 
Lob der Nation. Anders als heutige Berufs-
europäer sah Orwell im Nationalen nichts Ver-
werfliches, sondern ein Bollwerk gegen totali-
täre, undemokratische Politik. Seite 54
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«Elektronisch archivierter Giftmüll.»

Editorial

Im Zweifel für 
Geri Müller 
Der Aargauer Politiker muss 
nicht zurücktreten.  
Von Roger Köppel

Die Frage wirbelt durch die Zeitungsspal-
ten: Hat es uns zu interessieren, wenn ein 

gewählter, landesweit bekannter Politiker im 
Stadthaus seine Hosen runterlässt, um seiner 
Tagesabschnittspartnerin freudig den momen-
tanen Zustand seiner Erregung mitzuteilen? 
Oder haben wir es hier mit einer strikt privaten 
Handlung zu tun, die ähnlich wie die Versen-
dung eines Kochrezepts aus dem Büro oder wie 
ein Glückwunschtelefon an den Sohn, der eben 
seine Lehrabschlussprüfung bestanden hat, so 
lange belanglos bleibt, wie sie die Amtsführung 
des betreffenden Politikers nicht behindert?

Der amerikanische Präsident Bill Clinton gab 
zu, im Weissen Haus Oralsex mit einer Ange-
stellten gehabt zu haben, und durfte im Amt 
bleiben. Der Badener Stadtpräsident Geri Mül-
ler gestand, dass er aus seinem Büro Nacktbil-
der von sich an eine zwischenzeitliche Internet-
Geliebte schickte. Jetzt debattiert die Schweiz 
darüber, ob für den frivolen Stadtammann von 
Baden strengere Gesetze gelten sollen als für 
 einen Staatspräsidenten in den prüden USA. 

Moralisierende Lokalmedien, die Müller gie-
rig outeten, versuchten eine Story von Amts-
missbrauch und Verschwendung kostbarer Ar-
beitszeit zu konstruieren. Das Alibi, um die 
Affäre voyeuristisch auszuweiden und trotz-
dem mit weisser Weste dazustehen, verfängt 
nicht. Müllers Sex-Selfies sind Privatsache. Sie 
mögen unappetitlich sein, ja anstössig, aber 
was geht es uns an, was zwei erwachsene Men-
schen im Hormonrausch an Ferkeleien unter-
einander austauschen? 

Hätten die Medien geschwiegen, wenn Mül-
ler anstatt SMS und Bildchen wundervolle lite-
rarische Gedichte mit raffinierten Tuschzeich-
nungen seiner Genitalien gesendet hätte? Die 
Sittenwächter, die Müllers Privatsphäre brutal 
torpediert haben, müssten einmal erklären, wo 
sie die Grenze ziehen. General Ulrich Wille 
schrieb während seines Aktivdiensts im Ersten 
Weltkrieg schmachtende Liebesbriefe an seine 
Frau, in denen er politische Überlegungen mit 
intimen Bekenntnissen spickte. Die medialen 
Moralhüter würden heute Willes Amtsenthe-
bung fordern, weil auch er während der Dienst-
zeit private Botschaften an die Angebetete ab-
schickte. Darüber hinaus feilte Wille an seinen 
amourösen Formulierungen mit Sicherheit viel 
länger als Geri Müller an seinen SMS-Zweizei-
lern. Ein klarer Fall von Arbeitszeitverschwen-
dung, und erst noch im Krieg! Wer’s glaubt.

reich bewegt. Jeder Mensch ist lächerlich, wenn 
man ihn ausserhalb der Unterhosen überrascht. 
Und Sex ist Privatsache, auch dann, wenn man 
gelegentlich am Arbeitsplatz in Gedanken von 
Frühlingsgefühlen übermannt wird. 

Entscheidend ist: Nach unseren Informatio-
nen hat sich Müller nichts zuschulden kommen 
lassen. Die Internetbeziehung zwischen ihm 
und der Frau verlief nach altbekanntem Mus-
ter. Zwei Erwachsene steigern sich in einen 
elektronischen Erotiktaumel. Freiwillig tau-
schen sie nicht gerade jugendfreie Bilder und 
Botschaften aus. Irgendwann hat der Mann ge-
nug, die Frau aber will weitermachen. Der 
Mann, da öffentlich bekannt, verlangt die bei 
Tageslicht kompromittierenden Bilder zurück. 
Die Frau bockt, kokettiert, setzt Druck auf, wei-
gert sich, das Material zu löschen, streut subtile 
Drohungen, weint sich aus, droht mit Selbst-
mord und auch wieder nicht, spielt eiskalt ihre 
Macht aus, liebäugelt mit den Medien, dient 
sich mal da und biedert sich mal dort an mit 
dem Ziel, den Verflossenen doch irgendwie am 
Haken zu behalten. Aus Selbstschutz hüllt sie 
sich in Nebelschwaden vorgetäuschter Ver-
wirrtheit. Natürlich weiss sie jederzeit ganz ge-
nau, dass sie elektronisch archivierten Giftmüll 
in den Händen hält, der unter Umständen ge-
eignet ist, die Existenz des Geliebt-Gehassten 
zu beschädigen, wenn nicht zu zerstören. Es 
fehlt nur noch die Zeitung, die sich mit ihr ins 
Bett legt, um den Rufmord zu vollenden. 

Klar, natürlich: Wie dumm, einsam oder ver-
führbar muss ein Politiker sein, dass er sich 
 einer nachtschönen Unbekannten so hüllenlos 
anvertraut? Man kann nur hoffen, dass Müller 
in der Besetzung seiner Mitarbeiterposten eine 
bessere Menschenkenntnis beweist als in der 
Auswahl seiner Brieffreundinnen. Ungeachtet 
dessen ist die Weltgeschichte voller Beispiele 
begabter, intelligenter, erfolgreicher Männer, 
die sich in ihrem Privatleben von einem Trüm-
merhaufen zum nächsten Beziehungsdebakel 
hangelten. Hier gilt das Prinzip von Augen-
mass und Toleranz. Der stabilste Mann kann, 
wenn es um Frauen geht, von Kräften überwäl-
tigt werden, die sich keiner Kontrolle fügen. 
Geri Müller wäre von seiner Gefühlslava fast 
verschlungen worden, aber er hat sich eben kei-
ner Vergehen schuldig gemacht, mit denen 
man seine Blossstellung rechtfertigen könnte. 

Trotzdem ist es gut, wenn solche Geschichten 
herauskommen, obschon es dazu der Nennung 
des prominenten Namens nicht bedurft hätte. 
In der Schweiz ist zu oft von der «Würde des 
Amtes» und der «Würde der Institutionen» die 
Rede. Die hochtrabende Selbstbeweihräuche-
rung des politischen Betriebs ist verlogen und 
unerträglich. Man muss die Politik nicht so 
hoch hängen, um ihr mit Respekt zu begegnen. 
Der Fall Müller zeigt, dass es hinter den Kulis-
sen nicht gutmenschlich, sondern zum Glück 
nur menschlich zugeht. Wer ohne Fehl und 
 Tadel ist, der werfe den ersten Stein. 

Es gibt eigentlich keinen Rechtfertigungs-
grund, die privaten Nachrichten Müllers an die 
Öffentlichkeit zu zerren. Dass er Bilder aus dem 
Bundeshaus oder aus seinem Badener Präsiden-
tenbüro versendete, ist ein schwacher Aufhän-
ger. Läge hier der Skandal, müsste man den 
Bundesparlamentariern in Bern verbieten, 
während der Session die Sportseiten der Zei-
tungen zu lesen oder das Kinoprogramm. Wer 
bei staatlich besoldeten Politikern auf eine 
 talibanstrikte Trennung von Beruf und Privat-
leben pocht, moralisiert am Leben vorbei. Der 
Grad der Obszönität oder Freizügigkeit priva-
ter Kommunikation allein kann auch kein Kri-
terium sein, solange sich alles im legalen Be-

Poldi 

«An dieser Stelle ist  
Karl der Kühne gefallen!» – 

«Kein Wunder! Ich bin vorhin  
auch schon über diese  

dämliche Platte gestolpert!»



6 Weltwoche Nr. 34.14
Bilder: Kobal Collection, David Mdzinarishvili (Reuters), Nik Hunger für die Weltwoche, Christian Senti

Atemberaubend: Lauren Bacall. Seite 62

Sieg in Strassburg: deportierte Georgier. Seite 52

Was ist los? Aarburg. Seite 22 Neuer Saurier: Sánchez-Villagra. Seite 42

Kommentare & Analysen

5 Editorial

9 Kommentar Feigling Didier Burkhalter

9 Im Auge Andrew Crofts, Bestsellerautor

10 Sprachenstreit «Ça suffit»

11 Personenkontrolle Ogi, Schmid-Federer, Markwalder

11 Nachruf James Schiro, Peter Scholl-Latour

12 Affären Protokoll eines menschlichen Dramas

16 Die Deutschen Nach Feierabend

16 Wirtschaft Sicherere Banken, einheitlicher Zins

17 Ausland Rassenkrieg in Suburbia

18 Mörgeli Das Ende der Fahnenstange

18 Bodenmann Die fremden Panzerknacker

19 Medien Digitale Blutspur

19 Gesellschaft Intimes Geschäft

20 Leserbriefe

20 Darf man das?

Hintergrund

22 Die Grillparty-Bewegung
Aarburg wehrt sich mit allen Mitteln gegen noch mehr 
 Asylbewerber. Was ist los im beschaulichen Städtchen? 

26 Bund Was das Asylwesen wirklich kostet

28 «Man fährt die Schweiz gegen die Wand»
Der Unternehmer Alain Duménil steht im Fokus der 
 Steuerfahnder von Finanzministerin Widmer-Schlumpf

31 Wissenschaft Schweiz im Rückstand  

32 Die ertappte Elite
Asylinitiative, Landesrecht vor Völkerrecht: Alle feuern auf die 
SVP. Was steckt hinter der übertrieben scheinenden Erregung?

34 Europa Aushebelung der Demokratie

36 Das bittere Los der Stiefeltern
Männer und Frauen in Patchwork-Familien haben rechtlich 
und politisch nichts zu sagen – das muss sich ändern

38 Strom Leuthards Atom-Plädoyer

39 Bilaterale Im Reich der Fantasie

40 Wetter Jörg Kachelmann über falsche Prognosen

42 Zwanzig Jahre Knochenarbeit
Wie Marcelo Sánchez-Villagra, ein Wissenschaftler der  
Uni Zürich, eine neue Saurierart entdeckte

45 Medizinisches Institut Schall und Rauch

46 Sternstunden der Schweiz Geschichte der Bank Leu

48 Der gute Diktator
Asiatische Alleinherrscher schneiden im Schnitt besser  
ab als jene im Nahen Osten

52 Menschenrechte Georgien – Russland 5 : 0

54 Orwells Lob der Nation
Die unorthodoxen Ansichten der britischen  
Schriftstellerlegende  George Orwell



7Weltwoche Nr. 34.14
Bild: Henny Garfunkel (Redux, Laif)

«Mit jedem grauen Haar noch mehr Charakter»: Regisseur Cronenberg. Seite 64
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Künstler von Weltrang erwarten Sie zu einem ein-
zigartigen Musikfestival im exklusiven 5-Sterne-
Wellness-Hotel «Alpina Dolomites» auf der Seiser 
Alm. Hier oben, auf Europas schönstem und 
grösstem Hochplateau, liegt Ihnen das sonnenver-
wöhnte Ferienparadies des Unesco-Naturparks 
«Weltnaturerbe Dolomiten» zu Füssen. Wellness, 
Wandern oder ein Ausfl ug nach Bozen oder Meran 
machen Ihren Aufenthalt zu einem Erlebnis.

Die Abende der Musikwoche sind dem genialen An-
tonio Giacomo Stradivari (1644–1737) gewidmet. 
Der berühmteste Instrumentenbauer aller Zeiten 
schuf in Cremona Streichinstrumente, deren Quali-
tät bis heute unübertroffen ist. Die Konzerte mit 
den schönsten Werken der Klassik fi nden in der zu 
Fuss erreichbaren Franziskuskirche statt, deren 
einzigartige Akustik sie zu einem Kammermusik-
saal der Weltklasse macht. Gleich drei seiner ausser-
gewöhnlichen Meisterwerke sind am «Stradivari 
Summit 2014» zu hören: Die Stradivarius-Violine 

«Brodsky» (1702), gespielt von Kirill Troussov; 
die Stradivarius-Viola «Paganini-Mendelssohn» 
(1731), gespielt von Veronika Hagen; und das Stra-
divarius-Violoncello «Feuermann» (1730), gespielt 
von Danjulo Ishizaka. 

Weiter erleben Sie ein kostbares Violoncello des 
Geigenbauers Francesco Rugeri (Cremona, 1680), 
präsentiert von Benedict Kloeckner. Für weitere 
Highlights sorgen der international renommierte 
Bariton Andrè Schuen sowie die exzellenten Pia-
nisten Daniel Heide, Alexandra Troussova und 
Alexander Krichel (Gewinner «Echo Klassik 
2013»).

Abgerundet wird das Erlebnis mit dem Nachbau 
der Stradivarius Violine «Maria Ex-Muir Macken-
zie» (1694) des Pariser Instrumentenbauers Ste-
phan von Baehr, der vor Ort Einblicke in die Bau-
kunst einer Stradivarius gewährt. Das Instrument 
wird von Franziska Hölscher gespielt.

Der Mythos Stradivari fasziniert Klassikliebhaber bis heute. Erleben 
Sie das Gipfeltreffen der legendären Streichinstrumente – als Gast in 
einem der besten Wellness-Hotels Europas inmitten der Dolomiten!

Klassik und Wellness im Südtirol

Stradivari Summit 2014
Platin-Club-Spezialangebot

«Stradivari Summit 2014»
4.–12. Oktober 2014, Seiser Alm, Dolomiten
Hotel «Alpina Dolomites Gardena Health Lodge & Spa*****»
Spezialpreise und Arrangements
(pro Person und Zimmer bei Doppelbelegung; 
Einzelbelegung auf Anfrage):
DZ «Dialer Superior» (ca. 50 m2 mit Balkon)
• 8 Tage (4.–12. Oktober): € 2060.– (statt 2400.–)
• 4 Tage (4.–8./8.–12. Oktober): € 1050.– (statt 1220.–)
DZ «Saslong Exclusive» (ca. 50 m2 mit Terrasse)
• 8 Tage (4.–12. Oktober): € 2210.– (statt 2550.–)
• 4 Tage (4.–8./ 8.–12. Oktober): € 1125.– (statt 1295.–)
«Molignon Suite» (ca. 75 m2 mit Balkon)
• 8 Tage (4.–12. Oktober): € 2560.– (statt 2900.–)
• 4 Tage (4.–8./8.–12. Oktober): € 1300.– (statt 1470.–)
Leistungen
• 8 bzw. 4 Übern. inkl. HP mit 5- oder 6-Gang-Menü
• Nutzung Wellness- und Fitnessbereich
• Tiefgarage und gesamtes «Alpina-»Wohlfühlangebot
• Tägliches Einführungsgespräch gemäss Tagesprogramm
Buchung
Reservieren Sie Ihr Arrangement über Tel. +39 0471 345 308 
oder per E-Mail: info@suedtirol-momente.com. 
Bitte das Stichwort «Weltwoche» angeben.
Veranstalter
Südtirol Momente, Oberbozen/Ritten
www.suedtirol-momente.com

www.weltwoche.ch/platinclub
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Im Auge

Der grosse Verkannte

Kommentar

Feigling Didier Burkhalter
Von Urs Paul Engeler _ Sämtliche Schweizer Nadelstiche gegen  
Russland haben ihren Ursprung beim ängstlichen Aussenminister. 
Dazu stehen will er aber nicht.

Er sagt von sich, er sei «ein Voyeur, der den 
ganzen Tag schuftet», und betrachtet sich 

als Verwandten der literarischen Erzählfigur 
Nick Carraway im «Grossen Gatsby». Nur ist er 
nicht F. Scott Fitzgerald, sondern Andrew 
Crofts, ein 51-jähriger Brite, der so entspannt 
aussieht wie ein retirierter Tennisstar und Mil-
lionenauflagen erreicht, allerdings anonym. Er 
sagt, er lerne bei der Arbeit die interessantesten 
Menschen kennen, und zählt auf: Erfinder, Ent-
führer, Diktatoren, Wirtschaftsbosse, Reality-
Stars, aber Namen nennt er nicht. Er hält ihnen 
heimlich das Schreib-Händchen. Crofts ist 
Ghostwriter, Auftragsschreiber, Phantomautor, 
 Promi-Biograf; ein «Neger», wie solche Schat-
tentexter einst hiessen. Aber sogar der Nobel-
preisträger Gabriel García Márquez anerkannte 
die Nützlichkeit dieser Gespensterbranche. 
Möglicherweise verbarg sich ja schon hinter 
dem Meisterdichter Shakespeare ein Christo-
pher Marlowe oder der Earl of Oxford. Alexan-
dre Dumas beschäftigte ganze Schreibbüros, die 
seine Abenteuerromane im Akkord zu Papier 
brachten. Politiker benötigen eh starke Worte, 
schon der erste US-Präsident, George Washing-
ton, hielt sich einen Redenschreiber. Willy 
Brandt, ursprünglich Journalist, engagierte die 
Edelfeder Klaus Harpprecht, und Günter Grass 
lieferte ihm, aufs Copyright verzichtend, den 
Leitspruch «Mehr Demokratie wagen». Andrew 
Crofts hat gerüchteweise für Tony Blair die Me-
moiren geschrieben und hatte schon den Zu-
schlag von Ägyptens Mubarak in der Tasche. Er 
tauchte mit siebzehn in London auf, schlug sich 
eine halbe Karriere als begabter Freelance-Zei-
tungsschreiber durch und kam erst richtig zum 
Vorschein, als der Bestsellerautor Robert Harris 
gestand, Crofts habe ihm Teile des Thrillers 
«The Ghost» formuliert. Crofts fabuliert eisern 
jeden Tag am Computer und schafft so drei Bü-
cher pro Jahr. Er schätzt, dass in Grossbritan-
nien die Hälfte aller Sachbücher und zehn Pro-
zent der Belletristik von fremden Dienstleistern 
verfasst werden. Jetzt erscheint das erste Buch 
unter seinem Namen: «Confessions of a Ghost-
writer». Von Andrew Crofts. Das ist garantiert 
kein Pseudonym. Peter Hartmann

SVP-Bundesrat Ueli Maurer, Chef des Vertei-
digungsdepartements VBS, hätte die russi-

schen Kunstflieger der «Russian Knights»-
Staffel mit ihren Su-27-Jets gerne an der Air 14 
in die Luft steigen und in kühnen Formationen 
und Figuren über den Flugplatz Payerne düsen 
sehen. Die Ukraine-Krise sah er keineswegs als 
Hindernis für diesen freundschaftlich-sport-
lichen Auftritt. Das bestätigen mehrere 
 VBS- Mitarbeiter, die sich denn auch bass er-
staunt zeigten, als die russischen Piloten gut 
zwei  Wochen vor der Show zum grossen 
100-Jahr- Jubiläum der Schweizer Flugwaffe 
plötzlich ausgeladen wurden, und zwar durch 
das VBS, wie das offizielle Communiqué ver-
kündete.

Tatsächlich aber hatte eine gezielte Interven-
tion von Aussenminister und Bundespräsident 
Didier Burkhalter (FDP) den abrupten Sinnes-
wandel bewirkt. Es gelang Burkhalter, der 
krampfhaft alles tut, um den Spitzen der EU zu 
gefallen, Maurer zu diesem antirussischen 
 Affront zu überreden. In der Pressemitteilung 
wollte, schlechten Gewissens, das VBS die Ver-
antwortung für diesen merkwürdigen, einseiti-
gen und damit falschen Entscheid mit dem 
EDA teilen und formulierte: «In Absprache mit 
dem EDA hat das VBS entschieden.» Doch 
selbst diese Wendung liess das Aussenministe-

rium vor der Publikation aus dem Text strei-
chen. So heisst es nur noch: «Das VBS hat 
 entschieden.» Schliesslich, als Gipfel der Ver-
drehungen, flötete Burkhalter ins Mikrofon des 
welschen Radios, er habe «Verständnis für die 
Entscheidung des Kollegen».

Dass Ueli Maurer, einziger Vertreter der 
Grosspartei SVP im Bundesrat, derzeit derart 
deroutiert ist, dass er sich widerstandslos von 
einem Nebenmann mit einer anderen Agenda 
zu einer politischen Spitzkehre drängen lässt, 
ist die eine bedenkliche Entwicklung. Dass der 
EU-hörige Bundespräsident Didier Burkhalter 
ängstlich sich verleugnet und falschspielt, um 
seine aussenpolitische Scheinheiligkeit wahren 
und als «neutraler» Vermittler auftreten zu 
können, ist die andere politische Sorge. 

Schlaumeierei führt zum Bruch

Wie stark Didier Burkhalter an der zweiten 
Provokation Moskaus, der Ausladung des Prä-
sidenten der russischen Staatsduma, beteiligt 
war, ist umstritten. Die Spitzen der Parlamen-
te hatten Ende September in Bern das 200-Jahr-
Jubiläum der diplomatischen Beziehungen 
zwischen Russland und der Schweiz feiern 
wollen. Aus der gewundenen Mitteilung der 
Parlamentsdienste geht nicht hervor, wer 

Andrew Crofts, Bestsellerautor.

«Verständnis für die Entscheidung des Kollegen»: Bundesräte Didier Burkhalter (l.), Ueli Maurer.

››› Fortsetzung auf Seite 10
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Sprachenstreit

«Ça suffit»
Von Markus Schär – Die Thurgauer sprechen sich gegen Frühfranzösisch 
aus. Die Freundeidgenossen gehen deshalb mit ihnen um wie die EU 
mit der Schweiz.

Jetzt gelte ich selbst unter den Scheuklappen-
Schweizern als Hinterwäldler. Ich lernte an 

der Sekundarschule in Weinfelden und an der 
Kantonsschule in Frauenfeld (das ist die Haupt-
stadt des Kantons Thurgau, wie nur wenige 
Freundeidgenossen wissen) sechseinhalb Jahre 
Französisch. Mein Maturazeugnis zierte eine 
Sechs, weil ich alles Nötige über die Grammatik 
und die Literatur der Sprache von Racine, 
 Molière und Marquis de Sade wusste; ich kann 
allerdings bis heute kein Telefonat auf Franzö-
sisch führen, weil es nicht in mein alemanni-
sches Maul passt. Mit dem directeur romand von 
Avenir Suisse, einem Diplomaten der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft, oder dem Präsiden-
ten der ETH Lausanne, einem Freiburger, 
 pardon: Fribourgeois, sprach ich immer Englisch, 
damit wir uns verstanden.

Aber eben, seit letzter Woche sprechen mir 
die compatriotes nicht nur die Französisch-
kenntnisse, sondern sogar jede Verständi-
gungsbereitschaft ab. Unter mehreren 
Deutschschweizer Kantonen, in denen Vorstö-
sse laufen, das Frühfranzösisch in der Primar-
schule wieder abzuschaffen und dafür den 
 Unterricht in der Sekundarschule auszubau-
en, entschied zufällig im Thurgau das Parla-
ment zuerst. Es überwies mit 71 gegen 49 
 Stimmen eine SVP-Motion – gegen Erzie-
hungschefin Monika Knill (SVP). Die SVP stellt 

im Thurgau zwar die mit Abstand grösste 
Fraktion, aber diese zählt nur 41 Mitglieder. 
Auf eine Mehrheit kam der Vorstoss im 
130-köpfigen Rat, weil ihn Parlamentarier fast 
aller Parteien mittrugen: von FDP, CVP/GLP, 
EDU/EVP, sogar der SP und der geschlossenen 
Fraktion der Grünen. Viele Lehrkräfte spre-
chen sich dafür aus; eine Studie der Pädagogi-
schen Hochschule Thurgau in Kreuzlingen (au 
lac de Constance, rechts oben auf der Landeskar-
te) zeigt, dass Frühfranzösisch nichts bringt.

«Die Abriegelung der Schweiz»

Ohne sich um störende Fakten zu scheren, zog 
Nationalrat Roger Nordmann (SP) über den 
Thurgau her. «Ich werde den Verdacht nicht los, 
dass die SVP mit dem Kampf gegen Frühfran-
zösisch noch viel mehr bezweckt: eine mono-
kulturelle deutsche Schweiz», unkte der  Vaudois 
im Tages-Anzeiger: «Dass es ihr auch darum 
geht, die Abriegelung der Schweiz voranzu-
treiben.» Er rief deshalb die Thurgauer Eltern 
dazu auf, Frühfranzösisch vor Bundesgericht 
zu  erzwingen: «Bildung eines Grundrechts» 
(mit Aufnahme in die EMRK?).

Die Waadtländer Erziehungschefin Anne- 
Catherine Lyon (SP) hetzte gegen den Thurgau, 
der sich «isoliere». Der Aargauer Nationalrat 
Cédric Wermuth (SP) höhnte auf dem ihm eige-
nen Niveau, man solle einen Monat lang die 
Thurgauer Äpfel boykottieren, bis das Parla-
ment kippe. Und Bundesrat Alain Berset (SP) 
drohte einmal mehr, der Bund könne in die 
 Bildungshoheit der Kantone eingreifen – 
 obwohl es in Bundesverfassung und Sprachen-
gesetz dafür keine Grundlage gibt. Die 
 Genossen fordern also – in verdankenswerter 
Unverfrorenheit –, die Freundeidgenossen soll-
ten mit den Thurgauern umgehen wie die EU 
mit der Schweiz: beschimpfen und bedrohen, 
das Recht beugen und den Volkswillen brechen.

Ich arbeite jetzt im Medienzentrum in Bun-
desbern, einem der Bollwerke der eidgenössi-
schen Verständigung nach dem Grundsatz: 
 Jeder spricht seine Muttersprache, die anderen 
können ihm folgen. Mein Französisch nach nur 
sechseinhalb Schuljahren tut es dafür vollauf, 
bei den Welschen, vor allem bei den Parlamen-
tariern im Bundeshaus, bin ich da nicht so 
 sicher.

Ich spreche immer noch nicht lieber Franzö-
sisch, aber es reicht, um meinen compatriotes zu-
zurufen: «Nehmt uns Thurgauer wie bisher 
einfach nicht zur Kenntnis und lasst uns in 
 Ruhe – fichez-nous la paix, ça suffit.»

 diese Absage angeordnet hat. Gegenüber der 
 Weltwoche erklärt der höchste Schweizer, 
 Nationalratspräsident Ruedi Lustenberger 
(CVP), ganz tapfer: «Ich übernehme dafür die 
Verantwortung; die letzte Entscheidung habe 
ich getroffen.» Allerdings: Auf die Frage nach 
der Vorgeschichte dieser Brüskierung und der 
Rolle des Aussendepartements in diesem 
 Prozess wiederholt er nur: «Dazu sage ich gar 
nichts.»

Fakt ist, dass Didier Burkhalter in einer 
 Sitzung der Aussenpolitischen Kommission 
(APK) die Parlamentarier ermuntert hat, die 
Spitzen der russischen Duma nicht offiziell zu 
empfangen. Er riet zu einer Schlaumeierei, wie 
sie peinlicherweise vor einem Jahr beim Besuch 
des Dalai Lama veranstaltet wurde. Um China 
nicht zu verärgern, wurde das geistliche Ober-
haupt der Tibeter von Nationalratspräsidentin 
Maya Graf nicht offiziell im Namen der eidge-
nössischen Räte begrüsst; sie agierte gemäss 
Protokoll nur als Vizepräsidentin der kleinen 
«Parlamentarischen Gruppe Tibet». Der Bun-
desrat zeigte dem Dalai Lama demonstrativ die 
kalte Schulter. Zu solch unwürdigen Versteck-
spielchen mochte der Vorsitzende der Duma, 
Sergei Naryschkin, allerdings nicht in die 
Schweiz reisen. So kam es, wie vom EDA ge-
wünscht, zum Bruch.

EU-Sanktionen auf kaltem Weg

Dass das Schweizer Parlament als höchste 
 Instanz des Landes brav hinter den Vorgaben 
des ihm unterstellten Bundesrats trottet, ist 
die dritte beunruhigende politische Diagnose. 
Und dass das EDA nicht autonom handelt, 
sondern entlang den Vorgaben aus Brüssel 
und Washington, ist der vierte bittere Befund. 
Der  Name Naryschkin figuriert auf der schwar-
zen Liste von Russen, die nicht mehr in die EU 
und in die USA einreisen dürfen. Diese Sank-
tionen übernimmt, obwohl nie beschlossen, 
auf kaltem Weg nun auch die Schweiz.

Das ist eines unabhängigen Staates unwür-
dig und verstösst zudem gegen die Neutralität, 
die zu leben Bern immer noch vorgibt. Wie par-
teilich der Schweizer Bundesrat mittlerweile 
operiert, lässt sich mit einem kurzen Test be-
weisen. Auf jede Massnahme der EU und der 
USA reagiert die Landesregierung – obwohl sie 
in keiner Weise an solche Beschlüsse gebunden 
ist – umgehend devot mit dem Versprechen, 
 alles zu tun, damit diese Sanktionen nicht via 
Schweiz unterlaufen werden können. Auf keine 
Gegenmassnahme Russlands hat die Landes-
regierung je mit einer Zusage reagiert, alles zu 
tun, damit diese Boykotte nicht via Schweiz un-
terlaufen werden können.

Faktisch agiert Bundespräsident und Aussen-
minister Didier Burkhalter, innen feige getarnt, 
als Brüssels Marionettchen. Aussen hat man’s 
längst registriert.

››› Fortsetzung von Seite 9

Thurgauer Regierungsrätin Monika Knill, SVP.
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Personenkontrolle

Ogi, Blocher, Schmid-Federer,  
Markwalder,  Furrer

Adolf Ogi, gewesener SVP-Bundesrat, hat mit 
seinem von der Sonntagszeitung publizierten 
«Weckruf» gegen die SVP und seinen Parteikol-
legen Christoph Blocher («Wahnsinn», «Kata-
strophe») Wirbel ausgelöst. Für einen Moment 
beherrschte er die Schlagzeilen, sein Appell er-
ging in dramatisch-ernstem Tonfall: «Wir müs-
sen Blocher stoppen.» Massiv ist der Blick auf die 
Story angesprungen: «Ogi, hilf uns!», flehte das 
Blatt, tags darauf: «SVP-Angsthasen lassen Ogi 
im Stich». Dazu ein Bild mit Blocher als bösem 
Wolf und dem mutigen Dölf in Ritterrüstung 
mit Spiess. Die Weltwoche fragte Ogi an, ob er sich 
einem grossen Streitgespräch stellen würde. 
Blocher sagte sofort zu, Ogi krebste sofort zu-
rück: «Ich stelle mich nicht zur Verfügung, und 
Sie wissen warum.» Ehrlich gesagt: Wir wissen 
es nicht. Eines aber scheint klar: Ogi schätzt De-
batten dann, wenn er sie alleine führt. (rk)

Furrerhugi ist innert wenigen Jahren zu einer 
der wichtigsten PR-Firmen des Landes aufge-
stiegen. Die Handelszeitung durchleuchtet die 
mannigfaltigen Verstrickungen der Lobbyisten: 
Die Agentur verrichte für «einige Parlamenta-
rier», darunter Barbara Schmid-Federer (CVP) 
oder Christa Markwalder (FDP), «die politische 
Kleinarbeit – unentgeltlich», schreibt das Blatt. 
Gratis-Sekretariatsdienste für Politiker? Auf 
Anfrage der Weltwoche widerspricht Markwal-
der: Furrerhugi verlese für sie die Post, scanne 
Einladungen ein, beantworte Standardbriefe. 
«Dafür bezahle ich pauschal 1000 Franken pro 
Monat.» Bei Agenturchef Lorenz Furrer, 
«Berns grösster Charmeur» (Handelszeitung), 
dagegen tönt es anders: Die Tätigkeit für Mark-
walder sei ein Freundschaftsdienst, der eine bis 
zwei Stunden Arbeit pro Monat bedeute, mehr 
nicht. «Da fliesst kein Geld.» Angesprochen auf 
den Widerspruch mit Freundin/Kundin Mark-
walder korrigiert sich Furrer: Die 1000 Franken 
seien «Spesen». Daraus folgt: Entweder Christa 
Markwalder lässt sich von einer Lobbyfirma 
 Sekretariatsdienste bezahlen, will dies aber 
nicht zugeben. Oder aber Lorenz Furrer ver-
rechnet die saftigsten Spesen im Land. (cal)

Peter Scholl-Latour (1924–2014) _ Wie in 
anderen Berufen ist auch im Journalismus 
der Neid ein zuverlässiger Gradmesser für 
den Erfolg oder Misserfolg eines Kollegen. 
Auch unter diesem Blickwinkel war Peter 
Scholl-Latour sein ganzes Leben lang einer 
der erfolgreichsten Mitglieder seiner Zunft. 
Er wurde freilich nicht nur um die Auflagen 
seiner Bücher und um seine Beliebtheit bei 
Lesern und Zuschauern beneidet, sondern 
wohl vor allem um sein abenteuerliches 
 Reporterleben, das ihn von Indochina in 
den Nahen Osten und nach Afrika führte. 
Scholl-Latour war ein Vollblutreporter, der 
mit fundiertem Wissen glänzte. Er war im-
mer ganz vorne dabei, wo geschossen und 
gestorben, wo Politik und Revolutionen ge-
macht wurden. Und obendrein war er ein 
Lebenskünstler und Lebensgeniesser. Noch 
wenige Tage nach seinem 90. Geburtstag im 
März unternahm PSL, wie man ihn nannte, 
eine Reise in den Tschad. Strapazen scheute 
er nicht. Er wusste, dass man als Journalist 
zu den Menschen, über die man schrieb, 
hinfahren musste, dass man mit ihnen re-
den und ihnen vor allem zuhören musste. 
Denn wer die Welt erklären will, der muss 
sie zuerst verstehen. Scholl-Latour verstand 
die Welt, weil er die Menschen verstand. 
Deshalb konnte er sie besser erklären als die 
meisten anderen – eingängig, einsichtig 
und in einfachen Worten. Das trug ihm oft 
den Vorwurf ein, die Dinge zu vereinfa-
chen. Gestört hat ihn dieser Vorwurf nie. Er 
wusste, dass alles scheinbar Einfache sehr 
schwierig ist. Was für ihn zählte, war ohne-
hin nicht das Urteil der Kollegen, sondern 
das der Leser – und die verehrten ihn. Sie 
werden ihn vermissen.  Wolfgang Koydl

«Hilf uns!»: Adolf Ogi, Alt Bundesrat.

Die Welt verstehen: Peter Scholl-Latour.

James Schiro (1946–2014) _ Seine Lauf-
bahn hatte wenig spektakulär begonnen: 
Er studierte dank einem Stipendium an 
der St. John’s University in New York. 
 Seinen Master-Abschluss machte er am 
Dartmouth College, bevor er der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Price Water-
house im Jahr 1967 beitrat. Dem Unterneh-
men blieb er mehr als dreissig Jahre lang 
treu. Zuletzt amtierte er als CEO der neu 
fusionierten Pricewaterhouse Coopers in 
New York.

James – oder Jim, wie wir alle ihn nann-
ten – kam im Jahr 2002 in die Schweiz, zu-
erst als COO Finance und dann bis 2009 als 
CEO der Zurich-Versicherung. Weniger 
bekannt ist, dass er mehrere Jahre Mitglied 
des Stiftungsrates des Lucerne Festival 
und auch Vice Chairman des Boards unse-
rer American Friends of Lucerne  Festival 
war, an deren erfolgreichem Aufbau er 
massgeblich mitgewirkt hatte. Der Kultur-
austausch zwischen seiner Heimat, den 
USA, und der Schweiz war ihm ein ganz 
grosses Anliegen. So hat die Zurich unter 
seiner Ägide regelmässig den  Auftritt ame-
rikanischer Orchester am  Lucerne Festival 
gefördert.

Ich habe Jim als einen äusserst aufge-
schlossenen und sehr verbindlichen Men-
schen kennengelernt, der immer ganz klar 
zu seinen Engagements stand. Sehr be-
eindruckt hat mich seine Fähigkeit, in 
 jeglicher Art von Komplexität sofort den 
Überblick zu gewinnen. Da konnte man 
immer viel von ihm lernen. Auch von 
 seiner souveränen und ruhigen Art, die 
Dinge zu lenken und zu gestalten.   
 Michael Haefliger

Nachrufe

Aufgeschlossen und verbindlich: James Schiro.
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Affären 

Protokoll eines menschlichen Dramas  
Von Philipp Gut _ Der landesweit bekannte Politiker Geri Müller (Grüne) steht wegen Sex-Selfies  
am Pranger. Es wurde gar der Vorwurf des Amtsmissbrauchs laut. In Wirklichkeit kratzen die halb  
empörten, halb belustigten Medienberichte an der Oberfläche. Abgründe tun sich auf. 

Es ist hier die Rede von Bildern, die nun wirk-
lich kein Mensch sehen möchte – und die 
trotzdem die Nation seit Tagen erregen. Die 
Schweiz am Sonntag machte die pikante Ge-
schichte vergangenes Wochenende publik. 
 Geri Müller, Nationalrat der Grünen und 
Stadtammann von Baden AG, posierte halb-
nackt, einmal sogar in seinem Amtszimmer, 
im  privaten Chat mit einer 33-jährigen Inter-
netfreundin und garnierte das Ganze mit 
schlüpfrigen Sprüchen.

Geht das die Öffentlichkeit etwas an? Die 
Zeitung, die den Fall brachte, argumentiert 
auf zwei Linien. Erstens sei durch die Aufnah-
men im Stadthaus der Bezug zum Amt gege-
ben – womit der Schutz der Privatsphäre ent-
falle. Zweitens deutete sie an, Geri Müller 
könnte sein Amt und seine Macht missbraucht 
haben, indem er die Polizei einschaltete, um 
der Frau angeblich das Handy wegzunehmen. 
Denn darauf befinden sich die kompromittie-
renden Chats. 

Die Belastbarkeit dieser Argumente ist be-
grenzt. Der Vorwurf des Amtsmissbrauchs ist 
mittlerweile in sich zusammengebrochen (wir 
kommen darauf zurück). Aber auch der andere 
Rechtfertigungsgrund wankt. Denn die Frage, 
ob der Schutz der Persönlichkeits- und der 
 Intimsphäre in diesem Fall tatsächlich auf-
gehoben ist, bleibt juristisch offen. 

Wo liegt überhaupt das Problem? 

Man kann sich durchaus fragen: Besteht wirk-
lich ein öffentliches Interesse am legalen, 
 einvernehmlichen Sexdialog zwischen ver-
nünftigen Erwachsenen? Wo liegt, jenseits des 
voyeuristischen Grundimpulses, überhaupt 
das Problem? Wird das heilige Stadthaus 
durch die unschicklichen und geschmack-
losen Fotos entweiht? US-Präsident Bill Clin-
ton liess sich im White House in Washington 
oral befriedigen und durfte bleiben. Das Wei-
sse Haus steht noch. Gelten im Stadthaus Ba-
den strengere Massstäbe? 

Wie sonst lautete der Vorwurf? Arbeitsunfä-
higkeit wegen Verliebtheit? Will man verbie-
ten, dass Politiker während ihrer Arbeitszeit 
private Nachrichten senden? Gehen die teils 
sehr expliziten Textstellen zu weit? Oder die 
Bilder? Oder die Kombination von beiden? Wo 
liegt die Grenze? 

Gewiss: Geri Müller hat sich eine gröbere 
Dummheit geleistet. Sein Urteilsvermögen 
war zumindest phasenweise getrübt. Er hat 
sich an einer Pressekonferenz am Dienstag sel-

ber in diesem Sinn geäussert und für die «ober-
peinliche» Entgleisung um Entschuldigung 
gebeten. 

Aber wahr ist auch: Berufspolitiker Müller 
hat sich nach heutigem Kenntnisstand keines 
Verbrechens oder Vergehens schuldig ge-
macht. Er hat sich deplatziert benommen, 
aber nicht kriminell. Sein privates Doppel-
leben als Sex-Chatter hatte bisher keine mess-
bare Auswirkung auf seine Amtsführung und 
seine politischen Mandate. 

Gegenseitiges erotisches Hochschaukeln

Der Weltwoche liegen die ominösen Sex-Chats 
seit längerem vor, auch die vieldiskutierten 
Bilder. Was ist wirklich zwischen Geri Müller 
und seiner Internetbekanntschaft vorgefal-
len? Wer ist diese Frau? Warum lieferte sie 
Müller der Presse aus? 

Der erste Kontakt zwischen den beiden er-
gab sich bereits vor rund drei Jahren. Politiker 
Müller erprobte damals für sich das Facebook 
und nahm die Freundschaftsanfrage der Frau 
an, die sich Nicole Andrea Zirea nennt (ein nom 
de guerre ihr richtiger Name ist der Weltwoche 
bekannt). Zirea hatte als Lokaljournalistin 
und Gerichtsreporterin gearbeitet, machte 
 eine Ausbildung als Gymnasiallehrerin und 
malte nebenbei. Müller, der einst selber eine 
Künstleragentur betrieb, lobte ihre Bilder.

Dann ruhte der Kontakt – bis Anfang 
 Februar dieses Jahres. Was sich jetzt entspann, 
war eine überwiegend, aber nicht nur virtuelle 
Beziehung, die bald obsessive Züge annahm. 

Ende Februar tauschten die Chatpartner, die 
auf verschiedenen Kanälen miteinander kom-
munizierten, erste erotische Bilder aus. Zirea 
sagte, sie arbeite an einem Kriminalroman. 
Die literarischen Pläne schmiegten sich dem 
sexuell aufgeheizten Klima an – Wirklichkeit 
und Fantasie überschnitten sich. Die Beteilig-
ten liessen sich zu diesem Zeitpunkt wohl 
nicht träumen, dass sie sich einmal in einem 
wirklichen Kriminalfall wiederfinden sollten. 
Verklagt vom Partner. 

Der Chatverlauf – sei es auf Whatsapp, sei es 
per SMS – zeigt: Die erotische Dimension 
brachten beide in den Dialog ein. Man schau-
kelte sich gegenseitig hoch. Auch Bilder expli-

zit sexuellen Inhalts sandten sich beide wech-
selseitig zu. Wären sie lediglich in privaten 
Zusammenhängen entstanden, wären diese 
Bilder nie zum Problem geworden. Zum 
 Verhängnis wurden Geri Müller Aufnahmen, 
die er am Sonntagnachmittag, den 23. Februar, 
in seinem Präsidentenbüro machte. Die Sonn-
tagsausgabe der Aargauer Zeitung nahm sie zum 
Anlass, um über den Fall zu berichten. Mit den 
bekannten Folgen. 

Wie aber konnte es so weit kommen? Wann 
geriet die im gegenseitigen Einverständnis 
und durchaus mit geteilter Freude geführte 
private Beziehung ausser Kontrolle? 

Das Verhängnis für den unvorsichtigen Poli-
tiker begann im April 2014. Nachdem sie zuvor 
oft stundenlang und teils auch mitten in der 
Nacht kommuniziert hatten, machte sich 
beim vielbeschäftigten Nationalrat und Stadt-
ammann eine gewisse Abkühlung bemerkbar. 
Der obsessive Vielschreiber von früher antwor-
tete nicht mehr immer sofort. Und er sagte ihr 
das auch. Die «Krass-Pics», wie sie die explizi-
ten Bilder nannte, verschwanden allmählich. 
Müller hatte längst erkannt, dass die Nackt-
Selfies für ihn eine Gefahr darstellten. 

Eskalation am Karfreitag 

Auf den Rückwärtsgang von seiner Seite 
 reagierte die Frau gekränkt, ja geschockt. Er 
könne sie doch nicht fallenlassen, klagte sie. 

Mitte April 2014 kam es zu einer ersten Eska-
lation. Spätestens jetzt wurde deutlich, dass 
mit der Frau etwas nicht stimmte. In ihrem 
Briefkasten sei eine Kartonschachtel mit 
 einem Daten-Stick abgegeben worden, 
schreibt sie. Es sei ein Brief beigelegen mit 
dem Titel «Was Sie über Geri Müller wissen 
müssen». Darin wird die Frau direkt und mit 
Namen angesprochen. Die Quintessenz des 
wirren Schreibens: Wenn sie, Nicole Andrea 
Zirea,  Geri Müller anschwärze und belasten-
des  Material über ihn sammle, erhalte sie 
200 000 Franken Belohnung. 

Später stellt sich heraus, dass der Brief eine 
Fälschung ist. Nicole Andrea Zirea hatte ihn 
selber verfasst. Was sie Müller gegenüber auch 
schnell selber zugab. 

Die kuriosen Ereignisse häuften sich. Ein an-
dermal kommt eine schriftliche Nachricht, an-
geblich aus dem Berner Oberland. Frau  Zirea 
sei in guten Händen, heisst es auf ihrem eige-
nen Whatsapp-Account. Dieser sei von Frem-
den gehackt worden, so erklärt sie die sonderba-
re Botschaft. Schliesslich gab sie auch in diesem 

Will man verbieten, dass Politiker 
während ihrer Arbeitszeit private 
Nachrichten senden?
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Fall zu, dass es sich um eine Mani pulation 
handle, die sie selber vorgenommen  habe. 

Es ist offensichtlich: Die Frau hat ein psychi-
sches Problem. Wahrscheinlich liegt ein Fall 
 einer emotional instabilen Persönlichkeitsstö-
rung (Borderline-Typ) vor. Diese ist durch 
«Impulsivität und Instabilität in zwischen-
menschlichen Beziehungen, Stimmung und 
Selbstbild» gekennzeichnet, weiter durch ein 
«paradox wirkendes Verhalten in zwischen-
menschlichen Beziehungen» sowie häufig 
auch durch «Depressionen» und «verschie-
dene Formen selbstverletzenden Verhaltens».

Helfersyndrom des Pflegers Müller

Sicher ist jedenfalls: Die genannten Symptome 
sollten sich in den folgenden Wochen ver-
schärfen. Mehrfach fügt sich die in ihrer Zu-
neigung enttäuschte, psychisch labile Frau sel-
ber Schnittwunden am Arm zu. Aufnahmen 
davon sind Teil des Chatverlaufs. «Jetzt spüre 
ich mich wieder», schreibt sie am 10. Juni. Die 
Wunden zeigt sie vor. Auch diese Bilder will 
 eigentlich niemand sehen.

In dieser merkwürdigen, anfänglich eupho-
risierten, nun immer tragischer werdenden 
Beziehung mutiert der Vertraute und Freund 

zugleich zu einer Art Therapeut. Der ehema-
lige Psychiatriepfleger Müller ist dafür wie ge-
schaffen. Gut möglich, dass bei ihm etwas mit-
spielt, das man sonst eher Frauen zuordnet: 
das sogenannte Helfersyndrom. Das würde 
teilweise erklären, warum der erfahrene Politi-

ker, der seine gefährliche Lage längst erkannt 
hat, die Beziehung zu dieser für ihn brandge-
fährlichen Frau nicht endgültig kappt. Der an-
dere Grund liegt wohl darin, dass er hoffte, 
weiter auf sie einzuwirken, um die Veröffent-
lichung der ominösen Bilder zu verhindern.

Auf den ersten Blick ist es unverständlich: 
Die Enttäuschte übt nicht einfach kühl Rache, 
indem sie das Material still und heimlich der 
Presse ausliefert. Sie spricht mehrfach davon, 
ja bis Mitte letzter Woche bleibt sie mit Geri 
Müller ständig in Kontakt. Sie orientiert ihn 
sogar fortwährend brühwarm über ihre Pläne 
und Aktivitäten, das belastende Material zu 
veröffentlichen. Selbst die Korrespondenz mit 

verschiedenen Journalisten legt sie ihm offen. 
Es folgt ein monatelanges Hin und Her, das 
erst mit der Publikation in der Schweiz am 
 Sonntag endet. Nicole Andrea Zirea sucht und 
findet über verschiedene Mittelsmänner und 
Anlaufstationen den Kontakt zu mehreren 
Verlagen, darunter die Weltwoche, Ringier, die 
AZ Medien, welche die Schweiz am Sonntag 
 herausgibt. 

Hausieren bei politischen Gegnern 

Zuerst versuchte es Zirea bei den lokalpoliti-
schen Gegnern Geri Müllers in Baden. Am 
Abend des 2. Mai kontaktiert sie einen bürgerli-
chen Kontrahenten per Telefon auf dessen Pri-
vatnummer. Wie der Mann unter Zusage der 
Anonymität versichert, habe die Frau anfäng-
lich recht besonnen, ja hilfsbedürftig gewirkt. 
Die Sexgeschichte habe sie nicht direkt erwähnt, 
jedoch orakelnd von «schwer belastendem Ma-
terial» gegen Müller gesprochen, das dessen 
ethische Integrität schwer beschädige. Als die 
Frau schliesslich behauptete, sie werde von 
Müller bedroht, entgegnete er, sie sei bei ihm an 
der falschen Adresse. Falls sie sich bedroht fühle, 
solle sie sich an den Staatsanwalt, die Polizei, die 
Opferhilfe wenden. ›››

Entgleisungen im virtuellen Raum: Politiker Müller an der Pressekonferenz vom 19. August in Zürich.

Mehrfach fügt sich die  
psychisch labile Frau selber 
Schnittwunden am Arm zu.
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Nach diesem ersten Fehlschlag drehte  Nicole 
Andrea Zirea die Geschichte mehreren anderen 
Personen an, auch einem Nationalratskollegen 
von Geri Müller aus einer Mittepartei. Hartnä-
ckig und geschickt präsentierte sich die Frau bei 
Politikern und Journalisten als Opfer. Heimli-
che Tonaufzeichnungen, welche die Verwirrte 
planvoll anfertigte, sollten belegen, dass Müller 
sie unter Druck setzte. Darauf ist zu hören, wie 
ihr der bedrängte Politiker einmal mehr rät, das 
Handy mit den Sex-Chats aus dem Verkehr zu 
ziehen. Zudem brieft er sie, wie sie sich bei 
 Anfragen von Journalisten verhalten solle. Die 
Existenz der Bilder sei zu verneinen. Alles 
 andere werde der Anwalt  regeln. 

Warum löschte sie nicht einfach alles? 

Kann man daraus schliessen, dass die Frau in 
dieser Geschichte das Opfer ist, wie es die 
 Medien jetzt überwiegend darstellen? Die 
Fakten weisen eher auf das Gegenteil hin. Sie 
war es, die Müller unter Druck setzte, indem 
sie ihm damit drohte, an die Presse zu gehen. 
Sie hätte den Spuk und auch den angeblichen 
oder tatsächlichen Gegendruck von seiner Sei-
te jederzeit beenden können durch Betätigung 
der Delete-Taste. Sie hatte alles in der Hand, 
ohne sie lief nichts. 

Doch obwohl sie mehrfach ankündigte, sämt-
liche Spuren zu löschen, tat sie es nicht. Noch 
am Dienstagabend letzter Woche versprach 
sie: «Ich lösche den Verlauf.» Vier Tage später 
ging die Story bei der Aargauer Zeitung online. 
Nach Angaben der Frau war es allerdings nicht 
sie, die Sonntag-Chef Patrik Müller das Mate-
rial aushändigte. Dieser habe überhaupt nur 
 relativ wenig gesehen, überbracht von einem 
der Mittelsmänner, die seit Monaten auf einen 
Abnehmer hofften. Den Originalverlauf auf 
ihrem Handy habe Müller nie gesehen, be-
hauptet die Frau weiter. 

Ein Knackpunkt bleibt: Weshalb das mona-
telange Hin und Her? Warum das Wechselbad 
der Gefühle? Auf die wiederholten Drohun-
gen, jetzt endlich doch an die Presse zu gehen, 
folgen Umkehr und Reue auf dem Fuss. Sie 
wolle ihn nicht vernichten, sondern «retten», 
schreibt Zirea mehrfach. 

Rational ist dieses Verhalten schwer erklär-
bar. Vielleicht ist es aus dem Krankheitsbild 
der erwähnten Borderline-Störung zu erklä-
ren. Der paradox wirkende Beziehungszick-
zack gehört dazu. Sie wolle festgehalten wer-
den, schreibt Nicole Andrea Zirea einmal. 
Genau dies erhoffte sie sich allem Anschein 
nach auch von Politiker Geri Müller. Das stän-
dige Drohen mit einer Eskalation durch den 
Gang an die Öffentlichkeit könnte dieser para-

doxen Logik entsprechen: Es wäre das Mittel, 
das ihn, der sich emotional abkühlte, weiter 
intensiv an sie band. Indem sie das Damokles-
schwert der angedrohten Publikation über ihn 
hielt, blieb er in ihrer Macht, aber auch in ihrer 
Nähe. Die beiden Existenzen, die auseinander-
zudriften drohten, blieben auf existenzielle 
Weise verknüpft. 

Dazu passt, was Nicole Andrea Zirea am 
31. Mai 2014 schreibt. Sie sei bereits in früheren 
Jahren – nicht erst wie letzte Woche in Baden 
– von Polizei und Ärzten im Wortsinn fest-
gehalten worden. Dieses Gefühl sei wunder-
schön gewesen. Sie wolle festgehalten werden 
– oder sich «schneiden». 

Verrückte Beziehung

Was in den Medien und in Chatforen jetzt 
 beinahe schenkelklopfend ausgeweidet wird, 
offenbart sich als menschliches Drama mit un-
geahnten Abgründen. Die fast unschweizeri-
sche Frivolität, die der Fall anfänglich auszu-
strahlen schien und welche die boulevardeske 
Presse so elektrisierte, kratzt an der Ober-
fläche. Was einst ein flotter und durchaus auch 
derber Sex-Chat im Internet gewesen war, 
wird zum Dokument einer verrückten Bezie-
hung, im wahrsten Sinn des Worts. 

Der letzte Akt des Dramas beginnt am Mitt-
wochabend, den 13. August, in der Manie des 
bewährten Schwankens von einem Extrem ins 
andere. Um 17 Uhr schreibt Nicole Andrea 
 Zirea an Geri Müller, sie werde ihn anzeigen, 
wegen Amtsmissbrauchs, Nötigung, Dro-
hung, Belästigung. Dann, nicht einmal drei 
Stunden später, der Widerruf. Sie habe ihn 
nicht angezeigt, schreibt sie um 19.48 Uhr. 
«Bitte, Geri, ruf mich an», fleht sie, um zwei 
Minuten später zu melden, sie werde sich 
«diese Nacht» umbringen. «Bitte ruf mich 
vorher nochmals an.» 

Bei dieser einmaligen Suiziddrohung bleibt 
es nicht. Neun Mal zwischen 19.50 und 20.05 
Uhr versendet Nicole Andrea Zirea dieselbe 
alarmierende Nachricht. Es ist dies ein Muster, 
das sich in der Korrespondenz wiederholt 
zeigt. Oft verschickt sie ihr offensichtlich 
wichtige Nachrichten mehrfach. 

Unsinnig, heuchlerisch 

Auch Geri Müller ist längst nicht mehr der 
coole Politiker, der alles im Griff zu haben 
scheint. Drei, vier unbedachte Augenblicke 
und Entgleisungen im virtuellen Raum des 
 Internets haben ihn in eine Situation manö-
vriert, die seine politische Existenz bedroht. 
Der Landjunge «mit zwei linken Händen», 
wie er selber einmal sagte, hat es weiter ge-
bracht, als er sich jemals träumen liess, auch 
gegen harten politischen Widerstand. Steht 
jetzt diese ganze Laufbahn auf dem Spiel? Der 
Gedanke daran und die Peinlichkeit, vor der 
Nation entblösst dazustehen, liess auch ihn 
einmal seiner schwierigen Freundin gegen-
über von Suizid reden. 

Der Rest ist bekannt. Müller schaltete die 
 Polizei ein, um das Suizidrisiko von Nicole 
 Andrea Zirea abklären zu lassen. Wenn ihm 
das jetzt den Vorwurf des Amtsmissbrauchs 
einträgt, ist das nicht nur juristisch unsinnig, 
es ist heuchlerisch bis zynisch.

Der Nationalrat und Stadtammann von 
 Baden bot nicht seine eigene kommunale Poli-
zei auf, sondern er rief die Kantonspolizei 
Bern an. Diese meldete sich bei den Aargauer 
Kollegen und diese wiederum kontaktierten 
die Badener Stadtpolizei. Hätte Müller denn 
die neunfache Suiziddrohung ignorieren sol-
len? Nicht auszudenken, was geschehen wäre, 
hätte er die Warnungen in den Wind geschla-
gen, und die Frau hätte sich tatsächlich etwas 
angetan.  Dieselben Kreise, die jetzt moralisie-
rend den Stab über ihn brechen, hätten ihn als 
kaltherzige Machtmaschine verschrien. Und 
sie  hätten recht gehabt. 

Die Frage ist nicht entschärft, im Gegenteil: 
Ist das «Gerigate», über das die Nation sich 
halb empört, halb belustigt beugt, wirklich 
der Skandal, als der er eingeflogen worden ist? 
Nein. Geri Müller hat sich selber unendlich 
viel mehr geschadet als dem angeblichen 
 Ansehen seines Amts.  g

Das Weisse Haus steht noch: Lewinsky, Clinton.

Der Landjunge «mit zwei linken 
Händen» hat es weiter gebracht, 
als er sich jemals träumen liess.
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Die Deutschen

Nach Feierabend 
Von Henryk M. Broder _ Was den 
Fall Müller mit dem Fall Edathy 
verbindet. 

Wirtschaft

Sicherere Banken, einheitlicher Zins
Von Kurt Schiltknecht _ Welche Probleme sollen vom Staat und 
 welche vom Markt gelöst werden? Eine Rückbesinnung auf 
 einfache Lösungsansätze wäre angebracht.

Bürokraten und Politiker haben eines ge­
meinsam: Sie möchten immer grössere   

Teile der staatlichen und gesellschaftlichen 
 Aktivitäten unter ihre Kontrolle bringen. Die 
Folgen, mehr Regulierungen, mehr Staatsausga­
ben und höhere Steuern, lähmen die Wirtschaft. 
Deshalb wäre es auch in der Schweiz an der Zeit, 
wieder einmal darüber nachzudenken, welche 
Probleme vom Staat und welche vom Markt ge­
löst werden sollen. In welche Richtung es gehen 
sollte, illustrieren die folgenden Beispiele:

Dass systemrelevante Banken ein latentes Risi­
ko für eine Volkswirtschaft darstellen, wissen in­
zwischen alle. Doch dem Versuch der Politiker, 
das Bankensystem mit einem weitgehend nutz­
losen und teuren Ausbau der Überwachungsgre­
mien, mit zusätzlichen bürokratischen Auflagen 
und einer Überwälzung der Risiken auf die Ein­
leger stabiler zu machen, wird kein Erfolg be­
schieden sein. Es wäre besser und effizienter, 
wenn von den Banken in erster Linie sehr hohe 
Eigenmittel gefordert würden. 
 Davon sind wir trotz der inzwi­
schen etwas höheren Anforderun­
gen noch meilenweit entfernt. 

Die Eigenmittel müssten ausser­
dem mit wachsender Bilanzsum­
me überdurchschnittlich steigen, 
das heisst, je grösser eine Bank 
wird, desto höher sollte die von ihr 
zu haltende Eigenmittelquote 
sein. Dies würde die Banken zwin­
gen, die für sie optimale Grösse zu wählen. Bei 
progressiv steigenden Eigenkapitalanforderun­
gen würden die systemrelevanten Banken auch 
deshalb sicherer, weil sie keine Anreize zu einem 
übermässigen Bilanzwachstum mehr haben. 
Ein so einfacher Ansatz würde auch verhindern, 
dass die Banken eine Grösse erreichen, die es 
 ihnen so wie in der Vergangenheit ermöglichte, 
die Märkte zu manipulieren. 

Mietzuschüsse an die Armen

Für die Gewährleistung einer einwandfreien 
Geschäftsführung wäre es hilfreich, wenn künf­
tig nicht mehr die Banken, sondern die für die 
Vergehen verantwortlichen Manager gebüsst 
und bestraft würden. Solange die Aktionäre die 
Kosten der hohen Bussen tragen müssen und 
sich die Manager an ihren unrechtmässig erhal­
tenen Boni erfreuen können, wird sich am Ver­
halten der Bankmanager wenig ändern.

Auch im Sozialbereich müsste der Bürokra­
tie und dem Wildwuchs der Ausgaben mit ein­
facheren Lösungen Einhalt geboten werden. 

Vor allem sollte darauf verzichtet werden, jede 
Staatsaktivität noch mit sozialpolitischen Zie­
len zu verknüpfen. Welche Probleme sich erge­
ben können, wenn verschiedene Ziele gleich­
zeitig erreicht werden sollten, zeigt die 
Volksinitiative des Wirteverbands, die gleiche 
Mehrwertsteuersätze für das Essen fordert. 
Bei differenzierten Sätzen ist es fast unmög­
lich, zuverlässig abzuschätzen, wer davon pro­
fitiert und wer benachteiligt wird. 

Dennoch lieben es die Politiker, differenzierte 
Sätze zur Befriedigung ihrer Wähler festzu­
legen. Sie behaupten, damit vor allem einkom­
mensschwache Leute oder notleidende Wirt­
schaftszweige entlasten zu können. Eine solche 
Politik ist nicht optimal. Die mit differenzierten 
Sätzen angestrebten Umverteilungen könnten 
mit anderen Mitteln besser erreicht werden. 

Eines der wenigen Länder, welches einen 
 Einheitssatz für alle Güter anwendet, ist 
 Neuseeland. Grund dafür ist die Erkenntnis, 

dass der Einnahmenausfall bei 
 differenzierten Steuersätzen we­
sentlich grösser wäre als eine di­
rekte Unterstützung der Ein­
kommensschwachen. Bei einem 
Einheitssatz sind die Zusatzein­
nahmen so gross, dass ein niedri­
ger Satz sogar dann möglich wäre, 
wenn ein Teil der Mehrein­
nahmen zur Unterstützung der 
 Armen  eingesetzt würde.

Genauso ineffizient wie differenzierte Mehr­
wertsteuersätze ist der Versuch, die Armen durch 
staatlich subventionierten Wohnungsbau zu 
entlasten. Mit der Forderung nach subventio­
nierten Wohnungen in allen Quartieren löst man 
das Problem der Wohnungsknappheit nicht. Da­
für schafft man Ungerechtigkeiten zwischen den 
relativ wenigen, die eine solche Wohnung erhal­
ten, und den vielen anderen, die weiterhin 
Marktmieten bezahlen müssen. Zudem ist es 
aufgrund der Erfahrungen unwahrscheinlich, 
dass von solchen Bauten vornehmlich die Ärms­
ten der Gesellschaft profitieren würden. 

Viel besser als partielle Eingriffe in den Woh­
nungsmarkt wären Mietzinszuschüsse an die 
Armen. Das wäre einfach und effizient. Da die 
Politiker und Bürokraten an effizienten Lö­
sungen aber nicht interessiert sind, sondern in 
erster Linie mehr Einfluss, mehr Stimmen und 
mehr Macht suchen, werden die einfachen 
 Lösungen erst dann eine Chance haben, wenn 
der Staat die ineffizienten Lösungen nicht 
mehr finanzieren kann.

Als deutschem 
Bürger steht es 

mir nicht an, die 
Schweiz zu kritisie­
ren oder mich über 
Schweizer lustig zu 
machen. Es gibt ge­
nug Missstände und 
Wichtigtuer in mei­

nem Beritt. Ich schätze das politische Modell 
der Schweiz, den anarchisch­konservativen 
 Eigensinn der Schweizer, der sie gegen totalitä­
re Versuchungen immun macht. Natürlich gibt 
es Schweizer, die ich nicht leiden kann, Jean 
Ziegler zum Beispiel, den ich für einen Meister­
heuchler halte. Und wann immer ich etwas von 
oder über Geri Müller lese, erwacht mein sechs­
ter Sinn aus dem Stand­by­Modus. Die Art, wie 
er sich inszeniert, das Pathos seiner Auftritte, 
die Mischung aus autoritär, grün und selbstbe­
zogen, all das rechtfertigt einen Anfangsver­
dacht. Aber wofür? Jetzt weiss ich es. 

Das gleiche ungute Gefühl hatte ich bei dem 
deutschen Politiker Sebastian Edathy, SPD, 
nacheinander Vorsitzender des Innenausschus­
ses des Bundestages, Mitglied des Rechtsaus­
schusses, Vorsitzender des Untersuchungsaus­
schusses zur NSU­Affäre. Er wurde auch für 
höhere Ämter gehandelt, bis seine Karriere zu 
einem jähen Ende kam, nachdem auf seinem 
Computer Material «im Grenzbereich zur Kin­
derpornografie» gefunden worden war. Seit­
dem ist er abgetaucht. 

Nun sind die Herstellung und der Versand 
von autopornografischen Selfies nicht annä­
hernd das Gleiche wie der Konsum von Kin­
derpornografie. Müller hat sich eher lächerlich 
als strafbar gemacht, es sei denn, er habe tat­
sächlich die Empfängerin der pikanten Bilder 
genötigt und ihr die Polizei auf den Hals ge­
hetzt. Das wäre dann auch noch Amtsmiss­
brauch. Was aber Edathy und Müller verbindet, 
ist der Glaube an die eigene Rechtschaffenheit. 
Sie sitzen zu Füssen der Göttin Selbstgerechtig­
keit und spielen Mutter Teresa. Jeden Tag aufs 
Neue. Alles, was sie tun, dient einem höheren 
Zweck – der Verbesserung der Welt. Zwischen­
durch aber, in der Mittagspause oder nach Fei­
erabend, lassen sie die Sau aus dem Stall. Bei 
Müller war es der Hosenstall. Wie blöd muss 
man sein, um sich dermassen zu entblössen?

Was für ein tröstlicher Gedanke, dass es nicht 
seine Freundschaft zur Hamas war, die Geri 
Müller zu Fall brachte, sondern sein Glaube an 
das Fernmeldegeheimnis.



17Weltwoche Nr. 34.14
Illustration: Bianca Litscher (www.sukibamboo.com); Bild: Gabriella Demczuk (Redux, laif)

Ausland

Rassenkrieg in Suburbia
Von Hansrudolf Kamer_ Immer wenn ein weisser Polizist einen 
schwarzen Teenager erschiesst, kommt Rassismusverdacht auf in 
Amerika. Doch seit dem Bürgerkrieg sind 150 Jahre vergangen.

Mitte des vor-
letzten Jahr-

hunderts fochten 
schwarze Soldaten 
in den Reihen der 
Unionsarmeen im 
a m e r i k a n i s c h e n 
Bürgerkrieg. Ge-
denkfeiern erin-
nern zurzeit an ih-
ren Einsatz, der viel 

dazu beitrug, dass die Sklaverei endgültig ab-
geschafft wurde und die Vereinigten Staaten 
vereinigt blieben. Doch die Vergangenheit 
wirft ihre Schatten auf die Gegenwart.

Anfang August wurde in der Kleinstadt Fer-
guson der schwarze Teenager Michael Brown 
von einem weissen Polizisten erschossen. Der 
Jugendliche war unbewaffnet – keine Selbst-
verständlichkeit. Er wurde zwar verdächtigt, 
zusammen mit einem Freund kurz zuvor 
 einen Raubüberfall begangen und Zigarren im 
Wert von $ 48.99 entwendet zu haben. Davon 
wusste aber der Polizist zum Zeitpunkt der 
Konfrontation wohl nichts.

Der Hergang ist umstritten. Die Polizei be-
hauptet, der Teenager habe versucht, die 
Dienstwaffe des Beamten zu entwenden. Der 
Freund dagegen erklärt, Brown sei auf der 
Flucht erschossen worden. Ein anderer Zeuge 
spricht von einem Handgemenge beim Poli-
zeiauto. Eine erste Autopsie ergab, dass er von 
vorne, nicht von hinten erschossen wurde. 
Zwei weitere Untersuchungen wurden ange-
ordnet. Das Misstrauen ist mit Händen zu 
greifen.

Es kam zu friedlichen Demonstrationen, 
dann zu Plünderungen und Vandalismus. Die 
Polizei setzte Gummigeschosse und Tränen-
gas ein. Der demokratische Gouverneur Mis-
souris, Jay Nixon, ersetzte die lokale Polizei 
durch die staatliche «Highway Patrol». Er ver-
hängte nächtliche Ausgangssperren, die miss-
achtet wurden. Schliesslich bot er die Natio-
nalgarde auf. Mit der Ruhe in der Kleinstadt 
war es vorbei.

Vor 25 Jahren war die Bevölkerung Fergu-
sons, eines Vororts von St. Louis, zu 74 Prozent 
weiss. Mit dem allgemeinen Auszug von Afro-
amerikanern aus den Zentren der Grossstädte 
kippte das Verhältnis: Heute ist die Bevölke-
rung – 21 000 Einwohner – zu 68 Prozent 
schwarz. Und die Motive des schwarzen Um-
zugs waren dieselben wie die des vorgängigen 
Exodus der weissen Mittelklasse: bessere wirt-

schaftliche Aussichten und Schulen, höhere 
 Sicherheit und weniger Steuern.

Die Stadtverwaltung machte diesen Wandel 
nicht mit. Sie ist grossmehrheitlich weiss ge-
blieben. Ferguson hat eine hohe Armutsrate, 
doch nicht eine ungewöhnlich hohe; ein Fünf-
tel gibt ein Einkommen an, das unter der offi-
ziellen Armutsgrenze liegt. Es gibt eine ausge-
prägte schwarze Mittelklasse, die sich nicht an 
den Ausschreitungen beteiligte, aber unter der 
Finanzkrise und Rezession stark gelitten hat. 

Der Gouverneur verwies darauf, dass sich 
immer mehr angereiste Demonstranten an 
den Unruhen beteiligten. Es habe Schüsse auf 
Polizisten und Molotowcocktails gegeben. Ein 
Polizeiposten sei angegriffen worden. Gewalt-
tätiger Demonstrationstourismus ist ein be-
kanntes Phänomen. Viele sind mit Bus und 
Auto von Chicago, Brooklyn und Detroit ange-
reist, um mitzumischen, wo die Action ist.

Das ist die eine Seite. Die andere zeigt eine 
ungute Militarisierung und aggressive Tak-
tiken der Ordnungshüter, die den Eindruck 
 eines gewaltigen Overkills erwecken. Ein Mit-
glied der nicht ganz unbekannten 82. Luftlan-
dedivision bemerkte sarkastisch, sie seien in 
einem richtigen Krieg weniger martialisch 
aufgetreten.

Die Medien, die nationalen wie die lokalen, 
beschäftigen sich mit dem Rassismusverdacht, 

bevor der Ablauf des Geschehens klargewor-
den ist. Die repressiven Drogengesetze und die 
ausserordentlich hohe Rate der Gefängnis-
insassen mit überproportional schwarzem 
 Anteil werden beschworen.

Das alles ist nicht neu, befeuert aber den 
Konflikt in Ferguson, der sonst als tragisches 
Intermezzo ad acta gelegt werden könnte. Es 
gibt immer wieder ähnliche Zwischenfälle, 
ohne dass die Nationalgarde ausrückt und die 
Empörung vom Atlantik bis zum Pazifik Fie-
berstärke erreicht. Doch wenn sich die geistli-
chen Hochwürden Al Sharpton und Jesse 
Jackson ins Rampenlicht drängen, ist es 
 immer zu spät.

Notwendige, aber komplizierte Reformen

In der New York Times wurde immerhin be-
merkt, dass besonders in Zeiten wirtschaftli-
cher Schwierigkeiten harte Polizeiarbeit zur 
allgemeinen Dämpfung der Kriminalität bei-
getragen haben könnte. Viele Reformen im 
US-Justizwesen sind zwar notwendig, aber 
vermutlich komplizierter, als sich ihre Vor-
kämpfer vorstellen. Zu ihnen zählt der repu-
blikanische Senator Rand Paul, ein scharfer 
Kritiker der Polizei in Ferguson. Er ist uner-
klärter Präsidentschaftskandidat 2016, bewirt-
schaftet Tea-Party-Sympathien und ist Cham-
pion des libertär-isolationistischen Flügels 
der Grand Old Party.

Trotz Ferguson: Seit dem blutigen Bürger-
krieg und den Märschen Martin Luther Kings 
in der Bürgerrechts-Ära sind in den Rassen-
beziehungen grosse Fortschritte erzielt wor-
den. Deutsche Kommentatoren, die gerne in 
amerikanischen Wunden wühlen und be-
haupten, nichts habe sich geändert, haben ihr 
Visier nicht richtig eingestellt.

Visier nicht richtig eingestellt: Demonstration in Ferguson, Missouri.
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Bodenmann

Die fremden Panzerknacker
Von Peter Bodenmann _ Haben Ringier und Tamedia den Verleger 
Alain Duménil ans Messer geliefert?

Mörgeli

Das Ende der  
Fahnenstange
Von Christoph Mörgeli

Längst ist die Schweiz kein Land von Bauern 
und Hirten mehr. Geblieben ist der hiesigen 

Bevölkerung aber ein beträchtliches Mass an 
bodenständigem Realitätssinn. Und zwar in 
der Sicht gegen innen wie in der Sicht gegen 
aus sen. So dürften zumindest die Bürgerinnen 
und Bürger mit einem gewissen Bezug zur Le­
benswirklichkeit eine wichtige Tatsache mit­
bekommen haben: Seit mehreren Jahren be­
harren die EU­Verantwortlichen darauf, keine 
neuen bilateralen Verträge mit der Schweiz 
mehr abzuschliessen, ohne zuvor die «institu­
tionellen Fragen» ein für alle Mal zu klären. 
Konkret fordert Brüssel die Übernahme von 
künftigem und früherem EU­Recht und die In­
terpretationsgewalt durch EU­Richter.

Die Europäische Union verlangt von der 
Schweiz also keine Rechtsentwicklung zwi­
schen Gleichberechtigten, sondern die Unter­
ordnung – und dies seit 2008, also nicht erst seit 
dem Ja zur Masseneinwanderungsinitia tive. 
Die EU beansprucht die Hegemonie. Wie einst 
der deutsche Kaiser Wilhelm II. jene über die 
Kolonie Namibia («Deutsch­Südwest»). EU­
Botschafter Richard Jones hätte vor dem 9. Fe­
bruar gar nicht mit dem «Ende des bilateralen 
Wegs» drohen müssen. Dieser Weg wurde 
schon vor längerem durch Brüssel beendet.

Viel wäre gewonnen, wenn dies gelegentlich 
auch Bundesräte, Ständeräte und Nationalräte 
erkennen würden. Die Politiker im Bundeshaus 
stehen früh auf. Aber sie erwachen spät. Es ist 
ganz einfach Ausfluss ihres undiszipliniert­ 
autistischen Denkens, wenn sie noch immer 
von der «Erneuerung» und «Renovierung» des 
bilateralen Wegs schwatzen (Aussenminister 
Burkhalter). Oder den «bilateralen Königsweg» 
in der Bundesverfassung verankern wollen 
(Christophe Darbellay). Oder sich «klar und un­
missverständlich für den bilateralen Weg posi­
tionieren» (Philipp Müller).

Diese und viele andere Volks­ und Regie­
rungsvertreter veranstalten fürs Publikum je­
den Tag einen neuen Fahnenaufzug des Schwei­
zerkreuzes. Doch für die blau­gelbe EU ist das 
Ende der bilateralen Fahnenstange erreicht. 
Entweder nehmen alle diese laut bekennenden 
Bilateralisten die EU nicht ernst. Oder sie trick­
sen und täuschen und nehmen damit die hiesi­
gen Bürger nicht ernst. Speziell für diese euro­
papolitischen Wolkenschieber bleibt die dritte 
Strophe unseres schönen Schweizerpsalms 
noch lange passend: «Ziehst im Nebelflor 
 daher . . .»

Der Autor ist Historiker und SVP-Nationalrat.

Dank Snowden wissen es alle Deutschen: 
Die Amerikaner hören die Telefongesprä­

che von Angela Merkel ab. Und lesen ihre SMS 
mit. Dank der Süddeutschen und dem Spiegel wis­
sen wir, die Deutschen hören Hillary Clinton, 
John Kerry und alle relevanten türkischen Poli­
tiker ab.

1987 verliess der Unternehmer Alain Dumé­
nil Frankreich. Er liess sich offiziell in Crans­
Montana nieder. Zeitweise gehörte er – wenn 
wir der Zeitschrift Bilanz glauben wollen – mit 
einem Vermögen von 200 bis 300 Millionen 
Franken zu den reichsten Schweizern. Merke: 
Reiche Ausländer sind reiche Schweizer, wenn 
sie in der Schweiz wohnen. Alain Duménil ist 
Mehrheitsaktionär der Wirtschaftszeitung 
L’Agefi, die alles, nur keine Steuererhöhungen 
fordert. Am 9. Oktober 2013 meldete Duménil 
öffentlich sein Inter esse am Kauf der führenden 
Westschweizer Tageszeitung Le Temps an. Ende 
Oktober hätte er seine Offerte hinterlegen müs­
sen. Vier Tage zuvor schlugen die Steuerbehör­
den aus Bern zu und knackten seine Tresore. Er 
soll 54 Millionen an Steuern hinterzogen ha­
ben. Bund, Kanton und Gemeinden seien so 20 
Millionen an Einnahmen entgangen.

Für Duménil sind die Steuerbehörden auf 
dem Holzweg, da die Unfähigen den Unter­
schied zwischen Stimmrechten und Beteiligun­
gen nicht kennen. Der Chefredaktor von L’Agefi 
vermutet, hinter den Berner Panzerknackern 

stünden die Medienhäuser Ringier und Tame­
dia. Da diese – gestützt auf einschlägige 
anonymi sierte Entscheide des Bundesverwal­
tungsgerichts – die Leser letzte Woche 
 zusätzlich mit Details fütterten. Die Walliser 
Steuerverwaltung ihrerseits teilte mit, sie habe 
– aufgrund von Hinweisen Dritter – die Berner 
Panzerknacker auf Duménil angesetzt, weil die 
Berner rechtlich mehr Kompetenzen hätten.
Warum sich der Verleger – wie fast tausend an­
dere reiche Franzosen im Wallis – nicht längst 
sorgenfrei pauschal besteuern lässt, bleibt vor­
erst ein Rätsel.

Die Schweiz und Frankreich liegen sich in Sa­
chen Steuern seit Jahr und Tag in den Haaren. 
Französische Geheimdienste gehören zu den 
besten der Welt. Im Gegensatz zu Ringier, Ta­
media und den Walliser Steuerbehörden wissen 
die französischen Schlapphüte, was sich in Paris 
und Luxemburg auf welchen Konten für wen 
bewegt. Weitere Dossiers werden folgen, auch 
solche von Schein­Pauschalbesteuerten, die ers­
tens erwerbstätig sind und die sich zweitens nie 
und nimmer sechs Monate pro Jahr in Gstaad 
oder anderswo in der Schweiz langweilen.

Die SVP hat nach den fremden Richtern ein 
neues Thema: Eveline Widmer­Schlumpfs von 
Paris aus gesteuerten fremden Panzerknacker.

Der Autor ist Hotelier in Brig und ehemaliger Prä sident  
der SP Schweiz.

Einschlägige anonymi sierte Entscheide: Verleger Ringier (l.), Supino.
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Medien

Digitale Blutspur
Von Kurt W. Zimmermann _ Es gibt keine Privatsphäre mehr.  
Ist das zu bedauern? Für die Medien sicher nicht.

Es ist eine Internetgeschichte wie aus dem 
Bilderbuch. Es geht um Facebook, um Sel-

fies und um Amateur-Pornografie.
Facebook, Selfies und Amateur-Pornografie 

sind die drei aktuellen Megatrends im Inter-
net. Bei Geri Müller, dem grünen Nationalrat 
und Stadtammann von Baden, kamen gleich 
alle drei Trends zusammen.

Auf Facebook lernte Politiker Müller eine 
33-jährige Lehrerin kennen. Die beiden tausch-
ten sich über ihre Handys aus. Schnell wurde 
der Ton schlüpfrig. 

Dann trafen sich die beiden persönlich. Sie 
kamen sich nun nicht nur verbal, sondern 
auch sexuell näher. Der Ton war nicht mehr 
schlüpfrig, sondern wurde obszön.

Dann legte Müller die Latte höher. Er schick-
te der Lehrerin Dutzende von Selbstporträts, 
sogenannte Selfies. Auf manchen Bildern war 
seine Erektion zu sehen. In seinem Amtsbüro 
fotografierte er sich sogar bei den Freuden der 
Selbsterregung und schickte ihr das Material.

Auch sie sandte Selfies zurück. Die waren 
zwar nicht ganz so deftig wie Müllers Unter-
leib, aber jugendfrei waren sie auch nicht.

Dann eskalierte die Affäre zum Beziehungs-
drama und wurde von der Schweiz am Sonntag 
enthüllt. Nun sagte Politiker und Pornograf 
Müller einen bemerkenswerten Satz. Er sagte: 
«Ich muss mir heute vorwerfen, darauf ver-
traut zu haben, dass Privates privat bleiben 
würde.»

Ich habe schon viele weltfremde Aussagen 
von Politikern gehört. Es war eine der welt-
fremdesten Aussagen, die ich seit Jahren ge-
hört habe: «Privates bleibt privat.»

Geri Müller hat eine zentrale Veränderung 
dieser Welt und vor allem der Medienwelt 
nicht mitbekommen. Es gibt keine Intim-
sphäre mehr. Die Intimsphäre ist für heutige 
Journalisten ein juristisches Relikt aus alten 
Zeiten. Sie sind mit dem Internet aufgewach-
sen, einem gnadenlos öffentlichen Raum, in 
dem es nichts Privates mehr gibt.

Die Verletzung der Privatsphäre mag zwar 
weiterhin strafbar sein, aber eine Parkbusse ist 
schlimmer.

Noch bis weit in die neunziger Jahre hinein 
war das anders. Auf allen Redaktionen Zürichs 
wusste man zum Beispiel, dass TV-Moderator 
Kurt Aeschbacher homosexuell ist und mit ei-
nem Freund zusammenlebte. Niemand 
schrieb es, weil er das nicht wünschte.

Als zehn Jahre später Corine Mauch für das 
Zürcher Stadtpräsidium kandidierte, war sol-
che Rücksichtnahme längstens kein Thema 

mehr. Mauch sagte freiwillig, dass sie lesbisch 
sei. Sie wusste, die Journalisten hätten es ohne-
hin geschrieben.

Zwischen Aeschbacher und Mauch liegt je-
nes Jahrzehnt, das die Medien mehr veränder-
te als die drei Jahrhunderte zuvor. Vor dem 
Jahr 2000 waren Journalisten Informations-
sucher. Dann wurden sie zu Informationsemp-
fängern.

Journalisten erfuhren plötzlich mehr, als sie 
wissen wollten. Sie erfuhren es ohne Aufwand. 
Eine Suchmaschine genügte. In der digitalen 
Welt explodierte zwar nicht die Menge der In-
formation. Aber es explodierten die Möglich-
keiten des Zugangs zur Information. Was zu-
vor Expertenwissen war, wurde verfügbares 
Wissen. Was privat war, wurde öffentlich.

Privates wurde darum öffentlich, weil die 
neue Technik so verlockend ist. Man konnte in 
Sekundenschnelle seine Informationen der 
Welt vermitteln. «Send» heisst der Knopf, der 
aus Privatem Öffentliches macht. Die digital-
intime Blutspur im Netz ist unauslöschbar.

Vor zehn Jahren wäre Geri Müller an den 
Postschalter gegangen. In einem adressierten 
Couvert hätte er Nahaufnahmen seiner eri-
gierten Männlichkeit mitgeführt, adressiert 
an eine Lehrerin. «A- oder B-Post?», hätte das 
Postfräulein gefragt.

Geri Müller hätte vermutlich gesagt: «Ich 
muss mir das nochmals überlegen.»

Der Knopf, der aus Privatem Öffentliches macht.

Wer plötzlich 
seine Rech-

nungen nicht mehr 
bezahlen kann, 
braucht einen Kre-
dit. Dafür zahlt er, 
wenn er ein festes 
M o n a t s e i n k o m -
men nachweisen 
kann, bei den meis-
ten Schweizer Banken zwischen 6 und 15 Pro-
zent Schuldzinsen. Die rechnerisch viel 
 günstigere Lösung als der Bankkredit ist, 
 einen Freund oder eine Freundin anzupum-
pen, die Gespartes haben, das sie einem zur 
Hälfte des Bankzinses ausleihen können. Da-
bei spart der Kreditnehmer viel Geld, und der 
Geldverleiher bekommt deutlich mehr 
 Zinsen, als ihm sein Sparkonto bringt. Theo-
retisch eine klassische Win-win-Situation. 
 Warum findet sie trotz um sich greifender 
 Sharing-Bereitschaft bei Autos oder Wohnun-
gen so selten statt? Die meisten Leute haben 
kein Problem, mit Geld bis zu einem oder 
zwei Hundertern auszuhelfen. Wenn die 
Rückzahlung ausbleibt, mahnen die Ange-
pumpten manchmal widerwillig an. Oder sie 
genieren sich und streichen sich das Geld ans 
Bein, weil ihnen die Freundschaft wichtig ist 
und der Verlust zu verkraften. 

In beiden Fällen bleibt beim Angepumpten 
ein ungutes Gefühl zurück. Und beim anderen 
meist auch, wenn er es nicht vergessen hat. Was 
viel darüber sagt, wie viel Intimität wir mit 
Geld verbinden und wie sprachlos sie macht. 
Leiht man einem Freund hingegen mehrere 
tausend Franken, die er einem nicht zurück-
zahlt, ohne das anzusprechen, schlägt das un-
gute Gefühl meist in derbe Wut um. Der Geld-
verleiher fühlt sich um sein Vertrauen  betrogen, 
wenn der säumige Schuldner so tut, als sei 
nichts. Warum muss er dem Freund, dem er aus 
der Klemme half, nun auf die Füsse treten und 
die Schulden anmahnen, statt dass der andere 
auf ihn zukommt und erklärt, was los ist? Der 
Schuldner wiederum sagt nichts, weil er das 
Geld nicht hat oder noch nicht zurückzahlen 
kann und sich schämt, das zuzugeben. 

Ich weiss von Dutzenden von Freundschaf-
ten, die daran zerbrachen. Was an den Ge-
schichten der Geldverleiher am meisten er-
staunt, sind die Heftigkeit der negativen 
Gefühle und die Unversöhnlichkeit, mit der 
sie ihre Geschichten erzählten. Dabei sagte fast 
jeder den gleichen Satz: «Mir geht es gar nicht 
so ums Geld.» Worum dann genau?

Gesellschaft

Intimes Geschäft
Von Beatrice Schlag _ Geld unter 
Freunden.
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Leserbriefe
«Deshalb muss die Schweiz in diesem Konflikt unbedingt neutral 
bleiben.» Marco Brenni

Der Westen will das Gegenteil
Nr. 33 – Berichterstattung  
zum Konflikt in der Ukraine

Diese Krise ist eine besondere und nicht mit 
den weltweit anderen zu vergleichen. Sie be­
trifft geostrategische, fast schon innere 
 Angelegenheiten Russlands. Erstens ist nicht 
zu vergessen, dass Russland aus zwei histo­
rischen Hauptgebieten zusammengefügt 
 wurde: der Rus von Kiew (Ukraine) und der 
Rus von Nowgorod (Moskau). Zweitens hat 
auch der Westen diesen Konflikt ausgelöst. 
 Putin will unbedingt die Ukraine – wenn nicht 
zurückgewinnen, so doch in seinem geostrate­
gischen Raum behalten. Der Westen versucht 
genau das Gegenteil, das heisst, die Grenzen 
Russlands immer weiter zurückzuschieben, 
um sie unter die Kontrolle der EU­Nato zu 
bringen, nicht zuletzt aus rein wirtschaftlich­
strategischen Gründen. Das kann nicht gut­
gehen! 

Der Westen scheint schon den verheerenden 
Kalten Krieg vergessen zu haben, während 
Russland wieder als Grossmacht prunken will. 
Die westlichen Sanktionen werden überhaupt 
nichts anderes bringen als einen möglichen 
zweiten Kalten Krieg, der uns auch Milliarden 
kosten würde. Nicht zuletzt muss Russland 
überhaupt keine Sanktionen fürchten, da es 
sich kürzlich schon einen neuen kommerziel­
len Grossraum mit China erschaffen hat. Noch 
schlimmer: Russland und China werden wei­
ter zusammenrücken. Deshalb muss die 

Schweiz in diesem Konflikt unbedingt neutral 
bleiben! Womöglich können wir nur versu­
chen, als Mediator zu wirken.
Marco Brenni, Lugano

In der Herzgegend
Nr. 33 – «Revoluzzer in Filzpantoffeln»;  
Alex Baur über Lukas Niederberger

Wer sich wie Pater Lukas Niederberger mit un­
serer Landeshymne befasst, sollte ein korrek­
tes Schweizer Symbol, wie zum Beispiel das 
auf dem diesjährigen 1.­August­Abzeichen 
 abgebildete quadratische, in der Herzgegend 
anheften und nicht wie Niederberger in einer 
Fantasieform auf den Pantoffeln tragen.
René M. Levkowicz, Forch

Mindestens eine zweite Landessprache
Nr. 33 – «Speak Englisch»;  
Kommentar von Wolfgang Koydl

Wenn Deutschschweizer und Romands auf 
Englisch kommunizieren, ist das ein Armuts­
zeugnis! Jeder in Europa kann Englisch oder 
meint es wenigstens. Das ist so weit in Ord­
nung. Wenn die Schweiz politisch und kultu­
rell eigenständig und einzigartig bleiben will, 
müssen alle ihre Bürgerinnen und Bürger 
mindestens eine zweite Landessprache beherr­
schen. In Irland wird sogar das praktisch nur 
dort und von einer Minderheit praktizierte 
Gaelic zur zweiten Landessprache erklärt. 
Französisch hingegen wird mit dem Aufstieg 

Afrikas in wenigen Jahrzehnten von einein­
halb Milliarden Menschen gesprochen wer­
den. Roland Popert, Ossingen 

Die Entscheidung für Frühfranzösisch ist zu 
wichtig, als dass man sie den Primarlehrern 
oder einem einzelnen Kantonsparlament 
überlassen könnte. Nutzen wir die Vorteile der 
Sprachenvielfalt unseres Landes, sonst wird 
auch in Bundesbern vermehrt auf Englisch 
diskutiert. Jeder SBB­Zugführer muss eine 
zweite Landessprache beherrschen. Verlangen 
wir dies auch von unseren Politikern, bevor 
wir sie wählen.
Martin A. Liechti, Maur 

Im neuentbrannten Schweizer Sprachenstreit 
geht es vielen Leuten mit Recht gar nicht um 
die Frage, ob Französisch oder Englisch den 
Anfang machen soll, denn bis Ende Oberstufe 
muss der verlangte Stoff so oder so erarbeitet 
sein. Wer jemals an der Primarmittelstufe un­
terrichtet hat, weiss, dass ein durchschnittlich 
begabtes Kind nicht in der Lage ist, ab der  
5. Klasse bereits drei Sprachen (und ausländi­
sche Kinder oft noch eine vierte) zu verkraften. 
Der kürzlich erfolgte Thurgauer Entscheid, 
die zweite Fremdsprache wieder auf die Ober­
stufe zu verlegen, ist deshalb absolut richtig. 
 Hoffentlich ziehen nun andere Kantone nach. 
Ein Heer von Schulkindern und garantiert 
auch eine grosse Mehrheit der Lehrpersonen 
wird jenen Ratsmitgliedern dankbar sein, 
 welche zuerst an die Kinder und dann erst an 
fragwürdige politische Rücksichtnahmen 
denken.  Hans-Peter Köhli, Zürich

Laut aufheulen
Nr. 33 – «Sardinenbüchsen»;  
Kolumne von Peter Bodenmann

Jahrzehntelang hat die Schweizer Armee ihre 
Soldaten in offenen Fahrzeugen herumgefah­
ren, in Wagen vom «Vierli­Vier» bis zum «Inf.­
Anhänger» ohne Verdeck. Wer selber bei Re­
gen, Frost und Schnee auf diese Art durch die 
Schweiz gekarrt wurde, in dem kriechen nur 
schon beim Gedanken daran Erkältung, 
 Muskelschmerzen und Rheuma wieder hoch. 
Bodenmann vergisst geflissentlich, dass unser 
Klima nicht mit jenem des Nahen Ostens zu 
vergleichen ist. Würde die Schweizer Armee 
ihre Soldaten ungeschützt auf offene Pick­ups 
verfrachten, Bodenmanns Armeeabschaffer­
Genossen würden laut aufheulen.
Robert Jecklin, Igis

Jeder, der jemals in unserer Armee auf der 
 Ladefläche eines Saurer­LKW verschoben 
 wurde, weiss, wie mühsam man da wieder 
 runterkommt. Allein deswegen erscheint mir 
das seitliche Aussteigen aus einem Gelände­
wagen als taktisch vorteilhafter.
Lukas Steinmann, Winterthur

«Das kann nicht gutgehen»: Präsidenten Poroschenko, Putin.
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Darf man das?

Leser fragen, die Weltwoche 
antwortet

Ihre Fragen zum modernen Leben mailen Sie uns bitte 
an darfmandasBweltwoche.ch. Oder schreiben Sie an 
Redaktion Weltwoche, Förrlibuckstrasse 70, Postfach, 
 8021 Zürich. Jede veröffentlichte Zuschrift wird mit 
 einem Weltwoche­Abonnement honoriert. Nicht veröf­
fentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Darf man seine Freundin, eine begeisterte 
 Reiterin, anlässlich ihres Geburtstages in eine 
Pferdemetzgerei zum Essen ausführen?
Stefan Wirth

Ist das eine mittelmässige Scherzfrage, ge­
schätzter Herr Wirth? Oder wollen Sie Ihre 
Freundin loswerden? Dann ist das sicher ein 
effizienter und ausgesprochen uncharmanter 
Weg dorthin. David Schnapp

Leserbriefe 

Wir freuen uns über Ihre Zuschriften. Je 
kürzer Ihr Brief, desto grösser die Chance, 
dass er veröffentlicht wird. Darüber hin aus 
muss er sich klar auf einen in der Weltwoche 
erschienenen Artikel beziehen. Die Redak­
tion behält sich vor, Kürzungen vorzuneh­
men. Leserbriefe ohne Angabe von Name 
und Wohnort werden nicht publiziert. 
Postadresse: Redaktion Weltwoche,
Förrli buckstrasse 70, Postfach,
8021 Zürich.
E­Mail: leserbriefeAweltwoche.ch. 

Der Autor hat vollkommen recht: Mercedes­
Offroader sind teuer, im richtigen Krieg ge­
fährlich wegen zeitraubenden   Aus­ und Ein­
steigens, man kann da weder MG, 
 Kleinkaliberkanonen noch Raketen schnell 
montieren, Ersatzteile sind teuer. Diese 
 Freizeitvehikel schützen die verweichlichte 
 Besatzung gut gegen Sonne, Kälte, Regen und 
Hagel . . . Tatsächlich ist jeder Pick­up kriegs­ 
tauglicher.
Petr Kazil, Oberdiessbach

Mit allen Mitteln verschwiegen
Nr. 33 – «Vollbremsung im Kiesbett»; 
 Wirtschaftskolumne von Silvio Borner

Der Autor hat bezüglich Vorsichtsprinzip 
wohl recht. Nur: Die «objektiven Abklärun­
gen» zu neuen Produkten oder Technologien 
sind leider selten objektiv, da entweder grosse 
finanzielle oder aber politisch­ideologische 
Interessen im Spiel sind. Häufig auch wird 
 wegen dieser Interessen das Vorsichtsprinzip 
ausgeschaltet und werden während der «Ab­
klärungsphase» und in der Praxis festgestellte 
Gesundheits­ und Umweltschäden so lange als 
möglich und mit allen Mitteln verschwiegen 
oder abgestritten. Ein klassischer Fall ist 
 Asbest, dessen Gesundheitsrisiken beispiels­
weise bereits Ende des 19. Jahrhunderts be­
kannt waren. Ein Verbot wurde aber erst hun­
dert Jahre später umgesetzt. Aktuelle Beispiele 
sind die Pestizide in der Landwirtschaft und 
die Mobilfunktechnologie.
Paul Nijman, Gerolfingen

Phönix aus der Asche
Nr. 32 – «Frommer Atatürk»; Wolfgang Koydl 
über Recep Tayyip Erdogan

Ich bin mit Ihren Überlegungen zu einem 
gros sen Teil einverstanden. Allerdings bin ich 
der Meinung, dass man zwei Politiker (Atatürk 
und Erdogan) aus verschiedenen Epochen 
nicht so einfach vergleichen und bewerten 
kann. Die Zeitperiode von Atatürk unterschei­
det sich deutlich von dem neueren Zeitraum 
ab dem Jahr 2000. Man soll sich daran erin­
nern, dass das Osmanische Reich an der Seite 
von Deutschland und Österreich am Ende des 
Weltkrieges sehr schwer geschlagen war. 
 Atatürk hat die Türkei, im Freiheitskrieg 
1919–1922, erfolgreich aus dieser sehr schwe­
ren Niederlage geführt und aus der Asche des 
Osmanischen Reiches eine starke Republik 
und eine selbstbewusste Nation gegründet, 
wie ein Phönix aus der Asche. 

Dank starken Fundamenten dieser Repub­
lik, die Atatürk und seine nächsten Mitarbei­
ter gelegt haben, hat die Türkei die letzten 
neunzig Jahre ohne Krieg, in Frieden über­
standen. Die Türkei hat heute einen respek­
tierten Platz in der Völkergemeinschaft und 
leistet einen wichtigen Beitrag zum Frieden 

und zur Stabilität in einer geostrategisch sehr 
wichtigen Region. Atatürk hat die Türkei aus 
mittelalterlichen Institutionen und Gewohn­
heiten in ein modernes Zeitalter geführt und 
dabei die europäische Zivilisation als Beispiel 
betrachtet. Er hat aber dabei die türkische 
 Kultur, einschliesslich religiöser Werte, nicht 
verdrängt, sondern verstärkt. 

Sein Tempo mag für einige etwas zu rasch 
gewesen sein, er war aber sicher nicht stur. Lei­
der wird dies von manchen Leuten nicht ver­
standen, und er wird ungerechterweise als ein 
hartnäckiger Hirte bezeichnet. Er verhielt sich 
vielmehr pragmatisch, um die Trägheit der 
 alten Denkweisen zu überwinden und den 
Rückstand des türkischen Volkes gegenüber 
Europa in kürzester Zeit aufzuholen. Wenn 
man die Türkei heute mit anderen Ländern in 
ihrer Umgebung vergleicht, kann man sehen, 
dass Atatürk mit seiner Reformpolitik sehr 
richtig gehandelt hat. 
Dr. Kahraman Tunaboylu, 
Präsident der Türkischen Gemeinschaft Schweiz
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Einige Kilometer vor Olten verhält sich die 
 Aare sonderbar. In einer Ausbuchtung fliesst 
das Wasser rückwärts, über mehrere hundert 
Meter, bevor es wieder in den Hauptstrom tal­
abwärts gerät. Oft kreisen in diesem Strudel 
mitgetragene Äste und Baumstämme schier 
endlos. In einen grossen Strudel scheint auch 
Aarburg geraten zu sein – das Städtchen, 
 dessen Zentrum exakt an der rückwärts­
gewandten Bucht liegt. Seitdem hier Bewoh­
ner regelmässig vorbeikommen, um Würste 
grillend gegen Asylbewerber zu protestieren, 
hat Aarburg nationale Berühmtheit erlangt. 
Die Aufmerksamkeit war vielen Anwohnern 
anfänglich durchaus willkommen. Doch in­
zwischen ist der mediale Sog gross geworden, 
und Journalisten sind im Städtchen nicht 
mehr gerne gesehen. Selbst der Gemeinderat, 
der den Anwohnerprotest mitträgt, gibt nur 
noch widerwillig Auskunft.

Denn die Schlagzeilen, mit denen sich 
 Aarburg konfrontiert sieht, sind alles andere 
als freundlich. Ein eigentlicher Shitstorm ist 
über das beschauliche Städtchen hereingebro­
chen. In den Augen nicht weniger Kommenta­
toren sind die Anwohnerproteste «unterste 
Schublade». «Was, wenn nicht das, ist frem­
denfeindlich?», prangerte die einflussreiche 
Zürcher SP­Nationalrätin Jacqueline Fehr das 
Grillen gegen Asylbewerber in ihrer 1.­Mai­ 
Rede an. Es gehe in Aarburg «gegen die 
 Schwachen, gegen die Armen, gegen die Wehr­
losen», ergänzte sie. Vor einigen Tagen kam 
von höchster politischer Seite eine Schelte. 
Bundesrätin Simonetta Sommaruga, in der 
Schweiz für das Asylwesen zuständig, bezeich­
nete es als «beschämend, Grillpartys gegen 
Kriegsflüchtlinge» zu veranstalten. «Ich habe 
null Verständnis», empörte sich die SP­Regen­
tin. Ist Aarburg ein Nest von Fremdenfeinden, 
eine Hochburg von Rassisten gar? Zeigt sich 
hier die Schweiz von ihrer hässlichen Seite?

«Sehen so Rassisten aus?»

Aarburg hätte das Zeug zum touristischen An­
ziehungspunkt, wie bei einem Besuch klar­
wird. Die imposante Festung auf dem Fels­
sporn, der bis zur Aare hinabreicht, verleiht 
dem Ort etwas Majestätisches. Doch der Dorf­
kern wirkt verschlafen. Seit eine Umfahrung 
das Zentrum vor einigen Jahren von dem don­
nernden Durchgangsverkehr befreit hat, ist 
hier Ruhe eingekehrt. Nur wenige Menschen 
sind auf dem Dorfplatz – auffällig viele von 
 ihnen mit offensichtlich fremdländischem 

Teint. Man bekommt den Eindruck eines typi­
sches Provinzstädtchens – von der markanten 
historischen Kulisse einmal abgesehen.

Die Weltwoche spricht Passanten auf die Pro­
teste der Bevölkerung an. Eine Gruppe junger 
Burschen ist in ihrer Haltung hin und her ge­
rissen. «Wir haben in der Schweiz doch kein 
Problem mit Asylanten», meint einer. Ande­
rerseits sei es schon ratsam, die Gründe der 
Menschen kritischer zu überprüfen, die an­

geblich als Flüchtlinge hierherkommen. Die 
Grilltreffen seien «dummes Zeug», ereifert 
sich ein älterer Herr. Die Asylbewerber seien 
«armi Sieche», denen man helfen müsse. Wie 
der Kanton Aargau die Flüchtlinge verteile, sei 
allerdings nicht in Ordnung, schränkt er ein.

Der Reporter trifft sich mit Felix Grendel­
meier. Als Initiant der Grillfeste ist er für viele 
das Feindbild schlechthin. Die Jungen Grünen 
setzten sein Konterfei ins Internet und stellten 
die rhetorische Frage: «Sehen so Rassisten aus?» 

Grendelmeier wohnt mit seiner Familie im 
Südteil der Gemeinde – in unmittelbarer Nähe 

des neuen Asylzentrums, in dem der Kanton 
90 Flüchtlinge unterbringen will. Er ist Unter­
nehmer und produziert Lupenbrillen für 
 Chirurgen und Zahnärzte. Diese vertreibt er 
weltweit. 100 000 Meilen fliege er jährlich für 
seine Firma, merkt er an. Im Familienunter­
nehmen arbeiten vier Personen. Wie ein Hin­
terwäldler, der am Stammtisch gegen alles 
Fremde wettert, wirkt Grendelmeier nicht. 
Vielmehr erscheint er als rastloser Machertyp, 
mit durchaus intaktem Selbstbewusstsein.

Der 40­jährige Vater zweier Buben legt so­
fort los. Die Grillfeste seien nicht gegen die 
Asylbewerber selber gerichtet, müsse er klar­
stellen, sondern gegen den Kanton und die un­
gerechte Verteilung von Flüchtlingen auf die 
Gemeinden. Aarburg sei bereits hochbelastet 
und habe bisher schon weit mehr Asylanten 
aufgenommen als vorgesehen. «Keine andere 
Gemeinde im Aargau macht so viel für Asyl­
suchende und Ausländer wie Aarburg», so 
Grendelmeier. Wenn man jetzt nochmals 90 
Flüchtlinge aufnehmen müsse, komme das 
Städtchen in ernsthafte Schwierigkeiten. 
«Denn nach einem positiven Asylentscheid 
bleiben diese Menschen in der Regel hier. 
Überaus viele liegen der Gemeinde dann als 
Sozialfälle auf der Tasche.» Es gehe darum, 
dass Aarburg «nicht pleitegeht».

Von Aarburgs gut 7000 Einwohnern sind  
42 Prozent Ausländer. In den letzten Jahren 
sind 200 Menschen aus Eritrea zugewandert, 
ursprünglich als Asylbewerber. Von den 110 
Eritreern, die inzwischen nicht mehr vom Kan­
ton finanziert werden, sind heute 100 von der 
Sozialhilfe abhängig und auf die Gemeinde an­
gewiesen. Aarburg gibt so über ein Drittel sei­
ner Steuereinnahmen für Soziales aus. Der 
Steuerfuss ist einer der höchsten im Aargau.

«Das lassen wir uns nicht bieten»

Bislang beherbergte Aarburg 37 Asylbewerber 
– mehr als doppelt so viele, wie gemäss der 
kantonalen Quote vorgesehen wären. Im 
Frühling wurde bekannt, dass die Aargauer 
Regierungsrätin Susanne Hochuli (Grüne) 
 einen frischrenovierten Mehrfamilienblock 
angemietet hat, um zusätzlich 90 Asylsuchen­
de unterzubringen. Insgesamt wären dann 
10 Prozent aller Asylanten im Kanton in Aar­
burg zu Hause. «Das lassen wir uns nicht bie­
ten», sagte sich Felix Grendelmeier. Er habe 
überlegt, wie man sich wehren könne. «Wir 
Anwohner müssen zusammenkommen, war 
mir klar.» Über Facebook lud er kurzfristig zu 

Die Grillparty-Bewegung
Facebook-Aufrufe, Petitionen, Protestaktionen mit Wurst: Aarburg wehrt sich mit allen Mitteln gegen  
noch mehr Asylbewerber. Bundespolitiker verunglimpfen die Aargauer Gemeinde als Rassisten-Hochburg. 
Was ist los im beschaulichen Städtchen? Von Alex Reichmuth und Christian Senti (Bilder)

Aarburg gibt über ein Drittel 
 seiner Steuereinnahmen für 
 Soziales aus.

Machertyp: Felix Grendelmeier.
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Ernsthafte Probleme: Panoramablicke auf Aarburg.



24 Weltwoche Nr. 34.14
Bilder: Andre Albrecht (Aargauer Zeitung), Manuel Bühlmann (Aargauer Zeitung); Cartoon: toonpool.com

die Aargauer Sozialministerin geschrieben. 
Unterzeichnet haben ihn nicht nur die Präsi­
denten von SVP, FDP und SVP, sondern auch 
der Chef der kommunalen SP. «Frau Hochuli», 
hiess es im Brief, «was geschieht mit den Asy­
lanten, wenn diese einen positiven Entscheid 
erhalten? Sie gehen nahtlos in die Sozialhilfe 
über [. . .].» Man vermisse die Solidarität Hoch­
ulis gegenüber den Bürgern.

Dass auch die kommunale SP unter schrieben 
hat, gab parteiintern Ärger. Die SP  Aarburg 
unterstütze «eine Kampagne, die Nährboden 
für rassistisches Gedankengut bildet», 
 wetterte Sascha Antenen, Präsident der 
Jungsozia listen Aargau. Dem Vernehmen 
nach soll die SP Schweiz die Genossen in Aar­
burg zurückgepfiffen haben. Jedenfalls zieht 
die Ortssek tion nach der Schelte ihrer Partei­
kollegin  Sommaruga den Schwanz ein. Wegen 
angeblich «schlechten Erfahrungen mit der 
Presse» will Christian Suter, Präsident der SP 
Aarburg, keine Fragen beantworten. «Und ich 
will auch nicht mehr zitiert werden in dieser 
Angelegenheit», lässt er die Weltwoche wissen.

In Aarburg haben fast 1400 Personen eine 
 Petition unterschrieben, die gegen den Kanton 
gerichtet war. Entscheidend für ihren Ärger 
war offenbar ein Treffen der zuständigen 
 Regierungsrätin und des Gemeinderates vor 
zwei Jahren. Damals soll Susanne Hochuli 
mündlich zugesichert haben, dass der Kanton 
in Aarburg keine weiteren Asylbewerber mehr 
ansiedle. Zumindest bezeugen dies Gemein­
devertreter, die damals dabei waren. Im  letzten 
Frühling aber unterschrieb Hochulis Depar­
tement besagten Mietvertrag für ein neues 
Asylzentrum – heimlich, ohne die Gemeinde 
zu informieren. Ob das ein cleverer Schachzug 
gewesen sei, wurde Hochuli später vom Blick 

Breit abgestützt: Aarburger Grillparty vor der geplanten, neuen Asylunterkunft.

 einem Protesttreffen ein. Auf einem Privat­
grundstück beim geplanten Asylzentrum, das 
zur Verfügung gestellt wurde, stellte er mit 
Hilfe der Gemeinde Festbänke, mobile Toilet­
ten und einen Grill auf. Wollte er damit sugge­
rieren, Asylanten zu grillieren – wie es der Aar­
burger Protestbewegung unterstellt wurde? 
«Unsinn», sagt Grendelmeier, «wir wollten 
den Teilnehmern ermöglichen, sich nach 
 Feierabend verpflegen zu können.» Jeder habe 
 seine Wurst selber mitgebracht. 

Beim ersten Protesttreffen kamen nicht 
dreissig oder vierzig Menschen. Es waren  
650 – Junge und Alte, Familien und Alleinste­
hende, auch viele Ausländer. Und vor allem 
war der Gemeinderat fast vollzählig anwe­
send. In der Folge fanden die Grillfeste immer 
dienstags statt. «Bei den späteren Treffen 
machten jeweils etwa fünfzig Personen mit», 
so  Grendelmeier.

Der Reporter sieht sich im Norden Aarburgs 
um, der als eine Art Getto der Gemeinde gilt. 
Der Ortsteil liegt in einer Klus und ist dicht be­
baut. Ein gesichtsloser Siedlungsbrei hat sich 
breitgemacht. Auffällig sind die ältlich wir­
kenden Wohnblöcke. Entlang der Durch­
gangsstrasse reiht sich Garage an Garage. Hier 
sind die bereits bestehenden Asylunterkünfte 
zu finden: ein kleines Steinhaus zwischen 
Strasse und Bahnlinie. Und ein ärmlich wir­
kendes Holzgebäude am Ufer der Aare. Das 
neugeplante Asylzentrum steht jedoch im 
Südteil, inmitten eines Wohnquartiers.

Aarburg ist Boom­Gemeinde. Viele Paare 
mit unterschiedlichen Arbeitsorten lassen sich 
hier nieder, in der Mitte zwischen Bern, Basel 
und Zürich. Der Ort wird so allmählich zur 
Schlafstadt. Das passt vielen Einheimischen 
nicht, die sich ein reges Dorfleben wünschen.

Nach dem Start des Protestgrillens fanden sich 
auf Facebook bald Bemerkungen, die – gelinde 
gesagt – problematisch waren. «Seitdem sie sie 
retten, ist es viel schlimmer geworden», las 
man etwa, mit Blick auf aufgegriffene Boots­
flüchtlinge vor der italienischen Küste. «Ver­
löhnd aarburg . . .!!! ALLI ZÄME . . .!!!», war ein 
weiterer Eintrag. Zudem sprang die rechtsex­
treme Partei national orientierter Schweizer 
(Pnos) auf und verteilte in Aarburg Flugblätter 
gegen die «Völkerwanderung». «Mit der Pnos 
haben wir nichts zu tun», antwortet Felix 
Grendelmeier, darauf angesprochen. Die Or­
ganisatoren der Grillpartys hätten nie Kontak­
te mit Rechtsextremen gehabt und seien nicht 
für deren Handeln verantwortlich.

Selbst die SP unterschrieb Protestbrief

Der Protest in Aarburg ist breit abgestützt. Die 
Ortsparteien haben im Frühling einen Brief an 

Aarburger Gemeindeammann Hans-Ulrich Schär.
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gefragt. «Clever oder nicht – er war nötig», 
meinte sie. «Ich muss Leute unterbringen.» 
Hätte sie vorab informiert, argumentierte die 
Regierungsrätin, hätte der Kanton den Miet­
vertrag wohl nicht unterschreiben können.

Kein Gespräch mit Hochuli möglich

Susanne Hochuli ist nicht bereit zu einem 
 Gespräch mit der Weltwoche. Sie habe der Ge­
meinde an jener Sitzung nur versprochen, es 
würden «vom Kanton aktiv keine Flüchtlinge 
in Aarburg platziert», lässt sie über ihren Spre­
cher Balz Bruder ausrichten. Bruder schiebt 

später nach: «Flüchtlinge sind Flüchtlinge; 
Asylsuchende waren explizit nicht gemeint.»

Eine geschickte Wortklauberei der Regie­
rungsrätin? Gemeindeammann Hans­Ulrich 
Schär (parteilos), der im Asylstreit schon mit 
markigen Worten aufgefallen ist, will Hoch­
ulis Vorgehen nicht kommentieren. Er sei erst 
seit Anfang Jahr im Amt und sei bei der ominö­
sen Sitzung nicht dabei gewesen, so Schär. 
 Zurückhaltend geworden ist der Gemeinde­
präsident vor allem wegen der überwiegend 
nega tiven Berichterstattung. Die protestieren­
den Anwohner seien in eine «Medienfalle» ge­
raten, sagt er, weil «der Boulevard reisserisch 
und unkorrekt» berichtet habe. Ranghohe 
 Politiker hätten die Verurteilung Aarburgs lei­
der unreflektiert übernommen.

Scharf kritisiert Schär die Verteilung von 
Asylbewerbern im Aargau. In diesem Kanton 
könnten Gemeinden, die keine Asylbewerber 

aufnehmen wollen, sich de facto freikaufen – 
mit zehn Franken pro Tag und Asylanten. 
Über hundert Gemeinden, vorwiegend gut­
situierte, machen derzeit davon Gebrauch. Der 
Kanton nimmt so pro Jahr schätzungs weise 
 eine Million Franken an Ersatzabgaben ein. 
Als «zynisch und menschenfeindlich» be­
zeichnet Gemeindeammann Schär dieses Vor­
gehen – vor allem, weil der Kanton das Geld 
einsacke und nicht an die Gemeinden verteile, 
die die Aufnahmepflicht erfüllen.

Hochulis Sprecher Bruder entgegnet, die 
 Ersatzabgabe sei für Gemeinden geschaffen 
worden, «die schlicht nicht über die Infrastruk­
turen verfügen, um Asylsuchende unterzubrin­
gen». Es stimme nicht, dass jede Gemeinde sel­
ber entscheide, ob sie Asylsuchende aufnimmt. 
Allerdings: «Die Durchsetzung der Pflicht ge­
staltet sich [. . .] nicht einfach, zumal die Asyl­
suchenden in Gemeinden, die nicht aufnehmen 
wollen, nicht in Nacht­und­ Nebel­Aktionen 
platziert werden können», so Balz Bruder wei­
ter. Also ist der Freikauf für Gemeinden, die 
keine Asylanten wollen, eben doch ein Fakt.

Nachdem Hochulis Nacht­und­Nebel­ 
Aktion in Aarburg öffentlich geworden war, 
versuchte der Gemeinderat den Zuzug von 90 
Asylbewerbern juristisch zu verhindern. Für 
die Nutzung des Hauses als Asylzentrum fehle 
eine Umnutzungsbewilligung, argumentierte 
er. Zudem genüge das Gebäude punkto Brand­
schutz nicht. Das Verwaltungsgericht wies die 
Beschwerde ab – zumindest vorläufig. Im Juli 
zogen die ersten Flüchtlinge im neuen Zen­
trum ein. Vom Tisch ist der Rechtsstreit zwi­
schen der Gemeinde und dem Kanton damit 
nicht. Er könnte noch Jahre dauern.

Felix Grendelmeier ist es wichtig, nicht als 
Verhinderer zu gelten. Er hat Regierungsrätin 
Hochuli Ideen zukommen lassen, wie die Asyl­
bewerber gerechter verteilt werden könnten. 
Alle Gemeinden müssten obligatorisch ein 
Areal mit Strom­ und Wasseranschluss zur 
Verfügung stellen, schlug er  unter anderem 
vor. Dort könnten nach Bedarf mobile Wohn­
einheiten für Asylanten aufgestellt werden. 
Dass sich Gemeinden freikaufen, solle nicht 
möglich sein. Ein Echo auf seine Vorschläge 
habe er nie erhalten, sagt Grendelmeier.

Der Unternehmer will jedenfalls die Grill­
feste fortsetzen – und zusammen mit anderen 
Anwohnern sogar «on tour» gehen. «Wir wer­
den eventuell vor dem Gesundheits­ und 
 Sozialdepartement in Aarau aufkreuzen», 
kündigt er an. Selbst ein Protest vor dem Bun­
deshaus sei denkbar, «um auf die abschätzigen 
Bemerkungen von Sommaruga zu reagieren». 
Deren «null Verständnis»­Statement ist bei 
Grendelmeier besonders schlecht angekom­
men. «Mit grossen Worten verlangt die Justiz­
ministerin zwar eine gerechte Verteilung der 
Asylbewerber in Europa», kritisiert er. «Wenn 
wir in Aarburg im Kanton aber das Gleiche 
 fordern, diffamiert sie uns.» g
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Der Freikauf für Gemeinden, die 
keine Asylanten wollen, ist eben 
doch ein Fakt.

Regierungsrätin Susanne Hochuli. 
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Die Schlagzeile der Weltwoche führte zu einem 
Aufschrei: «Eine Million Franken pro Flücht­
ling» wende die Schweiz auf, rechnete ein 
 Artikel im Oktober 2002 vor. Für die knapp 
100 000 «Personen im Asylbereich» gab das 
 damalige Bundesamt für Flüchtlinge jährlich 
rund eine Milliarde Franken aus. Dazu kam der 
Aufwand für Gesundheitswesen, Polizei und 
Justiz, er liess sich auf eine weitere Milliarde 
hochrechnen. Zwei Milliarden, geteilt durch 
die zweitausend Personen, denen der aufwen­
dige Apparat Asyl in der Schweiz gewährte, er­
gab aber: eine Million pro «echten» Flüchtling 
mit Asylgründen, wie sie die Genfer Konven­
tion und – strikt daran festhaltend – das Schwei­
zer Gesetz anerkennen.

«Statt sachlicher Diskussionskultur herrscht 
weitherum emotionaler Aufruhr», hielt der 
 Artikel fest. Das galt gerade nach der Publika­
tion; statt einer ruhigen Debatte gab es wüten­
den Protest. Er würgte die Frage ab, die der 
 Artikel aufwarf: Die Schweiz muss selbstver­
ständlich an Leib und Leben bedrohten Men­
schen Schutz bieten – setzt sie das viele Geld da­
für aber effektiv ein, also mit einem möglichst 
grossen Nutzen für die «echten» Flüchtlinge?

Auch die Schlagzeile der Sonntagszeitung löste 
einen Aufruhr aus: «Mit einer radikalen Initia­
tive soll das Recht auf Asyl weitestgehend ab­
geschafft werden», titelte das Blatt am 27. Juli. 
SVP­Fraktionschef Adrian Amstutz kündigte 
eine Initiative seiner Partei an, die nur noch 
Menschen Asyl gewähren wolle, die auf dem 
Luftweg in die Schweiz kommen: Auf dem 
Landweg müssten sie sichere Länder durchque­
ren, die zum Dublin­System gehören – gemäss 
diesem Abkommen kann die Schweiz Asyl­
bewerber in das Land zurückschicken, in dem 
sie das erste Gesuch stellten.

«Die schlimmste Situa tion für die Schweiz»

Den Chor der Empörten führte Bundesrätin 
 Simonetta Sommaruga persönlich an: «Beschä­
mend! Menschenverachtend! Schaumschlä­
gerei!», schimpfte sie für die Blick-Schlagzeile.   
Das Dublin­System sei unter Druck, räumte   
die Asylministerin immerhin ein. In den nächs­
ten Tagen entscheidet der Menschenrechts­
gerichtshof in Strassburg über die Beschwerde 
eines Asylbewerbers, der sich gegen die Ab­
schiebung aus der Schweiz nach Italien wehrt, 
weil dort menschenunwürdige Zustände 
herrschten: Eine Gutheissung, geben auch 
 Experten des Bundes zu, würde für das Dublin­
System den Bankrott bedeuten.

Aber die Bundesrätin erreichte ihr Ziel; der 
Protest gegen die «immer radikalere» SVP er­
stickte die Debatte um die Fragen, die Adrian 
Amstutz mit seiner Provokation aufwarf: 
 Lassen sich die Dublin­Regeln durchsetzen? 
Und wenn nicht: Wäre «die schlimmste Situa­
tion für die Schweiz», wie die Asylministerin 
behauptet, wirklich «eine Schweiz ohne Dub­
lin»? Liessen sich die Lasten der Migration 
nicht besser unter den europäischen Ländern 
verteilen? Und vor allem: Könnte man mit den 
Milliarden, für Hilfe vor Ort eingesetzt, nicht 
viel mehr er reichen?

Darum hier nochmals der Versuch einer 
nüchternen Analyse. Anhand der Zahlen der 
Eidgenössischen Finanzverwaltung und des 
Bundesamtes für Migration gibt eine Kosten­
rechnung Antworten auf die Frage: Wie wir­
kungsvoll sorgt der Bund für den Schutz von 
bedrohten Menschen?

Als die Weltwoche vor zwölf Jahren die Rech­
nung machte, kämpfte Justizministerin Ruth 
Metzler noch mit den Folgen der Kriege im zer­
fallenden Jugoslawien. Die Zahl der Asylgesu­
che schnellte 1990 und 1991 auf 36 000 bezie­
hungsweise 42 000 hoch; 1998 und 1999, als das 
Kosovo um seine Unabhängigkeit kämpfte, gar 
auf 43 000 und 48 000. Ende 1999 zählte die 
 Statistik so den Höchstwert von 104 739 Perso­
nen im Asylprozess.

Dieser Bestand liess sich bis 2007, also bis zum 
unfreiwilligen Ende der Amtszeit von Bundes­
rat Christoph Blocher, auf 41 000 ab bauen. 
Dem SVP­Justizminister half, dass einerseits 
ein grosser Teil der Menschen aus Ex­Jugos­
lawien zurückkehrte und dass anderseits 
kaum neue Konflikte aufflammten. Deshalb 
ging  europaweit die Zahl der Asylgesuche zu­
rück, in der Schweiz bis 2007 auf 11 000. 

Aber sie sprang 2008, im ersten Amtsjahr von 
Bundesrätin Eveline Widmer­Schlumpf, bei 
kaum veränderter Weltlage gleich um 53 Pro­
zent hoch. Am häufigsten kamen Eritreer 
(+72 %) und Somalier (+334 %), die Asylstatistik 
stellte dazu nur fest: «Hauptgrund für diesen 
Anstieg ist eine Verlagerung der von Migranten 
aus der Region Afrika­Subsahara benutzten 
 Migrationsrouten.» Weder den italienischen 
Behörden noch der EU­Grenzschutzagentur 
Frontex gelinge es, den Zustrom via die Insel 
Lampedusa zu verhindern: «Ein Teil dieser 
 Migranten bleibt in Italien. Viele wandern wei­
ter – teilweise auch in die Schweiz.» 

Der Zustrom von Eritreern und Somaliern 
hielt an, am häufigsten kamen aber 2009 Nige­
rianer (+81 %), obwohl ihr Land sicher ist und sie 
deshalb keine Chance auf Asyl haben. «Da die 
Schweiz von der Wirtschaftskrise weniger stark 
betroffen ist als andere wichtige Zielländer 
(insb. Italien und Spanien), ist es zu binnen­

Was das Asylwesen wirklich kostet
Kaum je gab der Bund so viel Geld für den Flüchtlingsbereich aus, dabei kümmert er sich nur um  
halb so viele Asylsuchende wie zu Krisenzeiten. Setzt die Schweiz die Milliarden für den Schutz von 
 bedrohten Menschen eigentlich wirkungsvoll ein? Von Markus Schär

Dublin-System unter Druck: Justizministerin Sommaruga 2012  in Libyen.
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europäischen Weiterwanderungen gekom­
men», erklärte das Bundesamt. Das heisst: Im 
ersten Jahr, in dem das Dublin­Abkommen 
galt, kamen am meisten Asylbewerber aus 
 einem Land, aus dem gemäss Konvention keine 
Flüchtlinge kommen können – sie hatten sich 
zuvor illegal in sicheren europäischen Ländern 
aufgehalten, wo die Dublin­Regeln gelten. Die 
Asylstatistik jubelte: «Erfolgreiche Bilanz des 
Dublin­Abkommens».

Beim Amtsantritt von Bundesrätin Simo­
netta Sommaruga Ende 2010 brach der Arabi­
sche Frühling an. Er führte vor allem zu einem 
Zustrom von Tunesiern, die aussichtslose Gesu­
che stellten. Am meisten Asylbewerber kamen 
in den letzten Jahren aber weiterhin aus Eritrea 
und Nigeria – die Eritreer konnten ihre Fami­
lien nachziehen. Gemäss Asylgesetzrevision, 
die das Volk im Juni 2013 klar guthiess, aner­
kennt die Schweiz Dienstverweigerung nicht 
mehr als Fluchtgrund. Bundesrätin Sommaru­
ga betonte aber schon im Abstimmungskampf, 
die desertierenden Eritreer würden nicht zu­
rückgeschickt, da ihnen unmenschliche Strafen 
drohten; deshalb hält der Zustrom an. Beat 
 Meiner, der Generalsekretär der Flüchtlings­
hilfe, feixte deshalb letzte Woche im St. Galler 
Tagblatt, er habe immer gesagt, «dass diese Ge­
setzesverschärfung reine Symbolpolitik ist».

1,3 Milliarden budgetiert

Die zuständigen Bundesräte konnten zwar 
kaum beeinflussen, wie sich Kriege und Krisen 
in aller Welt entwickelten, aber sehr wohl, ob 
Fliehende in die Schweiz kamen: einerseits mit 
der Politik, so etwa im Umgang mit der Asyl­
rekurskommission, die 2005 bei Eritreern die 
Desertion als Asylgrund dekretiert hatte, an­
derseits mit der Organisation, wenn gross    zü­
gige   Unterstützungsleistungen oder schlep­
pende Verfahren Anreize boten, auch in 
aussichtslosen Fällen in der Schweiz ein Gesuch 
zu stellen. Die Analyse der Zahlen führt denn 
auch zu klaren Befunden.

Erstens: 2002 gaben Bundesamt für Flücht­
linge und Bundesamt für Zuwanderung, Integ­
ration und Auswanderung (39 Mio.) zusammen 
knapp eine Milliarde Franken aus. Bundesrat 
Blocher drückte den Aufwand des neuen Bun­
desamtes für Migration bis 2007 auf 754 Milli­
onen, gut die Hälfte der Höchstwerte um die 
Jahrtausendwende. Danach stiegen die Ausga­
ben wieder an – obwohl die Zahl der Personen 
im Asylprozess gleich blieb. 2012, bei  einem Be­
stand von 44 863 Personen, wendete das Bun­
desamt 1,1 Milliarden auf, so viel wie zehn Jahre 
zuvor für 66 226 Personen. Für das laufende 
Jahr stehen 1,3 Milliarden im Budget. Von 2004 
bis 2013 wuchsen die Kosten des Bundesamtes 
pro Person im Asylprozess von 17 695 Franken 
auf 26 446 Franken an, der Personalaufwand 
pro verwalteten Asylbewerber schnellte allein 
in den drei Jahren Amtszeit von Asylministerin 
Widmer­Schlumpf um 43 Prozent hoch.

Zweitens: Schon unter Asylminister Blocher 
stieg die Anerkennungsquote an. Um die Jahr­
tausendwende, mit Zehntausenden von Kriegs­
flüchtlingen aus Ex­Jugoslawien, hatte nur 
 jedes zwanzigste Gesuch zum Erfolg geführt. 
Ab 2005 war es jedes zehnte, ab 2007 gar jedes 
fünfte, auch weil in teils jahrelang verschlepp­
ten Verfahren Entscheide fielen. Nach dem 
Höchststand von 2008 (23 Prozent) sank die An­
erkennungsquote wieder – entgegen der Logik: 
Dank den Dublin­ Regeln musste die Schweiz 
auf aussichtslose Gesuche gar nicht mehr ein­

treten, die Zahl der Nichteintretensentscheide 
sprang auf das Drei­ bis Vierfache hoch; deshalb 
hätte die Anerkennungsquote unter den ernst­
zunehmenden Gesuchen steigen müssen. Erst 
im laufenden Jahr erreicht die Quote mit bisher 
24 Prozent einen neuen Rekord.

Drittens: Die Zahl der Asylgewährungen er­
reichte ihren Höchstwert 2011 mit 3711, jene der 
vorläufigen Aufnahmen kulminierte schon 
2010 mit 3888 – dabei kamen zu dieser Zeit 
kaum Asyl bewerber mit Fluchtgründen ge­
mäss Genfer Konvention in die Schweiz. Im­

merhin verbesserte sich dank der grosszügigen 
Praxis die Kennzahl der Weltwoche, die 2002 
Kosten von einer Million je Flüchtling errech­
net hatte. Die Aufwendungen allein des Bun­
desamtes pro Asylgewährung sanken von 2004 
bis 2013 von 633 748 auf 363 751 Franken. Dazu 
kämen in einer Vollkostenrechnung jene von 
Bundesverwaltungsgericht, Gesundheits­
wesen, Polizei und Justiz.

Fazit: Der Wechsel zum Dublin­System ab 
2009 ist in den Zahlen nicht zu erkennen. Aus­
gerechnet in den Jahren, als wenige Menschen 
mit anerkannten Fluchtgründen ins Land 
 kamen, wuchsen einerseits die Kosten des Asyl­
wesens und anderseits die Zahlen der Asyl­
gewährungen und der vorläufigen Aufnahmen. 
Das bedeutet: Es gibt einen immer grösseren 
Apparat, der kein Interesse an einem effizien­
ten Asylwesen hat – im Gegenteil. Die Schweiz 
zeigt sich so als Land, in dem die grösste Chance 
besteht, Asyl oder zumindest Aufenthalt mit 
grosszügigen Unterstützungsleistungen zu be­
kommen. Und immer noch gilt, was die Welt-
woche vor zwölf Jahren feststellte: Die grössten 
Chancen, in der Schweiz zu bleiben, hat – fast 
unabhängig von den Fluchtgründen –, wer der 
Schweiz die grössten Probleme macht.

Es gibt einen immer grösseren 
Apparat, der kein Interesse an 
 einem effizienten Asylwesen hat.

Steigende Kosten 

Anzahl Personen im Asylprozess

Total Personen im
Asylprozess

Anzahl Personen

Blocher Widmer-Schlumpf Sommaruga

Blocher Widmer-Schlumpf Sommaruga

Personen im 
Verfahrensprozess

Vorläufig Aufgenommene

Personen im
Vollzugsprozess

Personalaufwand

Gesamtkosten 
Bundesamt

Asylsuchende: Verwaltung
und Sozialhilfe Kantone

Flüchtlinge: Sozialhilfe,
Betreuung, Verwaltung

Internationale 
Zusammenarbeit

* 2003/2004: Bundesamt für 
Zuwanderung, Integration und 
Auswanderung sowie Bundesamt 
für Flüchtlinge
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Die Privatwohnung von Alain Duménil im 
Erdgeschoss eines herrschaftlichen Hauses 
an bester Genfer Seelage gleicht einer Fes-
tung. Die schweren Vorhänge lassen nur 
 wenig Tageslicht her ein. Der noble Salon, 
 bestückt mit Kunstwerken und antiken Mö-
beln, ist in zurückhaltendes, warmes Lam-
penlicht getaucht. Vor dem Haus parkiert 
ein militärisch anmutender schwarzer Ge-
ländewagen. Der Besitzer wähnt sich offen-
bar in einer Art Belagerungszustand.

Mit Recht: Seit letztem November unter-
suchen Finanzbeamte aus der Eidgenössi-
schen Steuerverwaltung einen Verdacht auf 
Steuerhinterziehung in Millionenhöhe. An 
dieser und anderen Adressen des aus Frank-
reich stammenden Unternehmers haben sie 
Unterlagen beschlagnahmt. 

Seit einer Woche ist Duménil deswegen in 
den Schlagzeilen. Ihm gehören 51 Prozent 
der Wirtschaftszeitung L’Agefi. Just die bei-
den Konkurrenzverlage, denen er, ebenfalls 
im vergangenen November, die Zeitung Le 
Temps abkaufen wollte, schiessen jetzt scharf.

Es ist Sonntag, 19 Uhr. «Wenn es darum 
geht, seine Ehre zu verteidigen, gibt es keine 
Wochentage», begrüsst uns Duménil. Seine 
tadellos elegante Erscheinung erinnert an 
 einen französischen Landadeligen. Er äu-
ssert sich in grossen, getragenen Gedanken-
gängen und spricht mit einer Eleganz, wie 
sie nur die französische Sprache zu bieten 
hat. Rasch wird klar: Der Mann ist sich seiner 
Sache sicher. Und er ist bereit zu kämpfen.

Herr Duménil, die Hausdurchsuchungen 
bei Ihnen erwecken den Eindruck eines 
Rollkommandos. Was haben Sie erlebt?

Ich war nicht da, als die Agenten morgens 
um sechs vor der Tür standen. Der Begriff 
«Rollkommando» trifft es: Wie  meine 
Frau ihnen die Türe öffnet, verschaffen sie 
sich Zugang zum Schreibtisch, nehmen 
Computer mit allen Unterlagen mit. Die 
Beamten treten bedrohlich auf: «Wissen 
Sie denn nicht, welch schlimme Dinge Ihr 
Ehemann getan hat?» Kein Wort der Un-
schuldsvermutung. Man fühlt sich in die 
DDR versetzt: Der Staat hat immer recht. 

Wie ging es weiter?
Sofort werden alle Konten blockiert. Die 
Bank gibt keinen Rappen mehr heraus. Ei-
nen Tag später zieht die Steuerverwaltung 
die Immobilien als Sicherheit ein. Ich habe 
dann verlangt, dass man mir monatlich 

 einen gewissen Betrag auszahlt, damit ich 
meinen Lebensunterhalt und meine Anwälte 
bezahlen kann. Auch das wurde abgelehnt, 
und man hat mir beschieden, die Schweiz ha-
be ein sehr gutes Sozialsystem. Man hat mich 
sozusagen an die Suppenküche verwiesen! 

Worüber regen Sie sich am meisten auf?
Es gibt in der Schweiz eine Organisation, die 
Abteilung für Strafsachen und Untersu-
chungen (ASU), und sie steht über dem 
Recht. Es genügt, dass ein 29-jähriger Funk-
tionär den Verdacht der Steuerhinterzie-
hung hat, und schon wird Ihr Vermögen ein-
gefroren. Ohne den Segen eines Richters.

Aber es braucht eine Unterschrift der Fi-
nanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf.

Ja, und danach hat die ASU völlige Narren-
freiheit. Wäre ich Finanzminister und  meine 
Leute würden mir ein Dossier vorlegen, das 
zeigen soll, dass Herr Duménil mehr als 
zwanzig Millionen an Steuern hinterzogen 
hat,  würde ich auch unterschreiben.

Was kritisieren Sie dann?
Die ASU-Beamten haben unbegrenzte 
Macht und sind wie alle Beamten für ihr Tun 
nicht verantwortlich. Also drehen sie durch. 
Die Unschuldsvermutung wird flugs in eine 
Schuldvermutung umgekehrt. Mit der Fol-
ge, dass Sie sich von einem Tag auf den ande-
ren Gedanken machen müssen, wovon Sie 
sich jetzt ernähren. Einen Anwalt können 
Sie sich erst einmal ebenfalls nicht leisten, 
was der Menschenrechtskonvention wider-
spricht. Als Financier arbeite ich mit mei-
nem Geld. Darauf habe ich jetzt keinen Zu-
griff mehr. Mir wird die Lebensgrundlage 
entzogen. Gott sei Dank habe ich Familie 
und Freunde, die mir helfen und mir Geld 
leihen. Aber es ist eine Art Bettlerdasein. 

Mit Ihren Beschwerden vor dem Bundes-
strafgericht sind Sie weitgehend abgeblitzt. 

Das Bundesstrafgericht hat nicht gesagt: 
«Duménil ist schuldig.» Es hat lediglich ge-
sagt, dass die ASU weiter untersuchen darf. 
Das kann man verstehen, da ein Strafrichter 
ja nicht unbedingt mit allen Finessen der 
Besteuerung von Börsengeschäften vertraut 
ist. Trotzdem sieht das Bundesstrafgericht 
Zweifel an meiner Schuld – sonst hätte es 

nicht die strikte Anonymisierung meines 
Namens angeordnet.

Sind Sie denn unschuldig?
Ich habe keine Steuern hinterzogen. Am 
 Ende wird die Zahl null stehen.

Wenn es um Steuerhinterziehung geht, 
sind auch andere Länder nicht zimperlich.

Die ASU ist eine knallharte Untersuchungs-
behörde nach US-Vorbild. Das war vom 
 Gesetzgeber auch so gewollt, ging es doch 
anfangs um Untersuchungen bei grossen in-
ternationalen Konzernen, wo bei einer klei-
nen Unregelmässigkeit schnell Hunderte 
Millionen zusammenkommen. Mittler-
weile darf sie schon Fälle untersuchen, wo es 
um 200 000 Franken in zehn Jahren geht. 
Das macht 20 000 Franken im Jahr. So steht 
bald jeder Schweizer im Fokus – der völlige 
Abschied vom Willen des Parlaments. 

Worauf wollen Sie hinaus?
Wenn man sich die USA schon als Vorbild 
nimmt, wovon ich abrate, dann richtig: In 
den USA kann man sich wenigstens von An-
fang an wehren und zurückschlagen. Wenn 
Sie dem US-Steueramt hundert Dollar schul-
den, dann kann der Staatsanwalt Sie fest-
nehmen lassen. Aber schon am nächsten Tag 
beurteilt ein Richter die Beweise. 

Und hierzulande?
In der Schweiz nimmt sich die ASU jetzt fünf 
Jahre Zeit für ihre Verfügung. Wird diese an-
gefochten, kann es weitere fünf Jahre dau-
ern. Hier geht es darum, eine Person zu atta-
ckieren und sie dann mürbezumachen. 

Der Tages-Anzeiger schreibt, dass die Behör-
den an Ihrem Walliser Wohnsitz einen Tipp 
bekommen und die ASU alarmiert haben.

Ich bin sicher, dass es keinen Denunzianten 
gibt. Wir hatten bei dem Verfahren vor dem 
Bundesstrafgericht Einblick in das Dossier. 
Dort findet sich nicht der geringste Hinweis 
auf einen Informanten. Kein Brief, keine 
 Notiz. Meine Version der Geschichte ist, dass 
das Finanzdepartement beweisen will, dass 
es mit dem Wallis keine Pro bleme hat. 

Wer hat dafür gesorgt, dass Ihr Name an die 
Öffentlichkeit gekommen ist?

Das Bundesstrafgericht hat seine Urteile an-
onymisiert, um mich zu schützen. Dass das 
Ringier-Blatt L’Hebdo und das Tamedia-
Blatt Tages-Anzeiger sich darüber hinwegset-
zen, hat vielleicht mit meinem Engagement 
bei L’Agefi zu tun. Tamedia und Ringier sind 
das grosse Medien-Duopol in der Roman-
die. Sie hielten bislang je rund 46 Prozent an 

«Man fährt die Schweiz gegen die Wand»
Der französisch-schweizerische Unternehmer Alain Duménil hat die liberale Wirtschaftszeitung  L’Agefi 
 gerettet. Nun steht er im Fokus der Steuerfahnder von Eveline Widmer-Schlumpf. Der Multimillionär macht 
sich Sorgen. Der Staat werde von Marxisten unterwandert. Von Florian Schwab und Niels Ackermann (Bild) 

«Die Unschuldsvermutung wird 
flugs in eine Schuldvermutung 
umgekehrt.»
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«Man hat mich sozusagen an die Suppenküche verwiesen»: Financier Duménil.
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Le Temps. Gemeinsam mit meinem Ge-
schäftspartner bei L’Agefi habe ich im letz-
ten Herbst ein  Kaufangebot für Le Temps 
 platziert. Damit wäre das Tamedia-Rin-
gier-Duopol aufgebrochen worden. Statt-
dessen übernimmt Ringier die Zeitung 
komplett, ohne dass dadurch ihre struk-
turellen Probleme gelöst werden. Zudem 
 untersucht die Wett bewerbskommission 
diese Übernahme. Da platzt die Steuer-
untersuchung beim L’Agefi-Verleger hin-
ein. Es ist auffällig, dass meine Eigentü-
merschaft an L’Agefi fast schon penetrant 
ins Zentrum der Berichterstattung ge-
rückt wird. Die einzige Frage, der Le Temps 
in  seiner Berichterstattung nachgeht: 
«Kann sich Duménil L’Agefi  jetzt noch 
leisten?». Ein bisschen viele Zufälle.

Und: Behalten Sie L’Agefi?
Ja, selbst wenn ich dafür andere Beteili-
gungen verkaufen muss.

Sprechen wir über Ihre Geschäfte. Der 
Grossteil Ihrer unternehmerischen Tätig-
keiten ist in Frankreich.

Nach dem Studium an der Ecole des hautes 
études commerciales (HEC) habe ich die 
Zwei-Mann-Vermögensverwaltung mei-
nes Vaters zur siebtgrössten Geschäfts-
bank des Landes ausgebaut. Ich war also 
eine be kannte Person in französischen 
 Finanzkreisen – eine gute Ausgangslage.

Warum haben Sie sich anderen Geschäf-
ten zugewendet?

Obwohl ich aus meiner Zeit als Trader mit 
 allen Wassern gewaschen war, merkte ich 
Mitte der achtziger Jahre, dass ich die Ge-
schäfte nicht mehr unter Kontrolle hatte. Es 
gelang, vor mir als Eigentümer die Position 
von einer Milliarde zu verstecken. Das war 
das grosse Verhängnis in der späteren Fi-
nanzkrise. Als die Banken anfingen, Casinos 
zu gleichen, habe ich mich verabschiedet 
und bin seither als Investor tätig: Immo-
bilien in Frankreich und Genf, dann einige 
Firmen für Luxus güter, dazu Komponenten 
für Flugzeugmotoren.  

Weshalb sind Sie bei L’Agefi eingestiegen?
Ich hatte Lust auf Journalismus. Eine Zei-
tung übernimmt man, wenn man von ih-
rem Potenzial überzeugt ist. L’Agefi ist ein 
Qualitätsjournal, dessen Werten ich mich 
verbunden fühle, eine liberale Zeitung. 
Die Freiheit ist für mich der höchste Wert. 

Wie ist das Klima gegenüber Unterneh-
mern in Frankreich unter François Hol-
lande?

Derzeit besteht Spielraum für notwendige 
Reformen. Die Leute merken, dass die 
 Arbeitslosigkeit ein ernstes Problem ist, 
das nur gemeinsam mit den Unterneh-
mern gelöst werden kann. Wäre eine  rechte 
Regierung an der Macht, so würden alle 
 sagen: «Das sind Wahlgeschenke.» 

Bisher sieht man kaum Fortschritte. 

Es ist schwierig: Es gibt diesen historisch 
tiefverwurzelten Hass auf die Reichen. Als 
ich studierte, waren alle Professoren Marxis-
ten. Diese sind dann zunehmend in die öf-
fentliche Verwaltung gelangt. Die extreme 
Linke macht heute die Revolution innerhalb 
der Behörden. 

Wie sind die Zukunftsaussichten?
Ich bin genauso stolz, Franzose zu sein, wie 
ich stolz bin, Schweizer zu sein. Doch seit 
1900 war Frankreich nie mehr ein Leader-
Land. Die Lokomotiven sind Länder wie die 
USA, China und Deutschland. Frankreich 
folgt als Zugswaggon, wenn auch im vorde-
ren Bereich. Wenn die Welt aus der ökono-
mischen Krise kommt und Europa aus der 
Krise kommt, dann gibt es auch für Frank-
reich eine Chance, sofern es die Reformen 
anpackt. 

Warum sind Sie vor dreissig Jahren in die 
Schweiz gekommen?

In Frankreich empfand ich einen sozialen 
Hass, sozusagen einen dauernden Klassen-
kampf, und Revolutionsherd. Ich wollte Sta-
bilität und Ruhe in mein Leben bringen. 
Wenn ich aber meine Erlebnisse mit der ASU 
ansehe, dann frage ich mich, wie übrigens 
viele Franzosen: «Bleibe ich in der Schweiz?» 

Wie sehen Sie die Zukunft des Finanz-
platzes Schweiz?

Am Anfang meiner Tätigkeit war ich im De-
visenhandel in Paris tätig. Ich musste mir 
das Zahlensystem der französischsprachi-
gen Schweiz einprägen. Achtzig Dollar 
 waren huitante dollars und nicht quatre-vingts 
dollars, weil der Referenzplatz Zürich war. 
Heute schert sich niemand mehr um Zürich. 
Das Finanzdepartement bekundet zwar, es 
wolle Pensionsfonds und Hedge-Funds an-
ziehen. Gleichzeitig sagt es: «Hier habe ich 
die Axt, mit der wir euch den Schädel 
 einschlagen werden.»  

Wie meinen Sie das?
Kürzlich hat Finanzministerin Widmer-
Schlumpf vorgeschlagen, Steuerhinterzie-

hung solle ab 600 000 Franken eine Straftat 
werden. Der Chef eines multinationalen Un-
ternehmens, das 600 000 Franken an Steuern 
zu wenig bezahlt hat, wäre neben dem Mörder 
und dem Kinderschänder auf der Anklage-
bank gelandet. Der Bundesrat hat glücklicher-
weise dagegen entschieden, aber man sieht: 
Eine verrückte Atmosphäre hat sich hier ent-
wickelt. 

Die Schweiz reagiert auf ausländischen 
Druck.

Die Menschen sind durchaus bereit, sich an 
mehr Kontrolle und höhere Steuern zu ge-
wöhnen, aber sie wollen wissen, woran sie 
sind. Die Art und Weise, wie die Schweiz 
 ihren Finanzplatz umpflügt, entspricht nicht 
einem entwickelten Land. Sicher, der Druck 
war stark. Aber nur weil man ein Steuer-
paradies war, heisst nicht, dass man jetzt zur 
Steuerhölle werden sollte. Zwischen den bei-
den gäbe es ja noch ein Fegefeuer. Die Schweiz 
durchweht ein revolutionärer Geist. Weil das 
Finazdepartement offenbar der Ansicht ist, 
dass es zu viele Banken gibt, musste die Pri-
vatbank Wegelin schliessen. Sie ist seit 1886 
ehrlich ihren Geschäften nachgegangen. We-
der die Französische Revolution noch zwei 
Weltkriege konnten ihr etwas anhaben. Aber 
die neue Finanzplatzdoktrin hat das Traditi-
onshaus nicht  überlebt. Warum müssen diese 
Leute ihr  Geschäft einstellen? Auf welcher 
Rechtsgrundlage? Mit der Politik der letzten 
Jahre fährt man die Schweiz gegen die Wand. 
Ist das Vertrauen einmal weg, dann dauert es 
Jahrzehnte, es wieder aufzubauen. Während 
wir mit dem Schengen-Abkommen auch jene 
ins Land lassen, die das Geld der Schweizer 
wollen, vertreiben wir jene, die welches mit-
bringen.

Sie haben nie die Öffentlichkeit gesucht 
und sich auch gesellschaftlich eher zurück-
gehalten. Warum?

Die Antwort haben Sie heute: Wenn ich ein-
mal den Kopf hinausstrecke, wie bei L’Agefi 
und Le Temps, bekomme ich eins auf den 
 Deckel, weil ich ein Journal habe, das der 
 aktuellen Tendenz nicht entspricht. Wäre 
ich schön im Hintergrund geblieben, wäre 
das wohl nicht passiert. 

Als Financier, Sie haben es erwähnt, arbei-
ten Sie mit Geld. Was bedeutet Geld für Sie?

Geld zu haben, bedeutet für mich Freiheit. Da 
die ASU mein Geld gesperrt hat, gewinne ich 
derzeit eine Ahnung, wie es ist, wenn man sei-
ner Freiheit beraubt wird. Doch selbst in der 
aktuellen Situation habe ich noch deutlich 
mehr Möglichkeiten als andere. Als ein klei-
ner Angestellter beispielsweise, der alle Lau-
nen seines Chefs über sich ergehen lassen 
muss. Wer Geld hat, sollte es investieren. Wer 
all sein Geld auf der Bank behält, bringt der 
Gesellschaft nichts. Die zentrale Frage ist 
nicht, ob man Geld hat oder nicht, sondern, 
was man damit anfängt.  g

Finanzministerin Widmer-Schlumpf. 
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Wissenschaft

Schweiz im Rückstand
Erstmals erhielt dieses Jahr eine Frau die  
Fields-Medaille, den «Nobelpreis der Mathematik».  
Eine erfreuliche Nachricht. Hierzulande spielen Frauen 
in  mathematischen Fächern allerdings noch immer 
 eine marginale Rolle. Weshalb? Von Catherine Bandle

Seit 1936 verleiht die Internationale Mathe-
matische Union alle vier Jahre die Fields- 

Medaille für herausragende Ergebnisse in der 
Mathematik. Der Name geht auf den damaligen 
Präsidenten, John Charles Fields, zurück, der 
die Idee zu diesem Preis hatte und der Stiftung 
sein ganzes Vermögen vermachte. Bis heute er-
hielten 55 Mathematiker diesen prestigeträchti-
gen Preis, letzte Woche wurde mit Maryam 
 Mirzakhani erstmals eine Frau ausgezeichnet. 

Die 37-Jährige stammt aus dem Iran und 
holte schon als Schülerin zwei Goldmedaillen 
bei internationalen Mathematik-Olympiaden. 
Sie studierte in Teheran, promovierte an der 
Universität Harvard und ist seit 2008 Profes-
sorin an der Stanford-Universität. Sie forscht 
über abstrakte Geometrie und über Grund-
lagen der Wahrscheinlichkeitsrechnung.

Nach dieser erfreulichen Nachricht stellt sich 
die Frage: Warum hat es fast achtzig Jahre ge-
dauert, bis eine Frau diese begehrte Auszeich-
nung erhielt? Warum scheint es für Mathemati-
kerinnen besonders schwer zu sein, in die 
Champions League aufzusteigen? Physik- 
Nobelpreisträgerinnen sind auch selten, aber es 
gibt sie, Marie Curie bekam den Preis 1903. Und 
auch in der Mathematik haben einige Pionie-
rinnen Wegmarken gesetzt: Das bedeutendste 
Ergebnis der Russin Sofja Kowalewskaja (1850–
1891) steht heute in den klassischen Lehrbü-
chern über Differenzialgleichungen, und die 
deutsche Jüdin Emmy Noether  (1882–1935) gilt 
bis heute als Schöpferin der modernen Algebra. 
Doch sie bleiben Ausnahmen, die als Einzel-
kämpferinnen gesellschaftliche Barrieren 
durchbrochen haben.

Italienerinnen machen’s vor
Die mathematische Denkweise ist unabhängig 
von Land und Kultur. Auf den verschiedenen 
Kontinenten sehen die Lehrbücher sehr ähn-
lich aus, und die Verständigung unter Kolle-
gen aus den verschiedensten Ländern ist in der 
Regel kein Problem. Doch der Anteil Mathe-
matikerinnen an den Universitäten ist je nach 
Land ganz unterschiedlich. In den romani-
schen Ländern, vor allem in Italien, ist er 
 wesentlich grösser als in den germanischen 
und angelsächsischen. Dies trifft auch für an-
dere exakte Wissenschaften zu.

Dank Förderungsprogrammen konnte die 
Anzahl Mathematikstudentinnen in den 

Grundkursen auch in anderen Ländern we-
sentlich erhöht werden. In den USA machen 
sie heute bereits fünfzig Prozent aus. Auch fast 
die Hälfte der Promotionen geht an Frauen 
(vorwiegend Asiatinnen). In den oberen Eta-
gen und an einflussreichen Stellen, die über 
Wissenschaftspolitik bestimmen und Gelder 
verteilen, ist die Vertretung von Frauen aber 
weiterhin gering. In der Schweiz klafft die 
Frauenlücke besonders weit auf, obschon der 
Bedarf an sogenannten Mint-Kompetenzen, 
zu denen auch die Mathematik gehört, sehr 

gross ist und die Mathematik in Alltag und 
 Beruf immer mehr an Bedeutung gewinnt.

Im Bericht des Bundesamtes für Statistik 
zum Frauenanteil in Mint-Fächern wird der 
geringe Frauenanteil unter anderem mit ge-
schlechtsspezifischen Stereotypen begründet 
– wie die Ansicht, dass die Jungen technisch 
begabter seien als die Mädchen und dass weib-
liche Vorbilder fehlten. Mehr noch fällt meiner 
Ansicht nach die Einseitigkeit unseres Erzie-
hungssystems ins Gewicht, die dem Desinter-
esse der Mädchen Vorschub leistet. So sind die 
Gymnasien grösstenteils äusserst sprachlas-
tig. Oft hat die Mathematik nur die Rolle eines 

Selektionsfaches. Dass sie ein wesentlicher Teil 
unserer Kultur ist und wesentlich zu unserer 
Zivilisation beigetragen hat, wird oft verges-
sen. Zudem ist die Anzahl Mathematikerin-
nen noch zu klein, um damit eine Vorbild-
funktion für die Studienwahl der Mädchen 
entfalten zu können. 

Verschiedene Untersuchungen zur mathe-
matischen Leistungsfähigkeit deuten darauf 
hin, dass – wenn geschlechtsspezifische Unter-
schiede vorhanden sind – sie kulturell bedingt 
ist. In Ländern, in denen der Mythos der 
 männlichen Wissenschaft abgebaut worden 
ist oder nie vorhanden war, sind die Leistun-
gen von Mädchen und Knaben kaum zu 
 unterscheiden.

Tiefe Löhne, mehr Frauen
Die Beziehung der Frauen zu den exakten 
Wissenschaften ist durch die Rollenverteilung 
geprägt, die von der Tradition und der Kultur 
abhängt. Die Italienerinnen können auf eine 
lange Tradition von Professorinnen zurück-
blicken, die bis ins Mittelalter zurückgeht. Die 
Frauen hatten dort immer Zugang zu den Uni-
versitäten. Dies ist nicht der Fall in den germa-
nischen und angelsächsischen Ländern, in 
 denen das protestantische Arbeitsethos und 
das Ideal von der Frau am Herd ein Hindernis 
waren für diejenigen, die sich der Wissen-
schaft widmen wollten. Die Tatsache, dass die 
Wissenschaften in den romanischen Ländern 
stärker feminisiert sind, hat ihren Grund zum 
Teil aber auch in den tiefen Professorenlöh-
nen. Wie in anderen Berufen ist auch hier das 
Phänomen zu beobachten: je kleiner die Löh-
ne, desto grösser der Frauenanteil. Dies ist vor 
allem in den Schwellenländern auffallend.

Die Anzahl Mathematikprofessorinnen ist 
in den letzten Jahren stark angewachsen, und 
einige spielen an der Spitze mit. Sie sind aber 
noch immer sehr isoliert. Da die Gesellschaft 
Mathematiker und Mathematikerinnen 
braucht, ist es dringend notwendig, Stereo-
typen und Vorurteile über die «männliche» 
Mathematik abzubauen. Die Verleihung der 
Fields-Medaille an eine Frau ist ein wichtiger 
Schritt in diese Richtung.

Wichtiger Schritt: Maryam Mirzakhani.

Catherine Bandle ist emeritierte Professorin für  
Mathematik der Universität Basel. Von 1996 bis 2002  
war sie Präsidentin des Schweizerischen Verbandes  
der Akademikerinnen.
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Rechtzeitig zum Start der Herbstsaison liefern 
sich die politischen Lager den vertrauten Stel-
lungskrieg: Auf der einen Seite die SVP, auf der 
anderen Seite alle andern. Neu ist nur der wie-
der verschärft gallige Ton der SVP-Kritiker. Sie 
 bezichtigen die Volkspartei schlimmer Verge-
hen: Radikalismus, Abschaffung der Menschen-
rechte, Zerstörung der humanitären Asyltradi-
tion. Übers Wochenende schaltete sich eskalie-
rend alt Bundesrat Dölf Ogi ein. Er ruft zum 
Aufstand gegen Christoph Blocher auf. Hinter 
dessen Treiben diagnostiziert er «Wahnsinn». 

Was ist los? Eine Vermutung: Die vereinigten 
SVP-Gegner aller Parteien haben die Volksab-
stimmung vom 9. Februar über die Massenein-
wanderung nach wie vor nicht verdaut. Der 
Schock wirkt nach, die Wunde sitzt tief. Das 
Volk hat sich geweigert, den Empfehlungen des 
Establishments zu folgen, und lief stattdessen 
Blocher hinterher. Der vielfach Totgesagte fei-
erte ein erneutes Comeback. Sehr zum Verdruss 
seiner zahlreichen Kritiker und Gegner, die es 
nicht verwinden können, dass es ihn noch gibt.

 
Kreuzzug gegen die Zivilisation

Aktuell nervt die Volkspartei ihre Gegner durch 
weitere Initiativen, hinter denen die Kritiker 
 einen Anschlag auf die Schweiz erblicken. Be-
sonders umstritten sind die geplante Asyl-
initiative der SVP, dann aber auch ein Volks-
begehren für den Vorrang von Landesrecht vor 
Völkerrecht. Es hat keinen Sinn, alle ablehnen-
den Leitartikel, Kommentare und Stellungnah-
men der letzten Tage und Wochen zu zitieren. 
Alle sind sich einig: Die SVP befindet sich auf 
einem Kreuzzug gegen die Zivilisation. 

Wer die Vorstösse einzeln untersucht, staunt 
über das Ausmass der Erregung. Asylrecht: Die 
SVP fordert, dass künftig nur noch Asyl su-
chende in der Schweiz Asyl bekommen sollen, 
wenn sie nicht über ein sicheres Drittland ein-
gereist sind. Reihenweise meldeten sich darauf-
hin Besorgte zu Wort, die den Untergang der 
humanitären Schweiz befürchten. Ihnen kann 
beruhigend mitgeteilt werden: «Keine Angst.» 
Die SVP-Initiative ist harmlos. Sie will nur, dass 
sich die Schweiz in Zukunft buchstabengetreu 
an das Dubliner Asylabkommen hält. Dieser 
Vertrag schreibt fest, dass Asylsuchende nur 
dann in der Schweiz Asyl bekommen sollen, 
wenn sie nicht über ein sicheres Drittland in die 
Schweiz einreisen. Die SVP fordert nicht die 
Kündigung der Menschlichkeit. Sie verlangt, 
dass sich die Schweiz an einen bilateralen Ver-
trag hält, den sie freiwillig unterschrieben hat.

Man soll die Qualität einer Idee nie aufgrund 
der Gesellschaft beurteilen, in die sie einen 
bringt. Einfacher ausgedrückt: Man sollte bei 
allen Ideen zuerst auf die Idee und nicht auf 
 ihren Absender schauen. Die Unfähigkeit, 
 diesem Postulat gerecht zu werden, kennzeich-
net auch die landesweite Debatte über den 
zweiten gewichtigen Vorstoss der SVP: Landes-
recht vor Völkerrecht. Weil hier der amtierende 
Ex-Bundesrat, Ex-Nationalrat und Ex-Kanto-
nalpräsident der SVP, Christoph Blocher, feder-
führend die Finger im Spiel hat, fällt es vielen 
Leuten schwer, die Sache einigermassen objek-
tiv zu  betrachten. Die Diskussion rotiert im 
Hysteriebereich der Irrationalität.

Dabei hat Blocher recht. In der Schweiz ist ein 
Vormarsch der Richter gegen die direkte Demo-
kratie im Gang. Politische Auseinandersetzun-
gen werden zusehends in den Gerichtshöfen 
ausgetragen. Ungeliebte politische Vorstösse 
drohen juristisch versenkt zu werden. Norma-
lerweise ist das Recht in der Politik die letzte 
Zuflucht der Schwachen gegen die Mächtigen. 
In der Schweiz ist es mittlerweile umgekehrt: 
Die Mächtigen bedienen sich des Rechts, um 
sich gegen die Bürger einen Vorteil zu verschaf-
fen. Eigentlich verrückt: Der Staat wehrt sich 
juristisch gegen das Volk. Mehr noch: Der Staat 
will die direkte Demokratie nicht einschrän-
ken, um die bürgerlichen Freiheitsrechte zu si-
chern. Im Gegenteil: Er möchte die demokrati-

schen Freiheitsrechte einschränken aus Angst 
vor unliebsamen Volksentscheiden. Ziel ist der 
Sieg der Staatsräson über die Demokratie.

Das ist keine an den Haaren herbeigezogene 
Verschwörungstheorie, sondern eine sich an-
bahnende Realität in der Schweiz. Der Bundes-
rat weigert sich konkret, Volksinitiativen um-
zusetzen, die er bekämpft, aber bewilligt hat 
und die vom Volk angenommen wurden. 
Jüngstes Beispiel sind die Ausschaffungsinitia-
tive und die von den sich geprellt fühlenden 
 Initianten nachgereichte Durchsetzungs-
initiative. Letztere wäre von der Rechtskommis-
sion des Ständerates um ein Haar für wider-
rechtlich erklärt worden. 

Ähnliches kündigt sich jetzt bei der Massen-
einwanderungsinitiative an. Wieder soll im 
Nachhinein ein ungewollter Volksentscheid 

rechtlich beerdigt werden. Bundesrat Didier 
Burkhalter plant dazu die integrale Unterwer-
fung der Schweiz unter europäisches Recht und 
europäische Richter in einem sogenannten 
«Rahmenvertrag», der die Schweiz zwingen 
würde, in allen bilateralen Beziehungen zu 
 Europa automatisch fremdes Recht zu überneh-
men. Der Souverän hätte nichts mehr zu sagen.

 
Nicht Blocher sägt an der Demokratie

Nicht Blochers SVP sägt an den Säulen der De-
mokratie. Es sind die angeblichen Gralshüter 
des Staates in Bundesrat, Parlament und Justiz, 
welche die Demokratie untergraben. Ein offi-
zielles Gutachten der Landesregierung durch 
den renommierten Staatsrechtler Daniel Thü-
rer aus dem Jahr 2011 behauptet den Vorrang ei-
ner «europäischen Wertegemeinschaft» vor der 
schweizerischen Rechtsprechung. Thürer lie-
fert dem Bundesrat einen präzisen Leitfaden, 
wie er im Namen übergeordneten Rechts die 
Referendumsdemokratie ausschalten kann.

In die gleiche Richtung wühlt das Lausanner 
Bundesgericht. Der Sündenfall ereignete sich 
im Oktober 2012. Damals entschieden die Rich-
ter, dass internationales Recht («droit interna-
tional») künftig über der Bundesverfassung 
 stehen müsse. Das Urteil stellt eine gravierende 
Verfassungsänderung dar: Nicht mehr Volk 
und Stände sollen oberster Verfassungsgeber 
sein, sondern internationale Verträge, interna-
tionale Gerichte und internationale Gremien, 
wie klein sie auch immer sein mögen. Dieser 
Staatsumbau von oben steht in ausdrücklichem 
Widerspruch zur revidierten Bundesverfas-
sung von 1999. Bei deren Verabschiedung war 
von einem Vorrang des Völkerrechts vor Lan-
desrecht keine Rede. Unbestritten war ledig-
lich, dass sich die Schweiz ans «zwingende 
 Völkerrecht» halte, also ans Folterverbot und an 
den Verzicht auf Völkermord und ethnische 
Säuberungen. 

Nichts anderes hat Blocher im Sinn. Er plant 
keinen Staatsstreich, sondern eine Rückkehr 
zum Zustand vor dem fatalen Bundesgerichts-
entscheid vom Oktober 2012. Die Bundesverfas-
sung soll wieder höchstes Recht darstellen. Nur 
das «zwingende Völkerrecht» soll über der Ver-
fassung stehen. Da dieses Recht aber nirgends 
exakt festgeschrieben ist, will Blocher geklärt 
haben, was denn unter «zwingendem Völker-
recht» genau zu verstehen ist. Seine Kritiker 
schreien «Skandal», aber Blochers Forderung 
ist vernünftig, denn übergeordnetes Recht, das 
nirgends klar aufgeschrieben und definiert ist, 

Die ertappte Elite
Neue Asylinitiative, Landesrecht vor Völkerrecht: Alle feuern wieder auf die SVP und ihren mehrfach  
totgesagten Frontmann Christoph Blocher. Was steckt hinter der übertrieben scheinenden Erregung? 
Von Roger Köppel

Man sollte bei allen Ideen zuerst 
auf die Idee und nicht auf ihren 
Absender schauen. 
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kann jederzeit politisch missbraucht und nach 
Belieben  ausgelegt werden. Der Aufschrei ge-
gen die  geforderte Klärung dessen, was zwin-
gendes Völkerrecht genau ist, entlarvt sich als 
vorauseilende Klage der Mächtigen über den 
drohenden Verlust eines praktischen Machtin-
struments gegen das Volk.

Die Sache mit den Menschenrechten

Es stimmt, Blochers Vorschlag könnte in der 
Konsequenz Konflikte erzeugen mit der Rechts-
praxis des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte in Strassburg (EMRK). Die Schweiz 
hat vor vierzig Jahren die entsprechende Men-
schenrechtskonvention EMRK unterschrieben. 
Dagegen ist nichts einzuwenden. Inzwischen 
allerdings haben die Strassburger Richter auf 
der EMRK eine auswuchernde Rechtsprechung 
aufgebaut. Der Bezug auf sogenannte Men-
schenrechte dient zur Rechtfertigung von 
Staatseingriffen jeder Art, zum Beispiel wenn 
Strassburg einem in der Schweiz verurteilten 
ausländischen Schwerstkriminellen aus famili-
ären Gründen ein Bleiberecht zusichert, wäh-
rend Schweizer Gerichte eine Ausweisung ver-
fügen. Angebliche Menschenrechte werden für 
politische Zwecke missbraucht. Richter legen 
nicht Gesetze aus, sondern schwingen sich zu 

Gesetzgebern auf, was einen Rückfall hinter die 
 Gewaltenteilung bedeutet. Es ist an der Zeit, 
solche Fehlentwicklungen zu diskutieren und 
zu korrigieren. 

«Die SVP ist bereit, die Menschenrechte zu 
opfern», titelte aggressiv polemisch der Zür-
cher  Tages-Anzeiger. Die Unterstellung ist so fies 
wie unzutreffend. Die Schweiz fällt nicht in die 
 Barbarei zurück, wenn sie den berechtigten 
Vorschlägen Blochers folgen sollte. Im Gegen-
teil. Blocher will die Bundesverfassung stärken 
und Missverständnisse beseitigen. Er postuliert 
ausdrücklich den Vorrang des zwingenden 
 Völkerrechts, aber er macht nicht mit bei der 
 naiven Anbetung des Völkerrechts. 

Mit gutem Grund. Das Unerträgliche an der 
Verherrlichung des Völkerrechts besteht darin, 
dass sie auf eine Verachtung der Bundesverfas-
sung hinausläuft. Es wird so getan, als sei die 
Schweiz ohne Völkerrecht ein Schurkenstaat. 
Tatsache ist: In unserer angeblich so menschen-
rechtsverachtenden Bundesverfassung sind 
 alle Freiheitsrechte, die wir gemeinhin als 
 Menschenrechte bezeichnen, seit über 150 Jah-
ren prominent verankert: Menschenwürde, 
Rechtsgleichheit, Schutz vor Willkür und 
 Wahrung von Treu und Glauben, Recht auf 
 Leben und persönliche Freiheit, Schutz der 

Kinder und  Jugendlichen, Recht auf Hilfe in 
Notlagen, Schutz der Privatsphäre, Recht auf 
Ehe und  Familie, Glaubens- und Gewissens-
freiheit, Meinungs- und Informationsfreiheit, 
Me dienfreiheit, Sprachenfreiheit, Anspruch 
auf Grundschulunterricht, Wissenschaftsfrei-
heit, Kunstfreiheit, Versammlungsfreiheit, 
Vereinigungs freiheit, Niederlassungsfreiheit, 
Schutz vor Ausweisung, Auslieferung und 
Ausschaffung, Eigentumsgarantie, Wirt-
schaftsfreiheit, Koalitionsfreiheit, Verfahrens-
garantien, Rechtsweggarantien. 

Die Bundesverfassung steht nicht auf Kriegs-
fuss mit den Menschenrechten. Sie liefert im 
Gegenteil die Grundlagen für die Geltung der 
Menschenrechte.

Wächteramt des Volkes

Die polemische Gegenüberstellung von Men-
schenrechten und direkter Demokratie ist in 
der Schweiz nicht neu. Nach dem Zweiten 
 Weltkrieg verteidigte der Bundesrat, sekun-
diert von vielen Staatsrechtslehrern und den 
meisten Parteien, sein aus dem Krieg stammen-
des Vollmachtenregime gegen Referendum 
und Volksinitiative. Schon damals hätten die 
Freiheitsrechte des Volkes – die eigentlichen 
Menschenrechte – im Namen übergeordneter 
Werte aus etatistischen Motiven dauerhaft 
 beschnitten werden sollen. Es kam zu einer 
Volksabstimmung, bei der sich der Souverän 
seine bewährten direktdemokratischen Frei-
heitsrechte zurückeroberte – gegen den aus-
drücklichen Willen von Bundesrat und Teilen 
des Establishments. Damals stand die SVP 
(BGB) noch auf der Seite der Etatisten. 

Der Zürcher Universitätsrektor und grosse 
Staatsrechtler Zaccaria Giacometti verarbeitete 
diesen Vorgang in einer brillanten Rektorats-
rede 1954 unter dem Titel: «Die Demokratie als 
Hüterin der Menschenrechte». Seine Worte 
 stehen im wohltuenden Kontrast zum Getöse 
jener angeblichen Menschenrechtsverteidiger, 
die heute wieder die direkte Demokratie kas-
trieren wollen. 

Für Giacometti war klar, dass ein Volk mit 
 einer langen demokratischen Tradition und der 
entsprechenden staatsbürgerlichen Reife eine 
viel wirksamere Sicherung grundlegender Frei-
heitsrechte bietet als Richter, Exekutivpolitiker 
oder internationale Gremien: «In der Schweiz 
amtet das Volk in umfassender Art unmittelbar 
als Hüter der Menschenrechte [. . .] Ja, die 
Schweiz bildet einen einzig dastehenden Fall 
von Demokratie, wo das Volk als Gesetzgeber 
selbst Hüter der Menschenrechte ist, und sie 
 erbringt in schönster Weise den lebendigen  
 Beweis der Existenzmöglichkeit eines echten, 
eines freiheitlichen demokratischen Staates.»

Das hohe Wächteramt der Freiheits- und 
Menschenrechte ist beim Schweizer Volk besser 
aufgehoben als bei der Elite, die wieder mal das 
Volk entmachten möchte. Der grosse Aufschrei 
zeigt, wie sehr man sich ertappt fühlt. g

Kampf gegen den Richterstaat: Hodlers «Holzfäller». 
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Wenn man von Philipp Müller spricht, denkt 
man vermutlich nicht an Sokrates. Dennoch ist 
es dem Präsidenten der Freisinnigen Partei 
 gelungen, sich in eine Reihe mit dem 
 griechischen Philosophen zu stellen – als 
 mürrischer Gegner der Demokratie. Für den 
athenischen Denker lag der Hauptdefekt dieser 
Staatsform darin, dass sie dem Bürger und 
nicht dem Experten die Macht in die Hände 
legt. Für den Aargauer Gipsermeister liegt die 
Gefahr der Demokratie darin, dass Mehrheiten 
entscheiden – ein für  einen demokratischen 
 Politiker eher ungewöhnlicher Ansatz.

Müller forderte eine «Instanz, die unabhän­
gig von Mehrheitsentscheiden und politischen 
Launen dafür sorgt, dass die Rechte jedes Indi­
viduums nicht angetastet» würden. Er kennt 
diese Instanz auch schon: den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg. 
Ausgerechnet jenes Gericht also, dessen Urteile 
nach den Worten des britischen Justizministers 
Chris Grayling «einen Punkt erreicht haben, wo 

sie demokratisch nicht mehr akzeptabel sind». 
Tatsächlich schaffen es die 47 Richterinnen und 
Richter oft, den Menschenrechten einen 
schlechten Namen zu geben. Manche Entschei­
dungen spotten nicht nur gesundem Men­
schenverstand und allgemeinem Rechtsver­
ständnis – so etwa, wenn die Richter darüber 
beraten, ob eine Katze, zu der ein von Abschie­
bung bedrohter Krimineller ein enges Verhält­
nis entwickelt haben will, ein schutzwürdiges 
Familienmitglied im Sinne von Artikel acht 
darstellt.

Korrektiv gegen dumme Bürger

Derartigen Abstrusitäten mag man noch mit 
Galgenhumor begegnen. Doch der Spass hört 
auf, wenn die Richter die Demokratie gefähr­
den, indem sie über die Köpfe der nationalen 
Gesetzgeber hinweg neues Recht schaffen. Von 
einer «Jurisdiktur» spricht man denn auch in 
Grossbritannien; der Schweizer alt Bundesrich­
ter Martin Schubarth nennt es fragwürdiges 

«Richterrecht». Die von Sokrates erwünschten 
Experten, das von Müller ersehnte Korrektiv 
gegen mutmasslich dumme Bürger – mit den 
Juristen in Strassburg haben sie Gestalt ange­
nommen.

Die Frage ist erlaubt, ob es überhaupt einer 
eigenen Europäischen Menschenrechtskon­
vention bedurfte. Schliesslich hatten die Ver­
einten Nationen bereits zwei Jahre zuvor eine 
allgemeine Erkärung der Menschenrechte ver­
abschiedet, die alle wesentlichen Punkte 
enthielt. Aber auf den zweiten Blick wird klar, 
dass die Europäer andere Akzente setzen woll­
ten: Denn mit dem Menschenrechtsgericht 
schufen sie eine juristische Instanz, die penibel 
über die Einhaltung der Konvention wacht und 
die Buchstaben ihrer Regeln laufend an die 
Zeitläufte anpasst.

Die Konsequenzen dieser Entscheidung sind 
weitreichend. Waren die Menschenrechte vorher 
ein moralischer Kompass, eine Richtschnur für 
zivilisiertes Zusammenleben, so mutierten sie in 

Menschenrechte auf Abwegen
Der Europäische Menschengerichtshof in Strassburg gibt den Rechten, die er eigentlich schützen soll,  
einen schlechten Namen. Nebenbei hebelt er die Demokratie aus.  
Von Wolfgang Koydl

«Demokratisch nicht mehr akzeptabel»: Richter am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.



der europäischen Version zu einem komplexen 
und nur mehr für Fachjuristen durchschauba­
ren Gesetzeswerk. Anders gesagt: Die Men­
schenrechtsartikel der Uno waren so etwas wie 
die Zehn Gebote – ein kompakter Kodex mensch­
lichen Verhaltens. Das Strassburger Gericht hat 
ihn zu einem voluminösen Strafgesetzbuch auf­
gebläht – annotiert, kommentiert, interpretiert.

Da ist es kein Wunder, dass das Gericht über­
fordert ist. Rund 1600 Eingaben, Beschwerden 
und Briefe erreichen den Gerichtshof jeden Tag 
– und sage und schreibe 95 Prozent dieser Kla­
geflut werden tatsächlich von einem Richter 
oder einem der mehr als 400 juristischen Mitar­
beiter gesichtet und bewertet, bevor die meis­
ten von ihnen ad acta gelegt werden. Britanni­
ens Premierminister David Cameron beschwor 
nicht zu Unrecht die Gefahr herauf, dass das Ge­
richt zu einem «glorifizierten Amtsgericht» 
verkümmere, dass vor lauter banaler Fällen die 
grosse Linie ausser Acht lässt.

Im Grunde genommen ist das Rechtswerk, 
auf das sich das Gericht stützt, zwar überschau­
bar: siebzehn knapp gefasste Artikel, dazu ein 
paar Zusatzprotokolle. Doch die Richter inter­
pretieren diese Artikel mitunter recht grosszü­
gig und fantasievoll, passen sie veränderten Ge­
gebenheiten an. Damit massen sie sich an, was 
ihnen nicht zusteht: Sie schreiben neues Recht. 
Dies aber ist die Aufgabe der Parlamente oder, 
im Fall der Schweiz, des Bürgers. Richter aus 

Aserbaidschan oder Russland brauchen sie 
 dazu nicht.

In der Tat: In einer funktionierenden Demo­
kratie sind die Grundrechte der Bürger kaum in 
Gefahr, über ihre Einhaltung wachen der Sou­
verän und die von ihm gewählten Repräsentan­
ten. Anders verhält es sich in einer Diktatur, 
doch die pfeift ohnehin auf Ermahnungen 
 eines internationalen Gerichts. Und was Natio­
nen mit eher unzureichend ausgeprägtem 

Rechtsverständnis betrifft, so fragt man sich 
 gerade als Schweizer oder als Brite, warum man 
mit ihnen in einen Topf geworfen wird. Be­
zeichnenderweise sind es gerade diese beiden 
Länder, die sich am häufigsten und härtesten an 
den Sprüchen der europäischen Richter stos­
sen. In Deutschland ist das anders. Da ist es 
durchaus üblich, dass das Bundesverfassungs­
gericht politische Entscheidungen fällt und Ge­
setzesänderungen auf den Weg bringt. 

Ein Grossteil der Richter in Strassburg sind 
ausgewiesene Völkerrechtsexperten oder Aka­
demiker, die nie als Anwälte, Richter oder 
Staatsanwälte in den grauen Gerichtsalltag 
 hinabgestiegen sind. Daher zeugen ihre Urteile 

oft von einer erschreckenden Weltfremdheit. 
Hinzu kommt, dass viele ihrer umstrittensten 
Sprüche sich im heiklen Feld der Asylthematik 
bewegen. Wenn also das Gericht britische Be­
hörden zwingt, einen rechtskräftig verurteilten 
Doppelmörder aus Bangladesch ins Land zu 
lassen, weil seine Familie hier lebt, dann mag es 
zwar dem Buchstaben der Konvention Genüge 
tun; um das Rechtsverständnis der Bürger und 
um die politischen und sozialen Folgen einer 
solchen Entscheidung aber scheren sich die 
Richter nicht.

Vermutlich wurden die Weichen schon bei 
der Verabschiedung der Konvention 1950 falsch 
gestellt. Ihre Urheber standen unter dem Ein­
druck der Nazi­Gräuel. Sie wussten, dass die 
Nazis auch mit Hilfe demokratischer Mittel an 
die Macht gelangt waren. Daher misstrauten sie 
dem Volk und legten ihm vorsorglich Ketten an. 
Das beste Beispiel ist der Passus über freie Wah­
len: Die Menschenrechtserklärung der Verein­
ten Nationen erkennt im «Willen des Volkes die 
Grundlage für die Autorität der Regierung». 
Den Europäern war das unheimlich. Sie gestan­
den nur Wahlen «in angemessenen Zeitabstän­
den» zu. Dass die daraus hervorgehenden Re­
gierungen an den Volkswillen gebunden sein 
sollten – davon ist keine Rede. Demokratie 
scheint ihnen zu wichtig, um sie den Bürgern 
zu überlassen. Besser, wenn Juristen dem Volk 
auf die Finger schauen. g

Dass Regierungen an den 
 Volkswillen gebunden sein 
 sollten,  davon ist keine Rede.
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In unzähligen Märchen, von «Aschenputtel» 
und «Dornröschen» bis «Schneewittchen», ist 
die Stiefmutter eine von Eifersucht zerfresse­
ne, boshafte Frau, die alles tut, um das störende 
Stiefkind loszuwerden – wenn nötig durch 
Mord. Kaum ein Begriff in der Geschichte der 
Familie ist derart negativ besetzt. Auch heute 
noch haben Stiefeltern wenig zu lachen. Fami­
lienrechtlich sind Stiefeltern die grossen  Loser.

Zahlt zum Beispiel der leibliche Vater keinen 
Unterhalt, ist der verehelichte Stiefvater dazu 
verpflichtet, für das Kind aufzukommen. Zu 
 sagen hat er trotzdem nichts, ein Sorgerecht 
 bekommt er nie. Selbst dann nicht, wenn er 
nachweislich sämtliche Pflichten, die das Sor­
gerecht beinhaltet – es sollte eigentlich «Sorge­
pflicht» heissen – übernimmt. Vor dem Gesetz 
spielt das keinerlei Rolle. Blut ist dicker als 
 Wasser, auch wenn der leibliche Vater absent 
ist, auf einem anderen Kontinent lebt und nur 
alle paar Monate sein Kind sieht. Die Pflichten 
können allzu leicht umgangen werden.

So sorgt sich beispielsweise mein Lebens­
partner um meine Tochter, seitdem sie acht­
zehn Monate alt ist. Er wechselte Windeln, als 
sie noch ein Baby war, begleitete ihre ersten 
Schritte, kommt mit zur Kindergartenfeier, 
fährt bei einer plötzlichen Grippe mitten in der 
Nacht zur Notfallapotheke, bezahlt Urlaube, 
kaufte ihr erstes Fahrrad, erklärt ihr die Sterne 
am Himmel, bringt ihr Tennisspielen und 
Schwimmen bei, kocht regelmässig – als Halb­
italiener ist er darin versiert – ihre geliebten 
Spaghetti bolognese.

Irren im Wald

Wenn wir sie vom Kindergarten abholen, rennt 
sie ihm lachend entgegen, ruft «Papi» und 
wirft sich ihm an den Hals. Die Liebe, die ihm 
entgegenkommt, gleiche alles aus, sagt er. Aber 
auch: «Ich habe in der Schweiz die Arschkarte 
gezogen.» Er hat recht. Denn gesetzlich be­
trachtet hat er nichts zu melden. Von Behör­
denseite hat man ihm gar mitgeteilt, er solle 
sich nicht einmischen. Sich kümmern, sorgen, 
zahlen – alles egal. Hauptsache, Mund halten.

Es gibt Männer, die mit den Kindern ihrer 
Partnerin sehr viel anfangen können. Die die 
Kinder nicht als Bälger eines anderen  sehen, als 
Last und Klotz am Bein, was die Zweisamkeit 
stört, sondern als ernstzunehmende Aufgabe, 
die sie mit Liebe und Hingabe erfüllen. Män­
ner, die miterziehen und eine wichtige Leis­
tung erbringen – eine Leistung, die aber gesell­
schaftlich weder anerkannt noch respektiert 

wird. Das Gleiche gilt für eine wahrscheinlich 
noch  grössere Anzahl von Frauen, die die 
Mutter rolle für die Kinder des Partners voll 
und ganz übernehmen. Was müssen sie wohl 
empfinden, wenn sie den Kindern das  allseits 
beliebte Märchen «Hänsel und Gretel» vorle­
sen mit der  zutiefst bösen Stiefmutter?

Tatsächlich irren im Wald nicht nur die Kin­
der, sondern vor allem auch die Erwachsenen 
herum, die mit dem Konzept der Patchwork­ 
familie vielleicht mehr Schwierigkeiten ha­
ben, als sie zugeben. Was so farbig und fröhlich 

nach Flickenteppich klingt, ist durchaus 
konflikt beladen. Die Bindung zum eigenen 
Kind ist in der Regel enger als zur Wahlver­
wandtschaft – diese Tatsache ist für Stiefeltern 
nicht immer leicht anzunehmen, vor allem 
dann, wenn sie alles geben und ihre Rolle ernst 
nehmen.  Zumindest aus Sicht der Mutter ist 
der Lebens partner in gewisser Weise immer 
die Nummer zwei. Das zu verstehen, benötigt 
nicht nur  Charakter, sondern eine innere Rei­
fe, die man nicht so selbstverständlich verlan­
gen kann. 

Stiefeltern, die freiwillig sämtliche Eltern­
pflichten und die damit verbundenen Verant­
wortungen und Schwierigkeiten überneh­
men, haben deshalb höchste Achtung und 
Respekt verdient. Doch gewürdigt wird das 
gesellschaftlich nicht – schon gar nicht auf ge­
setzlicher Ebene. Andere Länder haben auf 
diese drama tische Veränderung in der Famili­
enentwicklung längst reagiert. So gibt es zum 
Beispiel in Deutschland und Österreich das so­
genannte «kleine Sorgerecht». Wer nachwei­
sen kann, dass er sich kontinuierlich und über 
Jahre  hinweg um ein Kind gekümmert und 
Verantwortung übernommen hat, hat das 
Recht, mitzuentscheiden. Nicht so in der 
Schweiz. Hierzulande sind Stiefeltern rechtlo­
se Eltern. Schattenfiguren der Gesellschaft, 
totgeschwiegen, belächelt, im besten Fall be­
mitleidet.

Die Frage nach dem Erzeuger

Entscheidend ist dabei auch, in welchem Alter 
das Kind ist, wenn neue Partner in sein Leben 
treten. Da gilt: je früher, desto besser. Entwick­
lungspychologisch nimmt sich ein Kind, was 
es braucht. Ist ein Elternteil absent oder mehr­
heitlich abwesend, wird der neue Partner 
schnell zum Ersatzelternteil, und das Klein­
kind entwickelt in kurzer Zeit eine tiefe Bin­
dung, die in der Qualität der Bindung zum an­
deren anwesenden, leiblichen Elternteil in 
nichts nachsteht. Einem Kleinkind ist es zu­
nächst  völlig egal, wer es gezeugt hat, es will 
und braucht Verlässlichkeit und Zuneigung, 
und zwar jeden Tag von den gleichen Perso­
nen. Von Adoptivkindern weiss man, dass sich 
die Frage nach den Erzeugern – wenn über­
haupt – erst in der Pubertät oder im Erwachse­
nenalter stellt.

Ganz anders verhält es sich, wenn neue Part­
ner in das Leben treten, wenn die Kinder schon 
grösser sind und einen engen Bezug zu beiden 
Elternteilen haben. 

Der britische Kinderpsychiater John Bowlby, 
ein Vorreiter und eine Koryphäe der Entwick­
lungspsychologie, der mit seinen Forschungen 
wesentlich die Grundlagen der heutigen Päda­
gogik prägte, studierte wie kein anderer das 
Bindungsverhalten von Kindern. Er stellte un­
ter anderem fest, dass die Bindung mit dem 
sechsten Lebensjahr so fest und abgeschlossen 
ist, dass eine Drittperson kaum mehr als El­
ternteil akzeptiert werden kann. Dann wird 
die Fremdperson erst mal als  Störung oder gar 
Bedrohung empfunden. 

Das bittere Los der Stiefeltern
Mit aller Liebe ziehen sie Kinder auf, die nicht von ihnen stammen. Doch zu sagen haben sie nichts.   
Weder das Recht, noch die Politik oder die Gesellschaft anerkennen die Rolle von Männern und Frauen  
in  Patchwork-Familien. Ein Missstand, der schleunigst behoben werden sollte. Von Zoë Jenny

Hierzulande werden Stiefeltern 
totgeschwiegen, belächelt, im 
besten Fall bemitleidet.

Manfredo Lazzetta, Zoë Jenny, Tochter Naomi.
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So ging es auch mir, als mein Vater wieder hei­
ratete. Ich lebte bei ihm und teilte ihn gerne mit 
meinem Bruder, aber ganz und gar nicht gern 
mit der Stiefmutter. Mit sieben Jahren wollte 
ich meinen Vater – wie die meisten Mädchen – 
ganz für mich allein haben. Eine andere, frem­
de Person hatte da für mich einfach keinen 
Platz, und Eifersüchteleien waren program­
miert. Wesentlich problemloser war es, als mein 
Vater seine dritte und letzte Frau heiratete. Da 
war ich schon über dreissig Jahre alt. Als Mutter 
sah ich die Stiefmutter natürlich nicht, aber sie 
wurde eine gute Freundin. Ihr frühzeitiger Tod 
war ein trauriger Verlust.

Meine Mutter heiratete ihren zweiten Mann, 
als ich noch ein Kind war. Inzwischen ist er der 
Stief­Opi meiner Tochter. Ich habe viele positive 
Erinnerungen an meinen Stiefvater, doch ganz 
konfliktfrei war auch diese Beziehung nicht, 
vor allem, als ich in die Pubertät kam und unse­
re Meinungen öfter mal auseinandergingen. 

Besonders gut erinnere ich mich an einen 
 Urlaub in seinem Haus in Italien, wo wir einen 
Streit anfingen. Er wurde sehr wütend, als ich 
ihn anschrie, er habe mir gar nichts zu sagen, 
denn: «Du bist nicht mein Vater!» Heute weiss 
ich, dass dies vielleicht das Schlimmste ist, was 
man Stiefeltern sagen kann – das gilt natürlich 
vor allem dann, wenn man auch zusammen­

lebt, was bei uns nicht der Fall war. Es ist wahr­
scheinlich die grosse Urangst aller Stiefeltern, 
irgendwann vom pubertierenden Nachwuchs, 
den man selber mit allen damit verbundenen 
Entbehrungen grossgezogen hat, ins Gesicht 
geschleudert zu bekommen, dass man weder ei­
ne Autorität noch eine Kompetenz ist. Das liegt 
sicherlich auch daran, dass es offiziell tatsäch­
lich auch genau so ist. 

In Deutschland und Österreich gibt es ein 
 eigenes Familienministerium sowie das Amt 
für Jugend und Familie. In konfliktreichen 
Scheidungssituationen beraten dort entspre­
chend ausgebildete Psychologen Eltern und 
 Jugendliche und versuchen, zwischen den 
 Parteien zu vermitteln, damit man gar nicht 
erst vor Gericht landet. In Zeiten, in denen die 
Scheidungsrate bei fünfzig Prozent liegt und 
die Patchworkfamilie der klassischen Familie 
zahlenmässig kaum mehr nachsteht, eigent­
lich eine Selbstverständlichkeit, um nicht zu 
sagen, eine kluge und kostensparende 
 Vorsorge.

In der Schweiz gibt es nichts dergleichen. Das 
entsprechende Amt, die berüchtigte Vormund­
schaftsbehörde, die sich inzwischen  Kindes­ 
und Erwachsenenschutzbehörde nennt und 
die es geschafft hat, schon nach  kürzester Zeit 
mindestens so berüchtigt zu sein wie ihre Vor­
gängerin, wird in der grossen Mehrheit von Ju­
risten und Laienbeamten besetzt, die von Päda­
gogik, Psychologie und Kindeswohl so viel 
Verständnis und Ahnung haben wie Tiefseefor­
scher von Quantenmechanik.

Familienpolitisch liegt die Schweiz mindes­
tens dreissig Jahre zurück. Man muss sich auch 
fragen, warum es in diesem Land weit mehr 
 Laienrichter als entsprechend ausgebildete 
 Familienrichter gibt. Da klafft ein Abgrund, in 
den allzu oft Familien hineinfallen wie in ein 
schwarzes Loch.

Es wäre ein Schritt in die richtige Richtung 
beziehungsweise in die Gegenwart, die längst 
veränderten Verhältnisse zu  erkennen, ernst zu 
nehmen und politisch entsprechend umzuset­
zen. Stiefeltern haben häufig zu Unrecht einen 
sehr schweren Stand. Es sollte endlich auch in 
der Schweiz gesetzlich anerkannt werden: El­
tern sind die, die sich kümmern.

Kaum ein Begriff in der Geschichte der Familie ist derart negativ besetzt: Dornröschen mit Stiefmutter.

Zoë Jenny ist Schriftstellerin. 2013 erschien von ihr das 
Buch «Spätestens morgen».

Mit sieben Jahren wollte ich meinen 
Vater – wie die meisten Mädchen – 
ganz für mich allein haben.
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Leuthards Atom-Plädoyer
Im Vorfeld der wuchtig abgelehnten Atomausstiegsinitiative pries 
Nationalrätin Doris Leuthard (CVP) die ökologischen Vorteile der 
Kernenergie. Ihre Argumente sind heute so aktuell wie damals.*

Die Diskussionen um die Energievorlagen 
 haben gezeigt, dass wir in der Politik verhaftet 
sind am Begriff der erneuerbaren Energien. 
Die Brundtland-Kommission definiert eine 
nachhaltige Entwicklung wie folgt: «Diese 
 befriedigt die Bedürfnisse der heutigen Gene-
ration, ohne den zukünftigen Generationen 
die Möglichkeit zu nehmen, ihre Bedürfnisse 
zu befriedigen.» Aufgrund dieser Definition 
betrachtet, ist die Kernenergie nachhaltig!

Der Ausstieg aus der Kernenergie ver-
schlingt grosse Mengen Geld, nach der Studie 
Pfaffenberger/Borner zwischen 40 bis 62 Mil-
liarden Franken. Er brächte zudem grosse 
 Belastungen der Umwelt. Gas-Dampf-Kraft-
werke und Wärmekraftkopplung führen zu 
mehr Emissionen von Treibhausgasen.

Doch momentan wird die Kernenergie vie-
lerorten von der Politik als politisch nicht kor-
rekt betrachtet – obwohl man ihre Vorteile für 
die Umwelt wie auch für die Versorgungs-
sicherheit klar sieht. So hat beispielsweise 
Craig Barrett, CEO von Intel, aufgrund der un-
zuverlässigen Stromversorgung in Kaliforni-
en gesagt: «Kernenergie ist die einzige Lö-
sung, aber sie ist politisch nicht korrekt.» 

Das Image der Kernenergie wurde nach 
Tschernobyl in der Öffentlichkeit zerstört. Die 
Imagezerstörung in den vergangenen Jahren 
war so gross, dass die Wichtigkeit der Kern-

energie für die Schweiz nicht wahrgenommen 
respektive von der Politik nicht kommuniziert 
wurde. Die Bedeutung für die Wirtschaft, die 
Forschung, die Zahl der damit zusammenhän-
genden Arbeitsplätze und die Versorgungs-
sicherheit gerieten völlig in den Hintergrund.

Aber die Realität präsentiert sich anders. Im 
Projekt «Ganzheitliche Betrachtung von 
 Energiesystemen» der ETH, das verschiedene 
Stromerzeugungssysteme unter die Lupe 
nimmt, kommt die Kernenergie gut oder sogar 
sehr gut weg. Ohne Kernenergie wäre die Situ-
ation heute noch viel schwieriger, als sie schon 
ist. Ich zitiere den Club of Rome: «Heute 
 jedoch räumen wir widerwillig ein, dass die 
Verbrennung von Kohle und Öl aufgrund des 
dabei entstehenden Kohlendioxids für die 
 Gesellschaft wahrscheinlich noch gefährlicher 
ist als die Atomkraft. Darum gibt es triftige 
Gründe dafür, die nukleare Option offen-
zuhalten und schnelle Brüter zu entwickeln.»

Die Nuclear Energy Agency (NEA) der OECD 
hat in einer Studie die radiologischen Auswir-
kungen der Wiederaufarbeitung einerseits 
und der direkten Endlagerung von verbrauch-
tem Kernbrennstoff anderseits auf die Bevöl-
kerung und die Angestellten der Kernanlagen 
untersucht. Das Resultat: Beide Entsorgungs-
optionen verursachen Strahlendosen, die auch 
langfristig weit unter den Grenzwerten liegen 

und im Vergleich zur Strahlenbelastung durch 
natürliche Radioaktivität unbedeutend sind. 
Gemäss der Hauptabteilung für die Sicherheit 
der Kernanlagen (HSK) gibt es keine techni-
schen Gründe, die Schweizer KKW nicht über 
fünfzig (Beznau/Mühleberg) respektive über 
sechzig (Gösgen/ Leibstadt) Jahre zu betreiben.

«Geordneter Rückzug von Leuenberger»

1998 verkündete Bundesrat Moritz Leuen-
berger den «geordneten Rückzug» aus der 
Kernenergie, nachdem er im Gesamtbundes-
rat mit seinem Antrag auf Laufzeitbeschrän-
kung auf vierzig Jahre eine deutliche Nieder-
lage erlebt hatte. Mit diesem ausdrücklichen 
Nein des Bundesrates zur Befristung der 
 Betriebsdauer verfügt die Schweizer Kern-
energie eine politisch abgestützte Perspektive 
wie kaum ein anderes Land. Interessant ist 
auch, dass der Verzicht einer Befristung von 
den Medien nicht als etwas Besonderes aufge-
griffen wurde. Noch vor wenigen Jahren hätte 
es für einen solchen pronuklearen Stellungs-
bezug eine grosse Medienschelte gegeben.

Der Gesamtbundesrat anerkennt damit die 
Wichtigkeit, die Kernkraftwerke ohne Ein-
griffe aus der Politik laufen zu lassen. Einziges 
Kriterium für den Staat ist die Sicherheit der 
Anlagen, die Sicherheit der Bevölkerung und 
unserer Umwelt. Diese Politik ist zu unterstüt-
zen, sie orientiert sich am Grundsatz, dass der 
Staat sich weiterer planwirtschaftlicher und in 
den Wettbewerb eingreifender Massnahmen 
enthalten sollte. 

In der Schweiz wird die Kernenergie mo-
mentan – was von den Politikern noch nicht be-
merkt worden ist – von breiten Kreisen der Be-
völkerung als political correct betrachtet. Jährlich 
besuchen über 60 000 Personen mit zumeist 
sehr grossem Interesse unsere Kernkraftwerke. 
Kernenergie ist auch kein Thema, das die 
 Menschen besonders beunruhigt oder beschäf-
tigt.Im Blick zum Beispiel, der die Volks-
meinung widerspiegelt, ist sie normalerweise 
nicht oder nur sehr marginal präsent. Man 
 reagiert nüchtern und sachlich. Das Verhältnis 
40 Prozent Kernenergie und 60 Prozent 
 Wasserkraft bei der Stromproduktion ist ein 
ökologisches Privileg der Schweiz. Es ist auch 
für die Schweizer Volkswirtschaft positiv, 
denn es verleiht ihr eine gewisse Eigenständig-
keit. Die Kernenergie ist ein starkes Element 
des umweltfreundlichen Schweizer Strommix. 
Wir sollten die verschiedenen Energien nicht 
gegeneinander ausspielen, sondern bewusst 
das Miteinander pflegen und abwägen.

«Kernenergie ist ein starkes Element des umweltfreundlichen Schweizer Strom-Mix»: Leuthard, 2001

* Bei diesem Text handelt es sich um eine leicht gekürzte 
Rede, welche die damalige Nationalrätin und heutige 
Bundesrätin Doris Leuthard (CVP) am 3. Mai 2001 im 
Vorfeld der Abstimmung über die Initiative «Strom ohne 
Atom – Für eine Energiewende und die schrittweise Still-
legung der Atomkraftwerke» hielt. Die Vorlage wurde 
am 18. Mai 2003 (66,3 Prozent Nein-Stimmen) wuchtig 
abgelehnt, soll nun aber unter der Führung derselben 
Doris Leuthard trotzdem umgesetzt werden.
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Die Debatte um die Bedeutung des Vertrags­
pakets Bilaterale I für die Schweiz ist in  vollem 
Gange. Die sieben dazugehörenden Verträge 
sind über eine sogenannte Guillo tineklausel 
miteinander verbunden. Darunter befindet 
sich auch das Abkommen zur Personenfreizü­
gigkeit, das die Schweiz nach dem Ja zur Mas­
seneinwanderungsinitiative neu verhandeln 
oder kündigen muss. So liegt es im Bereich des 
Möglichen, dass die EU unter Berufung auf die 
Guillotineklausel gerade das ganze Vertrags­
werk mit dem Bade ausschüttet.

Darüber, was dies für die Schweiz und ihre 
Volkswirtschaft bedeuten würde, herrscht 
weitgehend Uneinigkeit. Eine neue Zahl 
 präsentieren jetzt Economiesuisse und die 
Neue Zürcher Zeitung in einem Online­Beitrag: 
Die Schweizer Wirtschaft könnte «bis 2035 
insgesamt 300 Milliarden Franken an Brutto­
inlandprodukt einbüssen», schreibt der Wirt­
schaftsdachverband in  einem «Faktenblatt». 
«Einbussen von 300 Milliarden?», titelt darauf 
die NZZ und stellt fest: «Laut einer neuen Mo­
dellrechnung  könnte die Unsicherheit der Be­
ziehung zur EU innert zweier Jahrzehnte 300 
Mrd. Fr. Wertschöpfung kosten.»

Woher stammt die auf den ersten Blick 
 eindrückliche Zahl? Economiesuisse und NZZ 
verweisen auf Untersuchungen der «Basler 
Beratungsfirma Prognos». Merkwürdig nur: 
Wenn man bei Prognos in Basel anruft, weiss 
man dort nicht von der Existenz einer solchen 
Unter suchung. Das Versprechen der Telefonis­
tin, sich kundig zu machen und zurückzuru­
fen, bleibt bis Redaktionsschluss uneingelöst. 

Prognos ist eine europaweit tätige Bera­
tungsfirma ist mit Büros beispielsweise in 
Brüssel oder Berlin. Sie wurde vor fünfzig Jah­
ren von Basler Univer sitätsangehörigen ge­
gründet, gehört heute aber mehrheitlich dem 
deutschen Holtzbrinck­Verlag. 

Immer wenn es darum geht, der Politik wis­
senschaftliche Munition zu liefern, sind die 
Prognos­Rechner zu Diensten: Für die staatli­
che deutsche Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) hat Prognos berechnet, dass deren Akti­
vitäten in der Förderung von energieeffizien­
tem Bauen und Sanieren mit 0,25 Prozent 
 positiv zum Bruttoinlandprodukt (BIP) beitra­
gen und damit «einen relevanten Beitrag zur 
 gesamtwirtschaftlichen Entwicklung leisten 
können». In einer anderen Untersuchung im 
Auftrag der Vereinigung der Bayerischen 
 Wirtschaft kommt Prognos zum Schluss, dass 
das deutsche BIP «in den nächsten vierzig 

 Jahren um 300 Milliarden Euro wachsen» 
würde, wenn man die erneuerbaren Energien 
nur konsequent genug ausbaute. 

Für die SPD­nahe Friedrich­Ebert­Stiftung 
will Prognos gar her ausgefunden haben, dass 
der Mindestlohn in Deutschland dem Staat 
«Mehrein nahmen von mehr als sieben Milliar­
den Euro»  bescheren wird.

Für die Schweiz zu verkraften

Wie kommt man nun auf das Preisschild von 
300 Milliarden Franken für ein Ende der Bila­
teralen? Prognos geht gemäss Economiesuisse 
und NZZ davon aus, dass wegen der Unsicher­
heit über die bilateralen Verträge in der 
Schweiz künftig weniger investiert wird, jähr­
lich nur noch 0,95 Prozent des Bruttoinland­
produkts anstatt 1,2 Prozent wie nach In­
krafttreten der Bilateralen. Einen ähnlichen 
Rückgang der Investitionen habe man nach 
dem Nein zum EWR­Beitritt im Jahr 1992 
 beobachtet.

Die der Berechnung zugrundeliegenden 
 Annahmen sind, vorsichtig ausgedrückt, recht 
unsicher. Genauso gut möglich ist, dass die 
 Investoren die Schweiz für ihre Nichtmit­
gliedschaft in der EU belohnen – insbesondere 
wenn die wirtschaftliche Krise in der Euro­
päischen Union weiter anhält und die Schweiz 
als sicherer Hafen geschätzt bleibt. Histori­

sche Analogien zu 1992 sind schon in der Ge­
schichtswissenschaft ein heikles Unterfangen 
– noch weniger eignen sie sich dazu, mathe­
matisch exakte Wirtschaftsprognosen für die 
nächsten Jahrzehnte abzuleiten.

Auch der Economiesuisse scheint auf den 
zweiten Blick bei der Zahlenakrobatik nicht 
wohl zu sein. Auf Anfrage verweist sie auf die 
Schlussbemerkung ihres Faktenblatts, gemäss 
dem die gesamtwirtschaftlichen Effekte 
 «deutlich unter den Resultaten der Simula­
tionsrechnung der Prognos AG liegen dürften».

Selbst wenn man die Prognos­Methode ak­
zeptiert, so bleibt ihre Unter suchung als Waffe 
gegen eine konsequente Umsetzung der Mas­
seneinwanderungsinitiative recht stumpf. 
Wie auch die NZZ abseits von der etwas reisse­
rischen Schlagzeile feststellt, sind 300 Milliar­
den über einen Zeitraum von zwanzig Jahren 
nicht besonders  imposant: «In Jahreswerten 
sieht das Bild  weniger drastisch aus.»

Dreihundert Milliarden Franken sind etwas 
weniger als die Hälfte des schweizerischen BIP. 
Zum Vergleich: Ein Angestellter, der momen­
tan pro Jahr 80 000 Franken verdient, müsste 
über die nächsten zwanzig Jahre auf ins gesamt 
30 000 Franken zusätzliches Einkommen 
 verzichten – pro Jahr sind dies 1500 Franken. 
Für die politische Unabhängigkeit der Schweiz 
wäre dies kein absurd hoher Preis.  g

Im Reich der Fantasie
Das Ende der Bilateralen I würde nach Berechnungen einer deutschen Beratungsfirma 300  Milliarden 
Franken kosten. Economiesuisse und NZZ verbreiten dankbar die neue Zahl. Ein näherer Blick zeigt: 
 Ihre Berechnungsgrundlagen sind schwach. Von Florian Schwab

Plötzlich unwohl: Economiesuisse­Präsident Heinz Karrer.
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Ich gebe zu, es ist immer noch ein kleiner Sta­
chel in meinem Fleisch. Ich habe gerne «Meteo» 
gemacht, damals, ab 1992. Und es ist schon in 
der Antike passiert, dass man Nattern am eige­
nen Busen züchtete, was auch mir klarwurde, 
als wenige Jahre später das Schweizer Fern­
sehen meinen beiden Co­Moderatoren schrieb, 
dass sie nur weitermoderieren dürften, wenn 
sie bei meiner Firma (damals Meteomedia) kün­
digten und sich beim Schweizer Fernsehen (SF) 
anstellen liessen. Gleichzeitig bot SF Meteo­
media nur noch 180 000 Franken pro Jahr für 
den full service an anstelle des Doppelten wie 
 zuvor, weniger als die Lohnsumme meiner 
 Co­Moderatoren – der diskrete Charme des 
 Monopols.

Der Bonsai­Machiavelli von damals war der 
scheinhonorige Peter Studer, der das Elend 
komplett machte, indem er seinen Ringier­
Freunden steckte: Kachelmann wollte 1 Million! 
Schon damals schrieben viele Me dien bereit­
willig ab, was ein Beamter sagte. Als ich Studer 
Jahre später traf, wollte er jovial smalltalken, 
was ich ablehnen musste mit Hinweis auf die 
Millionengeschichte. Er sagte einen unver­
gesslichen Satz: «Es cha sy, dass das ob jektiv 
nöd so gsy isch, aber ich has subjektiv so wohr­
gno.»

Wo Zürich am «zürichsten» ist

Das ungesunde Selbstbewusstsein, mit der 
Wahrheit nach Gutsherrenart umzugehen, ist 
geblieben. Die Sendung ist konzeptionell iden­
tisch geblieben, ausser dass sie auf einem Hoch­
hausdach stattfindet, dessen Umgebungstem­
peratur alle Schweizer interessieren soll, die 
nicht auf Hochhausdächern dort wohnen, wo 
Zürich am «zürichsten» ist. Lustlos erzählt 
mehr oder weniger meteorologisch gebildetes 
Moderationspersonal ohne Bezug auf Karten. 
Es wird nichts mehr gezeigt, nichts mehr er­
klärt, nur sinnlos Zeit verbraucht, und es ist da­
durch vollkommen sinnlos, dass der Moderator 
überhaupt zu sehen ist, ausser dass Thomas 
 Bucheli dadurch in die Schweizer Illustrierten 
kommt. Und sie ist auch inhaltlich so oft falsch 
wie nur wenige Wettervorhersagen in der 
Schweiz: Der Aufmacher vom Dienstagmittag, 
die Gewitter, die so viele Leute geweckt haben 
sollen in der Nacht zuvor, waren Bucheli in der 
Sendung am Vorabend keine Vorhersage wert.

Trotz des Konzepts und der Vorhersagequali­
tät eines abgetauten Kühlschranks ist «Meteo» 
eine Erfolgsgeschichte: Fünfzehn Mitarbeiter 
sind auf der Website zu sehen, Tendenz stei­

gend. Einerseits wurde das deutsche Wort 
«freundlich» furchtbarerweise auf Schweizer­
deutsch übersetzt, und es versucht nun als 
«fründli» eine Übernahme des Luftraums über 
Schweizer Stammtischen. Andererseits ermög­
licht der wenn auch abnehmende Quotenerfolg 
eine Firma von Konzessionszahlers Gnaden: 
Mit den Gebühren des Schweizer Fernsehvolks 
kaufen sich die Leutschenbacher «Wetterinäre» 
ein Sammelsurium von Wetterdaten und sub­
ventionieren so ihre eigene lustige Wetterfirma. 
Das ist eine tolle Sache, denn so kann man so 
ziemlich jedes KMU «wegdumpen», mit dem 

man in Konkurrenz um einen Auftrag steht.
Wie das geht, haben die Buchelisten vorge­
macht, als sich die Oberengadiner mal erfrecht 
hatten, ihr Wetter von Meteomedia zu bezie­
hen. Als Strafaktion nahm «Meteo» St. Moritz 
aus den Wetterkarten und ersetzte es durch 
Schuls. Dass die Tradition der Unwahrheit von 
Studer von Generation zu Generation weiter­
gegeben wird, zeigte die bemerkenswerte Be­
gründung von Bucheli­Chef Ueli Haldimann, 
man habe das gemacht, weil es am Flugplatz 
 Samedan so u huere kalt und Schuls irgendwie 
repräsentativer fürs Engadin sei. Dass es um ei­
ne Vorhersage für St. Moritz ging und nicht um 
einen Messwert von einem benachbarten Flug­
platz, war Haldimann egal: Es ist das Privileg 
des Schweizer Fernsehbeamten,  jeden Mischt er­
zählen zu dürfen – Quote essen Seele auf.

Inzwischen ist die «Meteo»­Welt wieder in 
Ordnung. Die Bucheli­Beamten haben zwar im 
Gegensatz zu anderen Anbietern keine eigenen 
professionellen Wetterstationen in Graubün­
den und deshalb wenig Ahnung vom Wetter 

dort, aber der sanfte Druck und das Verspre­
chen, dass Graubünden auch bei «Meteo» bes­
ser wegkomme, wenn man zusammenarbeite, 
haben zur grotesken Zusammenarbeit des 
Bündner Tourismus mit SRF­«Meteo» geführt. 
Die Vorhersagen sind schlechter denn je, aber 
man kommt vielleicht im Fernsehen, und es 
kostet, quersubventioniert durch Konzessions­
gelder, so wenig wie nirgendwo.

Glamour der Cervelat-Prominenz

Dass dieser Expansionskurs aus Konzessions­
geldern, der in der realen Wirtschaft Arbeits­
plätze kostet, im Sinne des Gesetzgebers ist, 
glauben die Fernsehleute selbst nicht, weshalb 
man aus gutem Grund nirgendwo die sonst üb­
liche Galerie von Referenzkunden findet, um 
Aufsichtsbehörden nicht aufmerksam zu ma­
chen. Es sind Medien, Versicherungen und eine 
Vielzahl von Kunden aus Industrie und Gewer­
be, denen es weniger um Qualität als um die 
Möglichkeit geht, durch das Engagement von 
Bucheli und Co. auch mal in die Zeitung kom­
men zu dürfen oder auf dem Hochhausdach zu­
schauen zu dürfen. Glauben Sie mir, denn ich 
hätte vor zehn Jahren nicht gedacht, dass ich 
diesen Satz mal schreiben würde: Meteo 
Schweiz, also die halbamtlichen Wetterfrösche, 
die von Staates wegen für das Wetter zuständig 
sind, böten in vielen Fällen eine deutlich höhere 
Qualität als die Fernsehleute. Allein, es fehlt der 
Glamour von Cervelat­Prominenz, in dem sich 
die Kunden sonnen können. Qualität kann so 
unsexy sein.

Dass die Vorhersagen von Bucheli und seinen 
Leuten schlecht sind, weiss dieser selbst. Als der 
Bund 2008 einen objektiven Vorhersagewettbe­
werb durchführte, machten alle ernstzuneh­
menden Wetterdienste in der Schweiz mit – 
aus ser «Meteo» vom Schweizer Fernsehen, mit 
der wohlkalkulierten Hoffnung, dass die Angst 
vor der Bestätigung der eigenen Inkompetenz 
kleinere Wellen werfen würde, als es die eindeu­
tige Niederlage und der letzte Platz täten, den 
es wohl gesetzt hätte. 

Immerhin können sich die gewerblichen 
Kunden von «Meteo» darüber freuen, dass sie 
den Hauptehrgeiz der Vorhersageleute auf sich 
vereinen können. Die Vorhersagen sind zwar 
oft katastrophal schlecht, aber der Preisvorteil 
und der Glamour­Faktor geben den murrenden 
mittleren Kadern der Kunden keine Chance, 
 gegen ihre Chefs aufzumucken. So viel Engage­
ment für andere Kunden wirkt sich auf das 
Kerngeschäft aus, das vernachlässigt wird: 

Glamourös daneben
Warum werden die Wettervorhersagen des Schweizer Fernsehens immer schlechter? Weil sich die  
halbamtlichen Wetterfrösche des Leutschenbachs lieber faul in der Schweizer Illustrierten tummeln,  
anstatt sich leidenschaftlich mit der Sache zu befassen. Von Jörg Kachelmann

«Quote essen Seele auf»: Jörg Kachelmann.
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«Meteo» ist langweilig, und die Vorhersagen 
sind schlecht geworden, weil die Sendung nur 
noch ein vernachlässigtes Abfallprodukt des 
Expansionskurses des SRF­Konzerns ist. Man 
sucht vergeblich in den Archiven nach einer Ge­
schichte, dass «Meteo» erfolgreich irgend­
jemanden im Entlebuch, Emmental oder sonst­
wo vor einem Unwetter gewarnt hätte. Es ist 
eben immer irgendwo fründli, das muss reichen.
Zwangsweise Geld aus der Bevölkerung zu be­

kommen, bedeutet normalerweise eine  grosse 
Verantwortung. Dazu würde gehören, sich in 
einem unendliche vier Minuten langen Wetter­
bericht gleichberechtigt um die Berggebiete zu 
kümmern. So viel Zürich, so wenig Land – so 
viel Cabrio, so wenig Heuen. Es würde dazu­
gehören, sich Tag und Nacht um das Wohler­

gehen der Bevölkerung zu kümmern, die ei­
nem den grossen Lohn finanziert. Wer sitzt 
nachts um drei dort und warnt dorfgenau vor 
einem stationären Gewitter, also dann, wenn es 
wirklich wichtig wäre? Das ist «Meteo» alles zu 
anstrengend; die App eines Schweizer Versiche­
rers warnt mit ihren Warnungen aus 
Leutschenbach so riesengrosse Gebiete, dass die 
Alarm rufe völlig sinnlos sind: Die meisten ge­
warnten Leute merken nichts von einem Un­
wetter, so dass Warnungen immer weniger 
ernst genommen werden. Mit fünfzehn Leu­
ten, die nicht faul sind, nicht bloss viel Geld ver­
dienen und nicht auf roten Teppichen oder mit 
roten Haaren auffallen wollen, könnte man er­
reichen, dass man nicht mehr abends in der 
«Tagesschau» Bilder sehen müsste, in denen 
Menschen aus den Bergen sagen, dass sie von 
der Überschwemmung oder dem Orkan über­
rascht worden seien. Ich bin heute nicht mehr 
bei der Firma, der der Auftrag aus dem Oberen­
gadin weggenommen wurde, und auch der stu­
dersche Stachel im Fleisch ist jedes Jahr ein biss­

chen weniger spürbar. Heute bleibt nur noch 
das Bedauern, dass Faulheit und Inkompetenz 
in einer Beamtenstruktur verhindern, dass ein 
durch Unwetter besonders gefährdetes und 
vom Tourismus besonders abhängiges Land die 
Wettervorhersagen bekommt, die es verdient 
hat.

So werden Buchelis Leute weiterhin Unwet­
ter verschlafen, weil es gerade eine blöde Zeit ist 
und weil man anstrengende Handarbeit ma­
chen müsste und es zwei bis drei Leute mit Ehr­
geiz jenseits der Schweizer Illustrierten brauchen 
würde, die sich um jeden Weiler im Entlebuch 
kümmern müssten (und die Warnungen für 
 alle verfügbar machen müssten, die Konzessi­
onsgelder zahlen). Und weiterhin werden Men­
schen in den Alpentälern nach « Meteo» traurig 
Stornierungs­E­Mails lesen und am nächsten 
Tag zum Himmel blicken und feststellen: Es ist 
mal wieder viel mehr fründli als in Züri.

So viel Zürich, so wenig  
Land – so viel Cabrio, so wenig 
Heuen.

«Fründli»: «Meteo»­Moderator Thomas Bucheli.

Jörg Kachelmann ist Geschäftsführer der Kachelmann 
GmbH in Sattel SZ und bemüht sich nicht um Verträge, 
die vom Schweizer Fernsehen gehalten werden.
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Die Nachricht ging um die Welt: Vom chinesi­
schen Staatssender CCTV über Fox in den USA, 
BBC in Grossbritannien bis hin zur «Tages­
schau» des Schweizer Fernsehens: Alle be­
richteten über den aussergewöhnlichen Sau­
rierfund des Zürcher Professors Marcelo 
Sánchez­Villagra. Was aber in kaum einem Bei­
trag erwähnt wurde: Sánchez hatte die Kno­
chen schon vor 22 Jahren als Student entdeckt 
und ausgegraben – auf einer Privatexkursion in 
den venezolanischen Anden, als er eigentlich 
nach etwas ganz anderem gesucht hatte. Dass er 
seinen Fund dereinst als Professor der Universi­
tät Zürich der Weltöffentlichkeit als Sensation 
präsentieren werde können, hatte sich der 
Jungforscher damals nicht einmal erträumt.

Sánchez empfängt den Journalisten beim Ein­
gang des Zoologischen Museums der Universität 
Zürich, wo auch das Paläontologische Institut 
untergebracht ist. Ein Modell des Laquintasaura 

venezuelae, so heisst der neue Dinosaurier, steht 
hier seit wenigen Tagen stolz in einer Vitrine: ein 
truthahngrosser Saurier auf den Hinterbeinen, 
den Mund gefährlich offen, obschon es sich um 
einen Pflanzenfresser handelt. Das ist also das 
Geschöpf, das Fachleute und Laien derzeit rund 
um den Globus zum Staunen bringt. 

Eine solche Entdeckung muss für einen 
 Paläontologen das höchste der Gefühle sein. 
Sánchez gibt sich bescheiden. «Ich habe auch 
andere Forschungsarbeiten verfasst, die mir 
wichtig waren, die in den Medien aber nicht 
auf so grosses Interesse gestossen sind.» Zum 
weiteren Gespräch geht es in sein kleines Büro 
hinter dem Museum: In einer Ecke steht sein 
Fahrrad inklusive Helm, die Gestelle sind 
 voller Bücher, Musiknoten und Ausgrabungs­
objekte aus aller Welt.

Sánchez stammt ursprünglich aus Argenti­
nien, seine Eltern waren während der Militär­

diktatur nach Venezuela ausgewandert. Dass 
sich ein Junge in seiner Situation für Fossilien 
und alte Lebewesen interessiert, ist eher un­
gewöhnlich. Er stammt aus keinem akademi­
schen Umfeld, der Vater arbeitete in der Fiat­
Autofabrik, und die Paläontologie hatte in 
Venezuela keinerlei Tradition. «Es mag pathe­
tisch tönen, aber das Interesse war philosophi­
scher Natur. Mich hat die Evolution fasziniert, 
woher wir eigentlich kommen.» Die Versteine­
rungen seien die Dokumentation der Entwick­
lung des Lebens.

Das Auto des Vaters kaputtgefahren
Die Expedition, die 1992 zu dem grossartigen 
Fund führte, hatte Sánchez aus eigenem An­
trieb unternommen. Von einem Geologen hat­
te er gehört, dass in der Nähe des Dorfes La 
Quinta Fossilien gesichtet worden seien. Also 
lieh er sich vom Vater das Auto, überredete 

Zwanzig Jahre Knochenarbeit
Der in Zürich tätige Paläontologe Marcelo Sánchez-Villagra hat in den venezolanischen Anden eine  
neue Dinosaurier-Art entdeckt. Dabei hatte er nach etwas ganz anderem gesucht. Die abenteuerliche  
Geschichte eines sensationellen Fundes. Von Rico Bandle und Nik Hunger (Bild)

«Am Ende belohnt»: Wissenschaftler Sánchez­Villagra mit neuentdecktem Dinosaurier Laquintasaura venezuelae, im Büro in Zürich.
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zwei Freunde, mitzukommen, und machte 
sich auf die zwölfstündige Reise von Caracas in 
die Anden. Bereits nach zwei Tagen hatte er die 
Fossilien gefunden, weitere fünf Tage benötig­
te er, um sie mit Hammer und Meissel freizu­
legen. Eine diffizile Aufgabe, schliesslich sollte 
nichts beschädigt werden. Mit mehreren hun­
dert Kilogramm Gestein im Kofferraum fuh­
ren die drei zurück nach Hause. «Als wir anka­
men, war das Auto kaputt, Totalschaden.» In 
der wissenschaftlichen Publikation zum Dino­
saurier habe er deshalb eine Dank sagung an 
seinen Vater drin, sagt er.

Die ersten Erkenntnisse waren eine Enttäu­
schung. Sánchez hatte auf Säugetiere gehofft, 
auf sie war er spezialisiert sie waren auch das 
Thema seiner Dissertation an der Duke Uni­
versity in North Carolina, die er einige Jahre 
später abschloss. Er liess die Knochen erst ein­
mal ruhen. Als er sich ihnen wieder zuwenden 
wollte, stiess er auf unerwartete Hürden. Er 
hatte sie nach der Expedition pflichtbewusst 
bei einem Museum in Caracas abgegeben, nun 
waren sie Eigentum des Staates Venezuela. 
 Jedes Mal, wenn er an seine Fossilien rankom­
men wollte, musste er ein langwieriges Bewil­
ligungsprozedere durchlaufen. «Ich hätte das 
Material wohl lieber privat gelagert, doch das 
darf man ja nicht sagen», sagt er. Hinzu kam 
eine weitere Schwierigkeit: Das unbekannte 
Tier zu identifizieren und einzuordnen, er­
wies sich als komplexer als angenommen.

 Vor 201,6 Millionen Jahren

Seine Fossilien bescherten einem internatio­
nalen Team an hochspezialisierten Fachkräf­
ten jahrelang Arbeit. Wie lebte das Tier? Wie 
bewegte es sich? Wie alt wurde es? Auf all diese 
Fragen galt es, eine Antwort zu finden. Allein 
die Knochen vom übrigen Gestein herauszulö­
sen und zu präparieren, nahm mehrere Mona­
te in Anspruch. Ein führender Geochemiker 
aus den USA bestimmte mit neuesten Metho­
den das Alter; andere Spezialisten untersuch­
ten die Anatomie, die Biomechanik oder waren 
für die Einordnung des Tiers im Entwick­
lungsstammbaum der Dinosaurier besorgt. 

In den Hunderten von Knochenelementen, 
die Sánchez vor 22 Jahren gefunden hatte, 
konnten mindestens vier Individuen dessel­
ben Dinosauriertyps identifiziert werden. Das 
liess Rückschlüsse auf die Lebensweise als 
 Herdentier zu; bisher war über das Sozialver­
halten von Dinosauriern aus jener Phase 
kaum etwas bekannt. Am Schluss erstellte ein 
sogenannter Paleoartist – eine Person, die 
nichts anderes macht, als ausgestorbene Lebe­
wesen zu rekonstruieren – ein Modell des Di­
nosauriers. 

Die Erkenntnisse aus dem Fund gelten auch 
in Fachkreisen als sensationell. Die Sánchez­
Entdeckung hat die geltende Vermutung 
 widerlegt, dass die Tropen nicht von Dinosau­
riern besiedelt waren. Bei dem Tier handelt es 

sich um eine sehr frühe Dinosaurier­Art, aus 
der Zeit kurz nach der Zeitenwende von der 
Trias zum Jura, vor 201,6 Millionen Jahren. 
Damals, als Europa, Asien, Afrika und Amerika 
noch im Urkontinent Pangäa vereint waren, 
stiessen zunehmend Vulkane ihre glühende 

Asche in die Atmosphäre. Das Klima veränder­
te sich, der Meeresspiegel stieg bedrohlich an 
– mit folgenschweren Auswirkungen: Über 50 
Prozent aller Lebewesen starben aus, vor allem 
Meerestiere hatten kaum Überlebenschancen. 
Ein solcher Massenexodus schafft immer 
 ideale Bedingungen, damit viele neue Tier­
gruppen entstehen können. Das war auch da­
mals der Fall. Zwar sind auch aus der Trias ei­
nige wenige Dinosaurier bekannt, so richtig 
entwickelten sie sich aber erst im Jura. 

Der neuentdeckte Dinosaurier steht also ganz 
am Anfang des Stammbaums dieser prähisto­
rischen Reptilienart, die die Fantasie der Men­
schen wie kaum eine andere beflügelt.

Hauptnahrung des Tyrannosaurus Rex

«Ein Tier in der Frühphase einer Entwick­
lungslinie verfügt noch über wenige arttypi­
sche Eigenschaften. Dies machte es so schwie­
rig, das Tier einzuordnen», sagt Sánchez. Nach 
zwanzig Jahren Forschung steht aber definitiv 
fest: Beim Laquintasaura venezuelae handelt 
es sich um einen der ersten Vogelbeckensauri­
er (Ornithischia), eine der zwei Dinosaurier­
Ordnungen. Anders als der mächtige Tyran­
nosaurus Rex, der Jahrmillionen später 
auftauchte und die Tierwelt bis zum Ausster­
ben der Spezies vor 65 Millionen Jahren be­
herrschte, der zu den Echsenbeckensauriern 
(Saurischia) gehört. Bei den Vogelbeckensauri­
ern handelte es sich hauptsächlich um Pflan­
zenfresser, «sie waren die Hauptnahrung des 
Tyrannosaurus Rex», erklärt Sánchez.  ›››

Das Zeitalter der Dinosaurier
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Laquintasaura venezuelae Aussterben der Dinosaurier

12-stündige Reise: Sánchez­Villagra in La Quinta. Laquintasaura-Fossil aus der Jura-Zeit.

«Ein Tier in der Frühphase einer 
Entwicklungslinie hat noch wenige 
arttypische Eigenschaften.»



Im Anschluss an seine Dissertation in den USA 
wechselte Sánchez nach Tübingen, wo er eine 
Habilitation verfasste, daher kommt sein ex­
zellentes Deutsch. Später war er im Natural 
History Museum in London als wissenschaftli­
cher Mitarbeiter tätig, bis er vor sieben Jahren 
an die Universität Zürich berufen wurde. Hier 
leitet er im Rang eines ausserordentlichen 
 Professors eine Forschungsgruppe, die sich 
mit Wirbeltieren beschäftigt, also mit Fischen, 
Fröschen, Schildkröten, Krokodilen und Säu­
getieren. Die Saurier gehören weiterhin nicht 
zu seinem Hauptbetätigungsfeld, weshalb er 
für die wissenschaftliche Auswertung auf 
 seinen früheren Kollegen aus dem Natural 
History Museum, Paul Barrett, angewiesen 
war. «Ich habe alles koordiniert, die Vorarbeit 
gemacht. Aber ohne das Wissen Pauls wäre es 
nicht gegangen.»

Interessant für die Ölindustrie
Die Begeisterung für seine Arbeit steht Sán­
chez ins Gesicht geschrieben. Seine Zürcher 
Forschungsgruppe betreibt momentan Feld­
arbeit in Venezuela, Argentinien, Kolumbien, 
Graubünden und im Tessin. Einmal habe er 
sieben Wochen lang in der ägyptischen Wüste 
gezeltet, «ohne Dusche», wie er erzählt. «Zum 
Glück hatte jeder von uns ein eigenes Zelt.» Es 
ist die Abenteuer­ und Entdeckerlust, die seine 
Arbeit wie einen Bubentraum erscheinen lässt. 

Diese Vorstellung sei aber nicht ganz korrekt. 
«Die meiste Zeit verbringen wir vor dem Com­
puter, werten Daten aus und verfassen wissen­
schaftliche Arbeiten. Die Expeditionen ma­
chen nur einen kleinen Teil unserer Tätigkeit 
aus.» Es ist ihm ein Anliegen, dass Paläontolo­
gen nicht einfach als Freaks angesehen wür­
den, schliesslich handle es sich um eine ernst­
hafte Angelegenheit. «Unsere Arbeit ist 
wichtig, um das Leben und uns selbst zu ver­
stehen.» Zudem seien ihre Untersuchungen 
und Gesteinsdatierungen auch für die Wirt­
schaft interessant. «Die Ölindustrie in Vene­
zuela ist zum Beispiel sehr interessiert an un­
seren geologischen Daten.»

Oft werden in der Wissenschaft Entdeckun­
gen nach dem Entdecker benannt, man denke 

nur an die eulersche Zahl oder die Röntgen­
strahlen. Weshalb heisst der neue Dinosaurier 
nicht Marcelosaurus? «Das wäre eine ziemliche 
Geschmacklosigkeit», sagt Marcelo Sánchez. 
Das sei ihm gar nie in den Sinn gekommen. 
Der Name soll Rückschlüsse zulassen auf die 
Geografie des Fundorts oder auf ein Merkmal 
des Tiers. Deshalb habe sich Laquintasaura 
(Gattung) venezuelae (Art) aufgedrängt, da der 
Saurier in der Nähe von La Quinta gefunden 
worden sei und es sich um den ersten Saurier 
aus Venezuela handle.

Den Ruhm, den er nun erfährt, möchte 
 Sánchez dazu nutzen, um das Verständnis für 
sein Fach zu fördern. «Wir werden von Steuer­
zahlern bezahlt, deshalb ist es wichtig, dass die 
Öffentlichkeit erfährt, dass unsere Arbeit 
 sinnvoll ist», sagt er. Und was ist die grösste 
Befriedigung, wenn man so eine Entdeckung 
macht? «Die Erfahrung, dass der Durchhalte­
wille, zwanzig Jahre an einem Thema dranzu­
bleiben, am Ende belohnt wird.»
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Ein Modell des Laquintasaura venezuelae ist im  
Paläontologischen Museum der Universität Zürich 
 ausgestellt.

Aquarell von Vogelbeckensauriern.
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Gabi und Andreas Büchler* haben eine  schwere 
Zeit hinter sich. 2011 endete die Schwanger-
schaft von Gabi Büchler mit einer Totgeburt. 
Zuvor hatte man beim Fötus Beunruhigendes 
wie eine erhöhte Nackentransparenz und Was-
seransammlungen unter der Haut festgestellt. 
Ein Jahr später war Gabi Büchler wieder guter 
Hoffnung. Zuerst zeigten sich beim Ungebo-
renen die gleichen Anzeichen. Aber zum Abort 
kam es nicht. Doch eine Fruchtwasseruntersu-
chung ergab, dass das Kind an Trisomie 21 lei-
det. Eine Abtreibung kam für die Eltern nicht 
in Frage. Im Oktober 2012 kam Lea* im Kan-
tonsspital St.  Gallen zur Welt. Drei Monate 
später überstand das Kind eine schwere Herz-
operation als Folge von Trisomie 21. Seither 
entwickelt sich Lea erfreulich gut.

«Verschiedenste neue Methoden»

Weniger gut entwickelten sich die Kontakte 
zwischen dem Ehepaar und dem Institut für 
Medizinische Genetik der Universität Zürich. 
Da in beiden Schwangerschaften gleiche Symp-
tome aufgetreten waren, wollte das Paar wissen, 
ob bei weiterem Nachwuchs ein Risiko für eine 
erneute Behinderung bestehe. Schon vor Leas 
Geburt im Juli 2012 fand darum ein Beratungs-
gespräch mit Anita Rauch statt, der Leiterin des 
Instituts für Medizinische Genetik. Büchlers 
vereinbarten mit ihr, dass das Institut das Risi-
ko für Trisomie 21 abzuklären versucht. Dazu 
sollte pathologisches Material des totgebore-
nen Fötus herangezogen werden. Gabi und An-
dreas Büchler gaben Blutproben ab. Nach der 
Geburt schickte das Kantonsspital St.  Gallen 
zudem Nabelschnurblut von Lea an das Insti-
tut, das ebenfalls untersucht werden sollte.

Im Januar 2013, drei Monate nach der Ge-
burt, erkundigten sich Büchlers beim Institut 
nach dem Stand der Abklärungen. Trotz mehr-
facher Telefonanrufe und einer E-Mail erhiel-
ten sie aber keine Auskunft. Erst im März, 
nach einem weiteren Kontaktversuch, meldete 
sich Anita Rauch. Das pathologische Material 
des totgeborenen Kindes sei «viel schwerer zu 
untersuchen als zum Beispiel Blutproben», 
teilte sie per E-Mail mit. Sie werde Büchlers 
aber «baldmöglichst» Bescheid sagen, schrieb 
die Institutsleiterin.

Dieses Versprechen hielt Rauch nicht. Im 
Mai 2013 schaltete sich der Frauenarzt von Ga-
bi Büchler ein und bat in einem Brief an das 
Institut um Auskunft zur Analyse. Vergeblich. 
Im August erreichte dann das Kantonsspital 
St. Gallen die Institutsleiterin. «Anita Rauch 

machte offenbar geltend, die Analyse der Ge-
webeproben nehme mehr Zeit in Anspruch als 
erwartet», sagt Andreas Büchler. Im Septem-
ber bekam auch der Frauenarzt eine ähnliche 
Auskunft. «Uns Eltern hat Anita Rauch aber 
nie über irgendwelche Verzögerungen infor-
miert», so Büchler.

Im letzten November, mehr als ein Jahr nach 
der Geburt von Lea, platzte ihm und seiner 
Frau der Kragen. Sie wandten sich an die Om-
budskommission des Uni-Spitals Zürich. Die-
se antwortete, gemäss Rauch erwiesen sich die 
Analysen als extrem schwierig. Die Instituts-
leiterin hoffe aber, stand im Brief der Kommis-
sion, noch vor Weihnachten Resultate zu ha-
ben. Sie werde sich bei Büchlers melden.

Doch auch dies geschah nicht. Im April 2014 
meldete sich Andreas Büchler erneut bei der 
Ombudskommission. Daraufhin forderte die 
Kommission Rauch in einem Brief auf, mit 
Büchlers ein Beratungsgespräch zu verein-
baren. Ansonsten, schrieb die Kommission an 
die Institutschefin, bitte man «um eine klare 
Stellungnahme, damit sich das Ehepaar Büchler 
anderweitig beraten lassen kann». Wieder Fehl-
anzeige: Büchlers blieben ohne Information.

Gegenüber der Weltwoche schrieb Rauch  Ende 
Juni, dass das Institut im Rahmen der Analyse 
«immer wieder verschiedenste neue Methoden 
versucht» habe, das Zellmaterial der Totgeburt 

zu untersuchen, aber «zu keinem schlüssigen 
Ergebnis» gekommen sei. Das habe man «auch 
immer wieder kommuniziert». Kürzlich habe 
man nun die Analyseversuche eingestellt, so 
Rauch weiter, und es sei ein Abschlussgespräch 
mit dem Ehepaar Büchler geplant gewesen. Ein 
Termin «scheint aber bisher nicht zustande ge-
kommen zu sein», so Rauch Ende Juni. 

Nicht zum ersten Mal sorgt das Verhalten 
von Anita Rauch und ihres Instituts für Ärger. 
Im April beklagten mehrere Elternpaare von 
epilepsiekranken Kindern, das Institut habe 
genetische Analysen verschleppt, falsche Ver-
sprechen gemacht und nicht informiert (Welt-
woche Nr. 17/14). Im damaligen Artikel berich-
tete auch ein Kinderarzt von einer Reihe 
negativer Erfahrungen mit Rauchs Institut. 

Aufgrund der Recherchen der Weltwoche wur-
de das Ehepaar Büchler inzwischen kontak-
tiert: von Klaus Grätz, dem Dekan der Medizi-
nischen Fakultät. In einem Brief entschuldigte 
er sich im Namen der Fakultät. Anfang Juli fand 
zudem eine Aussprache zwischen Grätz und 
Büchlers statt. Einen Tag später läutete beim 
Ehepaar das Telefon. Anita Rauch wollte einen 
Termin für eine Besprechung vereinbaren. 
Büchlers lehnten ab. Inzwischen haben sie ein 
anderes Institut mit einer Analyse beauftragt.

Schall und Rauch
Fast zwei Jahre wartete eine Familie auf wichtige Analyseresultate des Instituts für Medizinische Genetik 
der Universität Zürich. Am Ende musste sich der zuständige Dekan entschuldigen. Der Fall reiht sich ein in 
eine Serie von falschen Versprechen und verschleppten Untersuchungen am Institut. Von Alex Reichmuth

Entschuldigung: Dekan Grätz. Verschleppte Analysen: Institutsleiterin Rauch.

*  Namen geändert
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Fleiss minus Luxus
Der Zwinglianer und Zürcher Säckelmeister Johann Jacob Leu hilft seinen  
Landsleuten, ihr Vermögen im Ausland anzulegen. Mit der Bank Leu begründet  
er 1755 das erste  moderne Finanzinstitut der Schweiz. Von Peter Keller

Wohin mit dem Reichtum? Bankenpionier Leu.

Sternstunden  
der Schweiz
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Geld und Geist geht doch. Er wird der erste mo-
derne Banker der Schweiz sein: Johann Jacob 
Leu (1689–1768), und ist einer der klügsten Köp-
fe seiner Zeit. Diplomat, Kanzlist, Bibliothekar, 
Stadtschreiber, Landvogt und schliesslich Sä-
ckelmeister, will heissen, Finanzminister des 
Standes Zürich. Zum ersten Mal macht Leu auf 
sich aufmerksam als Autor einer fast 600-seiti-
gen «LebensBeschreibung des von Gott hocher-
leuchteten Hrn. Johan Jacob Breitingers gewes-
nen treüeyffrigsten Pfarrers zum Grossen 
Münster in Zürich». Damals ist er gerade ein-
mal vierzehn Jahre alt. 

Für wen schwärmte der junge Zögling? Wer 
war dieser «hocherleuchtete» Pfarrer und 
Theologe Johann Jakob Breitinger (1575–1645)? 
Ein Hochleistungsprotestant, ein Zwinglianer 
von Gottes Gnaden. Hervorragend ausgebildet, 
Studien in Marburg, Heidelberg und Basel, 
Professor für Logik und Rhetorik, erster Pfarrer 
am Grossmünster. Wie seine Vorgänger und wie 
Zürichs Reformator selbst verstand er sein Kir-
chenamt umfassend. Auch politisch. Persönli-
che Hilfsbereitschaft verband sich bei Breitin-
ger mit strenger Selbstdisziplin. Was Lust und 
Freude verbreitet, kommt ihm verdächtig vor 
– mochten die Katholen tanzen, feiern, prassen.

Die Stadt der Kaufleute und Zünfte an der 
Limmat verstand Religion durchaus auch als 
Wettbewerb verschiedener Anbieter. Es galt, 
besser zu sein als die – katholischen – Konkur-
renten: klüger, erfolgreicher, rigoroser. Und 
wenn das eigene Beispiel der Kirchenoberen 
nicht genügte, halfen Sittenmandate nach, wie 
die staatlichen Vorschriften und Verbote hies-
sen, welche die Menschen zu mehr Tugendhaf-
tigkeit anhielten. Wer gegen die Erlasse ver-
stiess, musste mit Klagen und Bussen rechnen. 

Was Spass machte, war verboten

Breitinger trieb diesen Puritanismus auf die 
Spitze. Bis auf Weihnachten, Ostern und Pfings-
ten werden unter seinem Einfluss sämtliche 
kirchlichen Feiertage abgeschafft. Dafür ist der 
sonntägliche Besuch der Messe Pflicht. 1624 setzt 
er erfolgreich das Verbot jeder Form des Theaters 
durch. Ein guter Christ zeichnet sich durch ein 
arbeitsames, gottgefälliges Leben aus, und da der 
Mensch zum Müssiggang neigt, muss alles 
 unterbunden werden, was ihn in Versuchung 
führen könnte: lange Wirtschaftsbesuche, Alko-
holkonsum, teure Kleidung, aufwendige Fami-
lienfeiern. Tanz und Glücksspiele gelten als un-
moralisch. Kirchweihen und Märkte werden 
eingeschränkt, denn sie ziehen allerlei lieder-
liches Volk an,  etwa Dirnen. Selbst zum Mobiliar 
und zur Inneneinrichtung werden Verbote erlas-
sen. Volkserziehung von der Kanzel, religious cor-
rectness als Staatsmaxime.

Diesem Geist Breitingers fühlt sich der junge 
Leu verpflichtet. Kirche und Staat sind keine 
Gegensätze. So politisiert der Theologe Breitin-
ger derart, wie sein späterer Bewunderer als 
Staatsmann predigt: beseelt von der Überlegen-

heit des reformierten Bekenntnisses. Von jenen 
Christen, die in ihrem Gottesdienst «viel ohn-
nötigtes und abergläubigen Pomp» gebrau-
chen, hält Leu hingegen nicht viel. Die «wahre, 
christenliche und ungezweifflete» Verehrung 
Gottes zeige sich in «andächtigem Gebett und 
Gesang», in der Predigt, Lesen und Hören des 
göttlichen Worts. 

Doch was hat dieser kirchenhistorische Abste-
cher mit dem Bankengründer Leu zu tun? War-
um wird ausgerechnet das zwinglianische Zü-
rich zu einem Finanzplatz von Weltrang? Und 
ist der Protestantismus tatsächlich ein beson-
ders guter Nährboden für den Kapitalismus, 
wie der Soziologe Max Weber mutmasste? Indi-
rekt schon. Sittsames Leben hiess Fleiss minus 
Luxus. Praktisch alles, was Spass machte und 
Geld kostete, war verboten. So blieb den tüchti-
gen Bürgersleuten nichts anderes, als zu arbei-
ten und das Vermögen anzuhäufen. Nicht ein-
mal repräsentative Privatbauten, wie sie die 
Berner Patrizier erstellten, waren den reichen 
Zürchern vergönnt. Dazu kam, dass die Schweiz 
schon mehr als zwei Jahrhunderte von grösse-
ren Konflikten verschont geblieben war. Friede 
lohnt sich. Nur: Wohin mit dem Reichtum? Die 
paar Schuldbriefe der Bauern im Umland war-
fen kaum etwas ab, Industrie mit Kapitalbedarf 
war nur wenig vorhanden. 

Je mehr Geld nutzlos herumlag, umso unzu-
friedener wurden die gutbetuchten Zürcher. 
«Der Vorort der Eidgenossenschaft befand sich 
in einer Sackgasse, aus der ihn nur noch eine 
kühne Tat befreien konnte», beschreibt der 
Historiker Alfred Cattani die Situation. 
Schliesslich legte die Zürcher Zinskommission, 
die eine Art Aufsichtsfunktion im Geldverleih 
wahrnahm, den Gnädigen Herren 1750 einen 
Bericht vor, der die bisherige Zinspolitik kri-
tisch zusammenfasste und die Frage aufwarf, 
ob man nicht die Möglichkeit einer Kapitalan-
lage im Ausland prüfen sollte. 

Eigentlich ein revolutionärer Vorschlag, aber 
geschickt vorgetragen, was den Weg politisch 
ebnete. Die Zinskommission, der auch Leu an-
gehörte, wurde aufgestockt und erhielt vom 
Kleinen Rat, dem Zusammenschluss der mäch-
tigen Zunftmeister, den Auftrag, «mit  einander 
in eine nähere, reiffliche Überlegung [zu] zie-
hen, die dabey auf der einen sowohl als anderen 
Seihten sich zeigende Betrachtungen wohl er-
dauern, darauf ein gründlich überlegtes Gut-
achten, was hierunter vorzunehmen am ge-
deyhlichsten seyn könnte, ab[zu]fassen». So 
gewunden die Sprache, so vorsichtig war der 
Auftraggeber, besonders, als das Ergebnis vor-
lag: Eine durch den Staat geschaffene Einrich-
tung sollte die Vermittlung zwischen den 
 heimischen Anlegern und dem Ausland über-
nehmen und gleich noch 50 000 Gulden Kapital 
einschiessen.

Mut muss nicht männlich sein

Schliesslich ist es Leu persönlich, der den skep-
tischen Kleinen Rat zu überzeugen vermag, 
Zürcher Sparstrümpfe für englische, französi-
sche, österreichische Obligationen zu plün-
dern. Nach einem Jahr Probezeit nimmt die Leu 
et Compagnie erstmals fremde Gelder entge-
gen, zunächst von Zünften und Gesellschaften. 
Das Zürcher Bürgertum verfolgt das Projekt 
noch mit einiger Zurückhaltung. Dann meldet 
sich die erste Privatperson mit einer Einlage 
von hundert Gulden: eine gewisse Barbara Bol-
lier von Horgen. Mut muss nicht männlich sein. 

Als einziger besoldeter Angestellter amtet ein 
Secretarius, der die Gelder entgegennimmt und 
sie im Beisein eines der beiden «Schlüssler» in 
einer eisernen Truhe verwahrt. Mil lionenboni 
und «Abzocker»-Debatten sind (noch) kein 
Thema: Für die Arbeit des Präsidenten war das 
Siegelgeld vorgesehen, doch habe Säckelmeis-
ter Leu «genereusementi» darauf verzichtet. 
1759 wartet auf ihn das höchste politische Amt: 
Bürgermeister von Zürich. 

Leu übergibt die Bankgeschäfte seinem 
Freund und Compagnon Johann Conrad Hei-
degger. Der Name des Instituts bleibt erhalten. 
Nach zögerlichem Start wachsen die Einlagen 
rasant. 1770 erreichen sie die erste Million Gul-
den. Mit der Französischen Revolution und der 
damit verbundenen Abwertung der ausländi-
schen Geldanlagen löst sich die Bank Leu 1798 
ganz aus der staatlichen Bindung und findet 
 ihre Nische als kleine, aber feine Privatbank. Ihr 
Ende kommt in Raten. 1990 wird das älteste 
Bankhaus der Schweiz von der Credit Suisse 
übernommen. 2012 erfolgt die endgültige Zu-
sammenführung mit dem Mutterhaus und die 
Auflösung. Was bleibt, ist die Pionierleistung 
des Johann Jacob Leu, der in Zürich die erste 
moderne Bank der Schweiz mitbegründete.

Je mehr Geld nutzlos herumlag, 
umso unzufriedener wurden die 
gutbetuchten Zürcher.

Nächste Folge: Wie der Tessiner Domenico Fontana 
(1543–1607) einen 300 Tonnen schweren Obelisken  
auf dem Petersplatz in Rom aufrichtete und zum 
 berühmtesten Ingenieur seiner Zeit wurde.

Eiserne Truhe: Bank Leu in Zürich.
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Am Abend nach dem Sturz des Sowjet­
imperiums beugte sich ein Forscher namens 
Francis Fukuyama mit wachen Augen über die 
Weltkarte und brütete. Beständig spielte er die 
jüngsten Umbrüche auf dem Erdenrund in 
seinem Kopf durch und kam stets zum glei­
chen Schluss, der ihm zwangsläufig erschien. 
Alle Staatsformen strebten, in unterschied­
lichen Geschwindigkeiten und teils auf ver­
schlungenen Pfaden, einem Ende zu: der 
 liberalen Demokratie als höchster Entwick­
lungsstufe in der jahrtausendealten Staaten­
geschichte. 

«Das Ende der Geschichte», das Fukuyama 
folglich verkündete, machte den Mann welt­
berühmt. Seine These indessen zerstob wie 
Kirschblüten im Sturmwind. Das Fuku yama­
Moment nimmt sich heute aus wie ein bizarres 
Artefakt einer vergangenen unipolaren Epo­
che. Längst ist der vermeintliche Siegeszug des 
demokratischen Konstitutionalismus ge­
stoppt. Für jeden afrikanischen Staat wie etwa 
Ghana, wo demokratische Institutionen gefes­
tigt scheinen, gibt es ein Mali, eine Elfenbein­
küste und ein Simbabwe, wo die Demokratie 
im Argen liegt. In Thailand hat die Armee ge­
putscht, und es ist unklar, ob die Generäle in 
Burma erlauben werden, dass die Demokratie 
Fuss fasst. In Lateinamerika hat die Demokra­
tie in Chile solide Wurzeln geschlagen, aber in 
Mexiko und Kolumbien ist sie durch Gewalt 
bedroht. In  Tunesien spriesst sie zaghaft, doch 

in Libyen, Syrien, im Irak herrscht Chaos. In 
Ägypten regiert ein neuer Autokrat in Gene­
ralsuniform. Und in Russland scheint das de­
mokratische Wetterleuchten der 1990er Jahre 
so weit entfernt wie einst das konstitutionelle 
Intermezzo zwischen 1905 und 1914 unter Zar 
Nikolaus II. 

«Die autoritären Regime glühen mit arro­
gantem Selbstvertrauen», schrieb der Harvard­
Kennedy­School­Professor Michael Ignatieff 
jüngst in einem Essay für die New York Review of 
Books. Ihr Terrain erstreckt sich von der polni­
schen Grenze bis zum Pazifik, vom nördlichen 
Polarkreis bis zum Hindukusch und quer durch 
Afrika bis zum Nildelta.

Oppositionspartei als Feigenblatt

Einige der Diktatoren agieren dabei ziemlich 
clever. Nursultan Nasarbajew in Kasachstan 
zum Beispiel. Seit 1990 waltet der sitzfeste Ka­
sache mit ausgekochtem Machtinstinkt über 
das weltgrösste Binnenland zwischen Wolga­
ebene, Hungersteppe und Altai­Gebirge. Um 
Vorwürfe auszutreiben, er kneble die Opposi­
tion im Land, liess er seine Tochter Dariga kur­
zerhand eine Oppositionspartei gründen, die 
er allerdings bald seiner alleinherrschenden 
Partei «Strahlendes Vaterland» einverleibte. 
Andere Diktatoren machen lediglich einen se­
mantischen Effort, um den Schein zu wahren, 
wie Kim Jong Un, dessen Reich den schmei­
chelhaften Namen «Demokratische Volks­

republik Korea» trägt. Andere wiederum sche­
ren sich einen Deut um den Schein und agieren 
mit Brachialgewalt wie Assad in Syrien.

Stellt sich vor lauter autokratischer Artenviel­
falt also die Frage, welcher Regent der jüngeren 
Weltgeschichte sich überhaupt mit Fug und 
Recht Diktator nennen darf. Adolf Hitler? 
Selbstverständlich. Josef Stalin? Unbedingt. 
Mao Zedong? Keine Frage. Genauso wie Sad­
dam Hussein oder Idi Amin. 

Aber oft liegt der Fall nicht so klar. Deng Xiao­
ping zum Beispiel. Von 1978 bis 1992 regierte er 
als Vorsitzender der Kommunistischen Partei 
Chinas das grösste Volk der Erde, wurde aber nie 
von ihm gewählt. Deng verbreitete Furcht und 
Schrecken. Er verteidigte das Massaker an De­
monstranten auf dem Tiananmen­Platz 1989 in 

Peking. Vollends genug der Attribute, um sich 
einen Spitzenplatz im Diktatoren­Ranking zu 
sichern. 

Doch Deng «der Schreckliche» war nur der 
halbe Deng. Der andere Deng führte China in 
Richtung einer Marktwirtschaft, die den 
 Lebensstandard und den Grad persönlicher 
Freiheiten von Abermillionen Menschen ver­
bessert hat – und das in einem Tempo, das in der 

Der gute Diktator
Von der polnischen Grenze bis zum Pazifik, quer durch Afrika über das Nildelta bis zum Südchinesischen 
Meer florieren Diktaturen mit glühendem Selbstvertrauen. Doch nicht alle Alleinherrscher sind schlecht. 
Asiatische schneiden im Schnitt besser ab als jene im Nahen Osten. Von Urs Gehriger

Tyrann, undankbarer Herren 
Werkzeug, schnell kann seine 
Gunst ins Bodenlose sinken!  

«Verrückter Hund»: Muammar al­Gaddafi.Modelldiktator: Lee Kuan Yew. Moralisch verwirrendster Fall: Augusto Pinochet.
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 Wirtschaftsgeschichte seinesgleichen sucht. Für 
 diese Leistung könnte man Deng mit einigem 
Recht als einen der grössten Männer des 20. Jahr­
hunderts bezeichnen, auf Augenhöhe mit Wins­
ton Churchill und Franklin D. Roosevelt.

Nützt oder schadet er?

Es gibt also bemerkenswerte Nuancen bei Dik­
tatoren. Der Westen weiss längst zwischen 
«guten Diktatoren» und «schlechten Dikta­
toren» zu unterscheiden, meist nach dem we­
nig subtilen Kriterium: Nützt oder schadet er 
meinen Interessen? Dabei kann ein Diktator je 
nach politischer Grosswetterlage auch die Ka­
tegorie wechseln, manchmal mehrmals und 
bisweilen sogar über Nacht. 

Als Muammar al­Gaddafi in den 1970er 
 Jahren US­amerikanische und europäische Öl­
firmen verstaatlichte, wurde aus ihm ein böser 
Diktator. Er war ein so böser Diktator, dass sich 
niemand einig war, wie man seinen Namen 
schrieb (Gaddafi? Khadafi? Qadhafi?). Er wur­
de sogar noch böser. Als er Terroristen gegen 
westliche Ziele aussandte, erklärte Reagan ihn 
kurzum zu einem «verrückten Hund» und 
traktierte ihn 1986 mitten im Schlaf mit Bom­
ben. Doch der schrille Wüstensohn erwies sich 
als zäher als  seine Gegner. 

Ein Vierteljahrhundert später, 2003, in Er­
wartung eines Sieges der Amerikaner im Irak, 
gab Gaddafi sein Atomwaffenprogramm auf 
und mutierte in wundersamer Wendung zum 
guten Diktator. Dass er die brutale Repression 
seines Volkes unvermindert fortsetzte, schien 
niemanden zu kümmern, denn Gaddafi war 
jetzt kein böser Diktator mehr, sondern bloss 
noch ein unanständiger, einer mit viel Öl. Erst 
als sich sein Volk gegen ihn erhob und sein Re­
gime ins Wanken kam, wurde Gaddafi aber­
mals zu einem sehr bösen Diktator. Amerika­
ner und Europäer liessen Bomben regnen. 

Und niemand zuckte mit der Wimper, als der 
einst flamboyante Oberst einem Mob zum 
 Opfer fiel, der ihn tötete und pfählte. 

Tyrann, undankbarer Herren Werkzeug, 
schnell kann seine Gunst ins Bodenlose sin­
ken! Saddam, Suharto, Mubarak – sie alle 
spielten eine Doppelrolle. Sie alle wurden vom 
Westen unterstützt, solange sie auf dem 
Schachbrett der Politik eine nützliche Rolle 
spielten, nach dem Prinzip: «Er ist ein Huren­
sohn, aber er ist mein Hurensohn.» 

Jenseits von westlichem Kalkül: Was macht 
einen «guten Diktator» aus? Robert D. Kaplan 
nähert sich dem Phänomen in seinem neusten 
Buch, «Asia’s Cauldron. The South China Sea 
and the End of a Stable Pacific», anhand eines 
hier wenig bekannten Regenten Südostasiens: 
Lee Kuan Yew, 1959 bis 1990 Premierminister 
von Singapur. Während der ersten Phase sei­
ner Herrschaft pflegte Lee einen autoritären 
Stil, genauso wie Ben Ali in Tunesien. Doch 
während Ben Ali bis zu seinem Sturz 2011 im 
Stile eines Geheimdienstschlägertyps agierte, 
Brutalität mit extremer Korruption verband 
und so gut wie keine Reformen in Angriff 
nahm, startete das kleine Singapur unter Lees 
Führung durch. In bloss drei Jahrzehnten 
stieg der Zwergstaat «von einem Malariahöl­
lenloch mit verstopften Abwasserleitungen zu 
einem Wirtschaftsdynamo» auf. Heute floriert 
Singapur auf dem Niveau der wohlhabends­
ten Länder des Westens, glänzt durch Effizi­
enz und einen hohen Lebensstandard.

Das Verdienst für diesen Aufstieg schreibt 
 Kaplan ausschliesslich Lee Kuan Yew zu. «Lee 
schuf eine Leistungsgesellschaft, eine funktio­
nierende Verwaltung, machte Stadtplanung 
von Weltklasse.» 1923 geboren, wurde er nach­
haltig durch die brutale Besetzung Japans in 
den vierziger Jahren geprägt. «Die dreieinhalb 
Jahre unter japanischer Okkupation waren die 

wichtigste Erfahrung meines Lebens», 
schreibt Lee, der an der London School of Eco­
nomics und in Cambridge studiert hatte, in 
seinen Memoiren «The Singapore Story». «Sie 
gaben mir tiefe Einsicht in das menschliche 
Verhalten . . . Die Japaner verlangten totale Un­
terordnung, und sie erhielten sie. Die Strafen 
waren derart hart, dass Kriminalität kaum 
Fuss fasste.» 

Für Kaplan belegt Lee exemplarisch, dass 
 Demokratie nicht zwingend eine Bedingung 
für wirtschaftlichen Erfolg ist, wie viele west­
liche Intellektuelle insinuieren. «Eine quasi­
autokratische Führung kann in einem armen 
Land rascher und nachhaltiger zu wirtschaftli­
chen Erfolgen führen als ein chaotisches Parla­
mentssystem.» Ein Blick auf Pakistan führt vor 
Augen, was Kaplan damit meint. Dort wurden 
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in den letzten Jahrzehnten Premierminister – 
von Nawas Scharif über seine Rivalin Benazir 
Bhutto bis zu deren Witwer Asif Ali Zardari – 
zwar vom Volk gewählt, zeigten sich jedoch als 
miserable Administratoren, herrschten auf eine 
zutiefst korrupte Art, destabilisierten ihr Land 
und berei teten den Boden für religiöse Fanati­
ker. «Sie galten als Demokraten», so Kaplan, 
«aber illiberale.»

Die Staatsform, die Lee Kuan Yew in Singapur 
geschaffen hat, ist ein Hybrid: Kapitalismus, 
eingebettet in ein autokratisches Setting – eine 
Mischung, die man als Erfolgsrezept für eine 
«gute Diktatur» bezeichnen kann. Wahlen fin­
den statt, das Resultat ist jedoch voraussagbar. 
Zur Wahrung der Souveränität unterhält der 
Herrscher ein schlagkräftiges Militär. (Singa­
pur mit einer Fläche, die kleiner als jene des 
Kantons Schwyz ist, verfügt über eine ebenso 
starke Luftwaffe wie Australien.) Im Innern 
sorgt ein rigoroses Strafregime unter den fünf 
Millionen Einwohnern für Ruhe und Ordnung. 

Lee hält mehr von Prügelstrafen für Delin­
quenten als von langen Gefängnisstrafen – was 
2010 auch ein Schweizer IT­Consultant zu spü­
ren bekam. Nachdem Oliver F. in einer Alkohol­
laune zwei U­Bahn­Waggons mit Graffitis ver­
ziert hatte, wurde er zu einer Züchtigungsstrafe 
verurteilt, welche gemäss Strafreglement auf 
einem Prügelbock mittels eines Rattanrohrs 
mit voller Wucht aufs nackte Hinterteil verab­
reicht wird. 

«Fortschritt basiert auf Ordnung», bemerkte 
der Engländer John Stuart Mill, einer der ein­
flussreichsten liberalen Denker des 19.  Jahr­
hunderts, «doch Ordnung garantiert keinen 
Fortschritt.» Darin liegt das Dilemma der Dik­
taturen. Nur wer weise und vorausblickend 
 regiert, schafft mit seinem Volk den Sprung in 
den Fortschritt und Wohlstand wie Park Chung 
Hee in Südkorea oder hält zumindest einen 

 stabilen Status quo wie Sultan Qabus von Oman 
oder König Mohammed VI. von Marokko. Wer 
auf reine Repression setzt, bleibt auf einem dar­
benden Polizeistaat sitzen und riskiert, dass das 
Volk unter Armut und Ausweglosigkeit gegen 
ihn revoltiert.

Wertekanon des Konfuzianismus

Ist es allein eine Frage des Charakters, ob je­
mand ein guter Diktator ist, oder gibt es Gebie­
te und Gesellschaften, wo eine gute Diktatur 
eher aufkeimt als in anderen? Kaplan stellt ein 
Muster fest: «Aufs Ganze gesehen, schneiden 
asiatische Diktatoren besser ab als jene im Na­
hen  Osten.» Deng in China, Lee in Singapur, 
Park in Südkorea, Mahathir in Malaysia, Tschi­
ang Kai­schek in Taiwan – sie alle regierten 
mehr oder weniger autoritär. Aber ihre Auto­
kratien führten zu wirtschaftlicher und techno­
logischer Entwicklung, zu besseren Verwaltun­
gen und höherer Lebensqualität. 

«Was noch wichtiger ist», so Kaplan in einem 
Essay für Stratfor, einen US­amerikanischen 
Think­Tank, «ihre Herrschaft, so fehlerhaft sie 
gewesen sein mag, hat ihre Gesellschaften alles 
in allem besser auf spätere demokratische Re­
formen vorbereitet.» Noch ein Merkmal sieht 
Kaplan diesen «wohlmeinenden Diktatoren» 
gemein: «Alle diese Männer, auch der Muslim 
Mahathir, wurden – und sei es nur indirekt oder 
vage – durch den Wertekanon des Konfuzianis­
mus geprägt: Respekt vor Hierarchien, vor Älte­
ren und ganz allgemein eine ethische Lebens­
führung in dieser Welt hier und jetzt.» 

Als den «moralisch verwirrendsten Fall» be­
zeichnet Kaplan den des chilenischen Diktators 
Augusto Pinochet. In den siebziger und achtzi­
ger Jahren schuf er mehr als eine Million neuer 
Arbeitsplätze, reduzierte die Kindersterblich­
keit und senkte den Anteil der Armen von ei­
nem Drittel auf zehn Prozent. Chile war damals 

eines der wenigen nichtasiatischen Länder der 
Welt mit zweistelligen Zuwachsraten asiati­
scher Grössenordnung. «Pinochet hat sein 
Land gut auf die spätere Demokratie vorberei­
tet, und  seine Wirtschaftspolitik wurde zum 
Vorbild für Entwicklungsländer und die post­
kommunistische Welt», so Kaplan. «Zugleich 
ist Pinochet zu Recht das grösste Hassobjekt 
von Liberalen und Humanisten in der ganzen 
Welt, weil er jahrelang systematisch Zehntau­
sende foltern liess.» Wo also wäre er einzuord­
nen auf der Skala zwischen «gut» und «böse»?

Durchs grobe Raster fallen auch Russlands 
Herrscher. Seit dem Zerfall des sowjetischen 
Riesenreichs zeigt der russische Rumpfstaat 
verschiedene Gesichter. In den neunziger Jah­
ren wurde Boris Jelzin im Westen als Demokrat 
gepriesen. Seine undisziplinierte Herrschaft 
führte jedoch ins wirtschaftliche und soziale 
Chaos. Wladimir Putin dagegen wird im Wes­
ten konsequent verschmäht und steht für alles 
Böse in Russland. 

Gewiss kommt Putin dem Bild eines autoritä­
ren Herrschers viel näher als Jelzin oder Gorba­
tschow, aber er ist kein klassischer Diktator wie 
sein weissrussischer Kollege Lukaschenko. Pu­
tin ist ein extremer Machtpolitiker und reizt 
das Gesetz bis aufs Äusserste aus, und wenn es 
ihm nötig scheint, geht er darüber hinweg. 
Gleichzeitig hat er Russland ein gewisses Mass 
an Stabilität zurückgegeben. Dies, ohne die 
Menschen massenweise verschwinden zu las­
sen oder sie in sibirische Arbeitslager zu schi­
cken wie die Zaren und Sowjetkommissare vor 
ihm.

«Putin ist ein KGB­Mann», sagte der am 
Samstag verstorbene Peter Scholl­Latour der 
Weltwoche in einem seiner letzten Interviews, 
«aber vielleicht braucht man so einen an der 
Spitze eines Landes, das immer nur autokra­
tisch regiert worden ist.»

Schein wahren: Kim Jong Un.Höhere Lebensqualität: Mahathir Mohamad.  Stabiler Status quo: Sultan Qabus von Oman.
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Die Nachricht während der Fussball-WM 
liess aufhorchen: Russland verliert in Strass-
burg gegen Georgien mit 0 : 5. Schiedsrichter 
waren fünfzehn neutrale Richter des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR).

Worum geht es? Um die Massendeporta-
tion von Tausenden von Georgiern vor acht 
Jahren unter Missachtung elementarster 
menschenrechtlicher Grundsätze. Der Ge-
richtshof verurteilt Russland auf Klage von 
Georgien wegen Verletzung (1) des Verbots 
von Massenausweisung, (2) des Rechts auf 
Freiheit und Sicherheit, (3) des Rechts auf ge-
richtliche Überprüfung von Inhaftierung, (4) 
des Verbots von unmenschlicher und ernied-
rigender Behandlung; (5) des Rechts auf eine 
wirksame Beschwerde. Hinzu kommt noch 
eine Verurteilung, weil Russland sich ge-
weigert hat, für die Beurteilung der  Klage 
wichtige Unterlagen dem Gericht zur Ver-
fügung zu stellen; der Sache nach also eine 
Art rote Karte wegen qualifizierter Schieds-
richterbeleidigung.

Enorme Bedeutung

Im Herbst 2006 hatten die russischen Behör-
den rund 4000 georgische Staatsangehörige 
festgenommen, unter teils unmenschlichen 
Umständen gefangen gehalten und schliess-
lich nach Georgien deportiert. Das Urteil des 
EGMR bestätigt, dass sich Russland, wie wir 
auch dieses Jahr bei der kriminellen Besetzung 
der Krim sehen konnten, keinen Deut um 
Menschenrechte und völkerrechtliche Ver-
pflichtungen schert, wenn es politisch etwas 
durchsetzen will.

Der EGMR steht seit einiger Zeit in der Kritik, 
weil er sich zu sehr in die nationalen Rechts-
ordnungen einmischt. Dass er es auch anders 
kann, zeigt das Urteil der Grossen Kammer 
vom 1.  Juli 2014, mit dem er eine Beschwerde 
 gegen das Burkaverbot in Frankreich abgewie-
sen hat und damit wie bereits im Jahre 2011, als 
eine Beschwerde wegen Kruzifixen in italieni-
schen Klassenzimmern abgewiesen wurde, die 
nötige Zurückhaltung gegenüber dem nationa-
len Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht hat.

Welches die zentrale Aufgabe des EGMR ist, 
zeigt der hier besprochene Fall Georgien ge-
gen Russland. Es geht um den Schutz elemen-
tarer Menschenrechte, vor allem in Fällen, in 
denen sich ein Land wie vorliegend Russland 
um die Menschenrechte foutiert. Man kann 
die Bedeutung des EGMR für derartige Fälle 

Georgien – Russland 5 : 0
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte steht seit einiger Zeit in der Kritik, weil er sich zu sehr 
in die nationalen Rechtsordnungen einmischt. Er kann auch anders. 
Von Martin Schubarth

Missachtung elementarster menschenrechtlicher                               Grundsätze: Putin auf der Krim, 13. August 2014.

nicht genug unterstreichen. Eine weitere 
 Staatenklage von Georgien gegen Russland ist 
in Strassburg anhängig. Georgien wirft Russ-
land darin zahl reiche Menschenrechtsverlet-
zungen gegen die Zivilbevölkerung in Süd-
ossetien und Abchasien vor, begangen im 
 Zusammenhang mit den kriegerischen Aus-
einandersetzungen im Sommer 2008. Der Vor-
wurf geht dahin, russische Soldaten hätten 
Menschen aus ihren Häusern vertrieben, 
 gefoltert und getötet.

Die Staatenklage ist ein relativ selten genutz-
tes Instrument. In der Regel befasst sich der 
EGMR mit Beschwerden einzelner Bürger. 
Grundsätzlich kann aber jeder Europarat-Staat 
einen anderen Staat wegen Verletzung von 
Menschenrechten beim EGMR verklagen. Bei-
spiele: Nach dem Militärputsch in Griechen-
land im Jahre 1968 klagten Dänemark, Nor-
wegen, Schweden und die Niederlande gegen 
Griechenland; nach einem Militärputsch im 
Jahre 1982 in der Türkei klagten die gleichen 
Staaten sowie Frankreich gegen die Türkei. Die 
Bewältigung solcher Klagen stellt für den Ge-
richtshof eine grosse Belastung dar, da er den 
Sachverhalt abklären muss, und das mit einer 
bescheidenen Infrastruktur.

Es bleibt abzuwarten, ob es auch wegen der 
 völkerrechtswidrigen Annexion der Krim zu 
 einer weiteren Staatenklage gegen Russland 
kommt; gegebenenfalls auch wegen des Ver-
dachts menschenrechtswidriger Aktivitäten 
russischer Geheimdienste in der Ukraine.

«Als Nächstes Alaska»

Der Fall Georgien gegen Russland macht deut-
lich, wie gestört das Verhältnis Russlands ge-
genüber den Menschenrechten ist. Nach der 
Implosion der Sowjetunion im Jahre 1991 hoff-
te man auf eine rechtsstaatliche Entwicklung 
in Russland. Trotz grossen Bedenken wurde 
Russland in den Europarat aufgenommen, vor 
allem in der Meinung, Russland dadurch 
 stärker in rechtsstaatliche Prinzipien einbin-
den zu können. Russland ratifizierte die 
 Europäische Menschenrechtskonvention und 
anerkannte damit, völkerrechtlich verbind-
lich, die Strassburger Gerichtsbarkeit. 

Die Tätigkeit des nach dem Umbruch neu-
errichteten russischen Verfassungsgerichts, das 
anfangs auch einige rechtsstaatliche Impulse 
geben konnte, wurde bereits von Jelzin durchs 
Präsidialdekret vom 7. 10. 1993 für eineinhalb 
Jahre unterbrochen. Mit dem Amtsantritt 
 Putins wurde das Gericht immer mehr zum 

Fremdkörper in einer politischen Kultur, die 
sich durch die Abneigung gegen kritische Stel-
lungnahmen und Diskussionen kennzeichnet. 

Mit der Rückbesinnung auf russische Tradi-
tionen und Werte wurde offenbar auch der 
Sinn der in der Euphorie des Zusammenbru-
ches der Sowjetunion geschaffenen Verfas-
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sungsgerichtsbarkeit in Frage gestellt. Im 
Rahmen dieser putinschen Gegenrevolution 
wurde 2008 das Verfassungsgericht ungefragt 
von Moskau nach St. Petersburg verlegt. Das 
hatte vor allem einen massiven Verlust von 
Know-how zur  Folge, da viele Mitarbeiter 
nicht nach St. Petersburg wechseln wollten. 

Dem Gericht wurde in St.Petersburg das 
 Gebäudeensemble Senat und Synod, erbaut 
1829–1834, zugewiesen, wohl nicht ohne Hin-
tergedanken. Denn im 1711 von Peter dem 
 Grossen gegründeten Senat, eine die inneren 
Angelegenheiten überwachende Behörde so-
wie oberste Justizbehörde, traf sich vor der 
Oktoberrevolution der Hochadel; im 1721 er-
richteten Heiligsten Regierenden Synod, 

höchstes Gericht und oberste Behörde für die 
russisch-orthodoxe Kirche, trafen sich die 
obersten Geistlichen. Die in der Verlegung des 
Verfassungsgerichtes in diesen geschichts-
trächtigen Gebäudekomplex liegende Rück-
besinnung auf russische Traditionen springt 
ins Auge.

Welche Folgen diese Rückbesinnung in Ver-
bindung mit der seit Monaten laufenden Be-
einflussung der russischen Bevölkerung durch 
 eine gezielte Lügenpropaganda hat, zeigen 
folgende Beispiele. Nach der Annexion der 
Krim sagte mir eine junge Russin ungeniert: 
«Als Nächstes nehmen wir uns Alaska zu-
rück.»  Alaska ist bekanntlich 1867 vom Zaren-
reich an die USA verkauft worden. 

Anderes Beispiel: Ein Dozent für Slawistik, 
russischer Staatsangehöriger, seit Jahren im 
Westen an verschiedenen Hochschulen tätig, 
in seinem Inneren – unbeeinflusst von rechts-
staatlichem Denken – ein Stalinist geblieben, 
kommt nach der Annexion der Krim aus 
 Moskau zurück und erzählt mit leuchtenden 
Augen, wie er freudig auf dem Roten Platz an 
den Feierlichkeiten zur Annexion der Krim 
teilgenommen habe. An diesem Anlass wurde 
ein völkerrechtswidriger Vorgang mit Feuer-
werk abgefeiert, so wie im «Grossen Vaterlän-
dischen Krieg», dem Zweiten Weltkrieg, in 
dem ab dem 5.  August 1943 jede Rückerobe-
rung einer von den Deutschen besetzten Stadt 
mit einem Siegesfeuerwerk gefeiert worden 
war, insgesamt 354-mal. 

Verehrung wie für den Zaren

Und schliesslich ein Nachfahre einer monar-
chistischen russischen Familie, die nach der 
Oktoberrevolution vor den Bolschewiken aus 
ihrer Heimat fliehen musste. Er ist aktiv in der 
russisch-orthodoxen Kirche – plötzlich betet 
er Putin, einen Emporkömmling aus dem ehe-
maligen KGB, der Nachfolgeorganisation des 
von den Bolschewiken geschaffenen Inland-
geheimdiensts NKWD, an, wie einst seine Fa-
milie den Zaren verehrt hatte. Er will nichts 
davon wissen, dass die Annexion der Krim eine 
völkerrechtswidrige Aggression gegen die 
souveräne Ukraine darstellt, und ist unfähig, 
zu realisieren, dass dieser Akt die von ihm ver-
tretene Einheit der Orthodoxie massiv gefähr-
det, weil er den definitiven Bruch zwischen 
Moskau und Kiew bewirken und zu einem 
Schisma in der Orthodoxie führen könnte. 
Hier wird die heillose Verblendung deutlich, 
die es unmöglich macht, zu sehen, wie zwei-
schneidig die Rückbesinnung auf traditio-
nelle russische Werte sein kann. 

Von der Massendeportation der Georgier bis 
zur heute stattfindenden Repression der Krim-
tataren und zu den schmutzigen Aktivitäten 
des russischen Militärgeheimdienstes in der 
Ostukraine – von der rechtsstaatlichen Eupho-
rie der Anfangsjahre nach dem Umbruch von 
1991 ist in Russland nichts übriggeblieben. 
Strassburg wird noch einige Verbrechen zu be-
urteilen haben. Der Preis, den der EGMR als 
Folge der Aufnahme Russlands in den Europa-
rat bezahlt, ist hoch. 

Bleibt die Hoffnung, er werde sich eines 
 Tages in ferner Zukunft auszahlen. Und dass 
Putin nicht zuvor Montreux annektiert – zum 
Schutze der dort lebenden Russen vor uner-
wünschter Infiltration durch helvetisches 
 demokratisches und rechtsstaatliches Denken.

Missachtung elementarster menschenrechtlicher                               Grundsätze: Putin auf der Krim, 13. August 2014.
Martin Schubarth ist Jurist und ehemaliger  
Bundesrichter. 
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Orwells widerspenstige Blumenzüchter
Der unorthodoxe britische Sozialist George Orwell sah in der emotionalen Bindung an die Nation kein  
Zeichen der Rückständigkeit. Er betrachtete sie vielmehr als freiheitlichen Schutzwall gegen die unter dem 
Banner des universalen Fortschritts marschierenden Totalitarismen seiner Zeit. Von Oliver Zimmer

Wahrnehmung und Gefühl: Schriftsteller Orwell.
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 relativer Ignoranz heraus. Anders formuliert: 
Wir sind lediglich das Produkt der institutio-
nellen Entwicklungen und ideologischen Stra-
tegien, die unserer Zeit ihren sprichwörtlichen 
Stempel aufdrücken. Dass es sich beim Phäno-
men der nationalen Loyalität weniger um den 
verinnerlichten Zeitgeist (um es klassisch-mar-
xistisch zu formulieren: um das zum Common 
Sense gewordene falsche Bewusstsein) handeln 
möge als um etwas, womit sich Menschen aus 
freien Stücken identifizieren, ist das Credo 
 einer Minderheit geblieben. Noch weniger Kre-
dit geniesst die Vorstellung, dass zwischen der 
vorgestellten Gemeinschaft der Nation und 
dem alltäglichen Leben der Menschen eine 
sinnvolle Verbindung bestehe. 

Einer der Scharfsichtigsten unter den Ab-
weichlern ist George Orwell. 1941 – deutsche 
Bomber kreisten gerade über ihm – machte sich 
Orwell Gedanken über England. Er war zu die-
sem Zeitpunkt 38 Jahre alt. Der als Sohn eines 
britischen Kolonialbeamten in Indien geborene 
Schriftsteller meldete sich im Sommer 1940 in 
London zum Kriegsdienst, doch aufgrund sei-
ner angeschlagenen Gesundheit (er starb be-
reits 1950 an Tuberkulose) erklärte ihn das zu-
ständige Ministerium für dienstuntauglich. 
Von diesem Moment an konzentrierte Orwell 
seine ganze Kraft auf die geistige Verteidigung 
seines Landes. Die Welt sollte wissen, was die 
britische Kultur ausmachte; denn diese Kultur 
– und mit dieser Befürchtung stand Orwell da-
mals bekanntlich keineswegs allein – war in sei-
nen Augen vom Untergang bedroht. In einem 
der originellsten politischen Essays des 20. Jahr-
hunderts mit dem Titel «England Your Eng-
land» (es handelt sich um den Anfang des länge-
ren Essays «The Lion and the Unicorn: Socialism 
and the English Genius») beschrieb er seine 

Heimat auf jene scharfsinnig-humorvolle 
 Weise, die seinen Ruf als Publizist begründete.

Orwell war kein Freund wissenschaftlich ver-
brämter Verallgemeinerungen. Dafür war sein 
Denken zu originell, war er als Persönlichkeit 
zu unabhängig. Für ihn stand ausser Zweifel, 
dass dem Phänomen nationaler Zugehörigkeit 
einzig mit einer klaren, der genauen Beobach-
tung verpflichteten, dabei dennoch bildreichen 
Sprache beizukommen sei. Dabei richtete er 
sein Augenmerk zunächst auf die Schwächen 
der britischen Gesellschaft. Das klang dann bei-

spielsweise so: «England ist die ausgeprägteste 
Klassengesellschaft unter der Sonne. Wie kein 
anderes Land wird es beherrscht von Snobis-
mus und Privilegien. Bei alledem sollte man 
sich aber gewahr sein, dass England eine emo-
tionale Einheit bildet. In Momenten extremer 
Krise fühlen die Menschen sich als Einheit und 
handeln entsprechend.» Auf den nächsten Sei-
ten beginnen sich die Metaphern dann auffällig 
zu häufen, etwa wenn er England und seine 
Machteliten folgendermassen beschreibt: 
 «Eine Familie, deren junge Mitglieder mit Ver-
achtung gestraft und deren Macht sich in den 
Händen verantwortungsloser Onkel und bett-
lägeriger Tanten konzentriert. Dennoch han-
delt es sich um eine Familie.» 

Und doch erwiesen sich für Orwell gerade die 
alten aristokratischen Eliten dank ihrer er-
probten Kriegstüchtigkeit zusammen mit der 
urbanen Arbeiterschaft als die Grundfesten na-
tionaler Selbstbestimmung. Sie seien der Nähr-

Als Sozialist fiel es Orwell nicht 
leicht, sich die Anziehungskraft  
nationaler Loyalität einzugestehen.

Selbsternannte Kosmopoliten: Juncker (l.), Baroso.

«So hat, wer aus dem Ausland nach England  
zurückkehrt, sofort das Gefühl, eine andere Luft  
einzuatmen.» George Orwell, 1941

Gewisse Fragen wirft die Geschichte der Mo-
derne unabhängig vom Diktat der historischen 
Jubiläenindustrie immer wieder auf. Dazu ge-
hört, wie man nicht erst seit den letzten Europa-
wahlen weiss, diejenige nach der nationalen 
Zugehörigkeit. Die Frage, warum die meisten 
Europäer ihre Nation trotz gegenläufiger Emp-
fehlungen nicht als historisches Auslaufmodell 
betrachten, gilt bei Befürwortern einer mit 
staatlichen Machtbefugnissen ausgestatteten 
EU bestenfalls als unzeitgemäss. Wahrschein-
lich muss man sie ja gerade deshalb erneut stel-
len. Beim Versuch, sie zu beantworten, stossen 
Wissenschaftler zuweilen an ihre Grenzen. Als 
Historiker, der sich schon lange mit dem Thema 
Nation und Nationalstaat beschäftigt, stelle ich 
das nicht ohne eine ge wisse Ernüchterung fest. 

Natürlich waren Forscher in den letzten Jahr-
zehnten keineswegs untätig. So wiesen Sozial-
wissenschaftler auf die Bedingungen hin, die 
nötig waren, damit Menschen, die in ihren 
 Dörfern und Städten in relativer Isolation von-
einander lebten, sich ein nationales Gebilde 
überhaupt vorstellen konnten. Ohne die Kom-
munikationsrevolution, die mit der Reformati-
on begann und sich mit der Verbreitung popu-
lärer Lesestoffe (Pamphlete, populäre Literatur, 
Zeitungen) weiter ausdehnte, wäre das nicht 
möglich gewesen. Erst jetzt waren Zeitgenos-
sen, die voneinander wenig bis gar nichts wuss-
ten, überhaupt in der Lage, eine Gemeinschaft 
wie die Nation zu denken. Die Industrialisie-
rung, die in England ihren Anfang nahm und 
im Laufe des 19. Jahrhunderts auf Europa und 
Nordamerika übergriff, begüns tigte diese Ent-
wicklung; und dasselbe gilt selbstredend für 
Postverkehr, Telegrafie und Eisen bahn.

Scharfsichtiger Abweichler

Darüber hinaus haben vor allem Historiker auf 
die Bedeutung von Ideologien für die Entste-
hung moderner Nationalstaaten hingewiesen. 
Einige betonten die Rolle nationalistischer 
Ideologien bei der Mobilisierung sozial und 
kulturell heterogener Bevölkerungen; andere 
begriffen nationales Bewusstsein als Resultat 
gezielter ideologischer Manipulation «von 
oben». Menschen begannen, sich mit einer Na-
tion zu identifizieren, so heisst es, weil nationa-
listische Eliten sie dazu überredeten; den Rest 
besorgten, mit leichter Verzögerung, die Volks-
schulen, in denen die Jugend durch Unterricht 
in Geschichte, Geografie und Sprache zu stram-
men Patrioten geformt wurde. Hier waren, 
folgt man dieser Interpretation, mächtige und 
bisweilen zynische Kräfte am Werk.

All diesen Erklärungsversuchen ist gemein, 
dass sie von einem eher passiven Menschenbild 
ausgehen: Wer sich mit einem bestimmten 
Land identifiziert, tut dies aus einer Position 
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dualismus. Es geht hier vielmehr um die Erhal-
tung eines Raums, in dem Menschen freiwillig, 
mit Hilfe selbstgestalteter Spielregeln, Vorlie-
ben und Ausdrucksformen zueinander in Be-
ziehung treten. In diesen nur scheinbar belang-
losen Betätigungen manifestieren sich zwei in 
der britischen Kultur tiefverankerte, eng auf-
einander bezogene Dinge: das unstillbare Be-
dürfnis nach einer anarchischen Art von Frei-
heit und gleichzeitig eine tiefverankerte 
Skepsis gegenüber jeder Art von offiziell ver-
ordneter Kultur. Diese Skepsis zeige sich selbst 
bei der weitverbreiteten Loyalität gegenüber 
der britischen Königsfamilie. Auch bei dieser 
Bindung an eine traditionelle Institution, die 
Kontinuität und charismatisches Spektakel 
verspricht, gehe es letztlich um die Belebung je-
ner privaten, der staatlichen Macht entzogenen 
Sphäre. Es sei deshalb kein Zufall, dass die bri-
tische Regierung zu keinem Zeitpunkt de-
monstrativ als Förderin der Royals aufgetreten 
sei. Wäre dies der Fall gewesen, hätte sich die 
Monarchie nicht halten können.

Mischform aus Biedermeier und Sponti

Ein paar Zeilen später bringt Orwell seine The-
se auf den Punkt: Politiker seien in England 
 lediglich geduldet, instinktiv misstraue ihnen 
die Bevölkerung aber schon deshalb, weil sie 
sich aufgrund ihrer Interessen und ihres sozia-
len Verkehrs in einer Welt bewegten, zu der die 
meisten Menschen keinen Zugang hätten. Der 
Gedanke ist so plausibel wie radikal: Demokra-
tische Gemeinwesen verdanken ihre Lebendig-
keit nicht den Anweisungen und Regeln, die 
aufgrund ihrer angeblichen rationalen oder 
moralischen Überlegenheit Geltungskraft er-
langen sollen; sondern – man höre und staune 
– jenen, die sich aus reinem Spass dem Brief-
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markensammeln, Dartspielen, Biertrinken, 
Kreuzworträtsel-Lösen oder Blumenzüchten 
verschrieben haben; denn jene Kreaturen – eine 
Mischform aus Biedermeier und Sponti – ver-
hinderten, so Orwell, durch ihr Treiben den 
Vormarsch totalitärer Staatsmacht. Anders for-
muliert: Sie sind es, die den liberaldemokra-
tisch verfassten Nationalstaat, notfalls mit 
gros sen persönlichen Opfern, verteidigen. 

Diese auf den ersten Blick sanftmütigen Bür-
ger seien in Wirklichkeit nur schwer kontrol-
lierbar. Weder mit der Moral der anglika nischen 
Kirche noch mit den diversen evangelischen 
Sekten hätten sie etwas zu schaffen. Typisch 
 seien hingegen: ein Hang zu übermässigem 
Bierkonsum, ungehobelte Rede, Spielsucht, 
 demonstrative Ironisierung jeder Form öffent-
licher Autorität. Religiöse Institutionen wür-
den in Grossbritannien nur so lange respek-
tiert, wie sie der Versuchung widerstünden, die 
Privatsphäre der Menschen mit ihrer Moral zu 
überziehen. Selbst bei den an jedem Kiosk in 
grosser Zahl feilgebotenen populären Postkar-
ten sei die ironische Demaskierung offizieller 
Macht und ihrer Träger das Hauptmotiv. Heilig 
bleibt in einer so disponierten Kultur, so Orwell 
sinngemäss, allein jene öffentliche Sphäre, 
 deren Realität sich privater Initiative verdankt. 
Spätestens hier fühlt man sich an das erinnert, 
was Alexis de Tocqueville in seinen berühmten 
Beobachtungen zur demokratischen Praxis in 
den nordamerikanischen Siedlerkolonien so 
eindringlich beschrieb.

Ob man mit Orwells Charakterisierung der 
britischen Gesellschaft im Detail überein-
stimmt, scheint mir unerheblich. Worauf es an-
kommt, ist die Einsicht, die seinem Essay zu-
grunde liegt. Dabei handelt es sich um so etwas 
wie eine kleine Theorie nationaler Identität: 
Menschen erkennen sich in bestimmten, 
scheinbar belanglosen Vorlieben, Beschäftigun-
gen und ästhetischen Formen wieder und 
gleichzeitig erkennen sie diejenigen, die diese 
mit ihnen teilen, als Mitglieder derselben (na-
tionalen) Gemeinschaft. Dass dieses Sich-selbst-
Erkennen oft unbewusst geschieht, macht es 
nicht weniger bedeutungsvoll. Bei der Bindung 
an die Nation handelt es sich für Orwell somit 
um ein Phänomen, das sich rationaler Erklä-
rung weitgehend entzieht. Letztlich geht es um 
ein Gefühl, das seinen Ausdruck nicht vor-
nehmlich in Worten, sondern in Gesten, Bil-
dern und Verhaltensmustern findet. Es geht 
nicht um eine normativ oder philosophisch her-
geleitete, sondern um eine subjektive, der Er-
fahrung von Menschen gründende Wahrheit. 
Es geht, leicht metaphorisch gewendet, um die 
Töne, Gerüche und Rhythmen des Lebens.
Nationale Zugehörigkeitsgefühle, so könnte 
man im Sinne Orwells sagen, sind das Resultat 
langfristiger historischer Entwicklungen und 
der dabei immer wieder auftretenden Interes-
senkonflikte. Diese lassen sich weder verordnen 
noch planen. Man kann die nationalen Selbst-

boden für jene Art von nationalem Patriotis-
mus, der im Kampf gegen den Totalitarismus 
unverzichtbar sei. Als demokratischem Sozia-
listen fiel es Orwell keineswegs leicht, sich die 
Anziehungskraft nationaler Loyalität einzuge-
stehen. Sein undogmatisches Denken – Orwell 
stand mit der marxistischen Orthodoxie ge-
nauso auf Kriegsfuss wie mit den faschistischen 
Varianten totalitärer Ideologie und Praxis – 
lies sen indes nichts anderes zu. Orwell beob-
achtete genau, und er hatte die Fähigkeit, all-
gemein Wichtiges an scheinbar trivialen 
Begebenheiten des Alltagslebens abzulesen.

Volk von Blumenzüchtern

Zwei Grundannahmen prägten Orwells Den-
ken spätestens seit Ausbruch des Zweiten Welt-
kriegs. Einerseits anerkannte er nationale Un-
terschiede als unleugbare Tatsache, die es weder 
zu bedauern noch zu glorifizieren galt: «Bis vor 
kurzem galt es als opportun zu behaupten, dass 
sich Menschen in ihrem Wesen kaum voneinan-
der unterscheiden. Nun weiss jeder, der Augen 
im Kopf hat, dass sich menschliches Verhalten 
von Land zu Land enorm voneinander unter-
scheidet.» Zum anderen sah er im Internationa-
lismus der liberalen und sozialistischen Eliten 
eine zunehmend negative Kraft. Eine Welle des 
wirklichkeitsfremden Kosmopolitismus habe 
die nationale Abwehrbereitschaft Grossbritan-
niens seit den zwanziger Jahren in einem be-
denklichen Masse geschwächt – ein Vorgang, 
der sich langsam und beinahe unmerklich voll-
zogen habe. Eine Kultur der abschätzigen Über-
heblichkeit gegenüber nationalen Besonder-
heiten und patriotischen Gefühlen sei zur 
Selbstverständlichkeit geworden. 

Dann folgt eine Reihe von scheinbar belang-
losen Betrachtungen. Zunächst: Engländer 
 seien Blumenliebhaber. Selbstverständlich 
würden Blumen auch in andern Ländern in 
gros ser Anzahl gepflanzt, gehegt und gepflegt; 
und dennoch sei die englische Blumenlieb-
haberei, was ihre tiefere Bedeutung anbelange, 
einzigartig. Diese habe weder mit der Ästhetik 
der Gewächse noch mit der Anbetung der Natur 
das Geringste zu tun. Beides – die Ästhetik und 
der Kult der Natur – sei auf der Insel durchaus 
weniger entwickelt als in vielen Ländern auf 
dem europäischen Kontinent. Bei der engli-
schen Blumen obsession komme vielmehr et-
was Grundlegendes, in der Psychologie der Na-
tion Wurzelndes zum Vorschein. Zusammen 
mit anderen in England weitverbreiteten Frei-
zeitbeschäftigungen – man denke nur an das 
Briefmarkensammeln und Taubenzüchten, die 
Amateurschreinerei, das Dartspielen und das 
Pub-Quiz oder an die soziale Klassen transzen-
dierende Begeisterung für Kreuzworträtsel – 
zeige sich darin der unantastbare Respekt vor 
dem privaten, der staatlichen Kontrolle ent-
zogenen Leben.

Diese grosse Wertschätzung der Privatsphäre 
entspringt für Orwell nur zum Teil dem Indivi-

Zynische Kräfte: Bombardierung Londons, 1940.



57Weltwoche Nr. 34.14
Cartoon: toonpool.com

beschreibungen, auf denen diese Gefühle basie-
ren, in Anlehnung an gängige Sprachregel-
ungen als Fiktionen bezeichnen, wenn man 
will; dann besteht allerdings die Gefahr, dass 
man den wohl entscheidenden Punkt verfehlt, 
nämlich dass nationale Loyalität auf der Ver-
bindung von relativ abstrakten kollektiven 
Selbstbeschreibungen – etwa bestimmten Vor-
stellungen von Freiheit und demokratischer 
Mitbestimmung – mit der Erfahrungswirklich-
keit von Menschen gründet. Über diese Rituale 
des Alltags, die Orwell für England so facetten-

reich beschreibt, gewinnt die in den Köpfen 
existierende Nation ihre konkrete Gestalt; über 
sie wird sie den Menschen zugänglich, wächst 
sie ihnen sozusagen ans Herz. Wahrnehmung 
und Gefühl verschränken sich – mit Wirklich-
keit stiftenden Folgen.

Kardinalproblem der EU

Genau in diesem Punkt zeigt sich die Über-
legenheit der Nation gegenüber dem Projekt 
der Europäischen Union. Letzteres gründet auf 
einem Bündel abstrakter Werte und Regeln; die 
Verbindung mit dem Alltag der Menschen fehlt 
weitgehend – ausser, so liesse sich anfügen, für 
das administrative und politische Personal der 
EU. Im Gegensatz zu diesen Berufseuropäern 
bekunden viele Bürger in Europa jedoch offen-
bar Mühe, ihre lebensweltliche Erfahrung sinn-
voll mit der Wirklichkeit einer europäischen 
Gemeinschaft zu verbinden. Vielleicht hat man 
sich ja auch deshalb, in voller Kenntnis der er-
heblichen volkswirtschaftlichen Risiken eines 
solchen Schritts, dazu entschlossen, eine euro-
päische Einheitswährung einzuführen, denn 
hiermit wurde zweifellos ein gutes Stück All-

tagswirklichkeit geschaffen. Auch die real exis-
tierende Personenfreizügigkeit gehört in die-
sen Bereich, und wie der Euro verkörpert auch 
sie die Negierung – die stillschweigend verord-
nete Nichtanerkennung – nationaler Souverä-
nität. Die Projektion der eigenen Lebenswelt 
auf die nationale Gemeinschaft – vielleicht han-
delt es sich bei dieser eingeübten Übertragung 
von der kleinen auf die grosse Einheit ja um den 
Kern des Nationalgefühls – erweist sich bei der 
Europäischen Union offensichtlich als schwie-
rig. Darin besteht das Kardinalproblem der EU 
und nicht, wie reflexartig behauptet wird, im 
angeblichen Vormarsch der Populisten. Hier 
verwechselt man die Ursache eines Problems 
mit seinen Folgen.

Vielleicht sollte man, aus gegebenem Anlass, 
noch einen letzten Punkt kurz ansprechen. Er 
betrifft die Frage, ob es sich bei der Nation um 
etwas Kleinkariertes und ob es sich bei denen, 
die sich auch heute noch mit einer bestimmten 
Nation identifizieren, um engstirnige, gegen 
alles Fremde misstrauisch gestimmte Men-
schen handle. Selbsternannte Kosmopoliten 
(meist handelt es sich dabei nach meiner Erfah-
rung um Leute, die ihren Sprachraum nie für 
länger als einige Monate verlassen haben) be-
haupten oft, das Festhalten am Nationalen sei 
Ausdruck einer mit Scheuklappen behafteten 
Persönlichkeit. Dies sei bedauernswert oder so-
gar gefährlich, zumal in einer Zeit der Globali-
sierung, in der Weltoffenheit gefragt sei. Man 
spricht von nationalen Obsessionen und von 
 einem bedenklichen Nationalismus, wenn Bür-
ger zum Ausdruck bringen, dass sie trotz Zu-
nahme globaler Verflechtungen (die übrigens 
schon lange vor dem letzten Jahrhundert ein-
setzten) am Prinzip der nationalen Selbst-
bestimmung festhalten wollen. Man bemüht 
das Szenario eines drohenden Krieges, bringt 
die Soldatengräber der beiden Weltkriege ins 
Spiel, wenn europäische Bürger ihre Unzufrie-
denheit mit der Entwicklung der Europäischen 
Union offen kundtun.

Die horizontale Gemeinschaft

Ich vermute, bei diesen Mahnungen und vor-
wurfsvollen Drohgebärden handle es sich mit-
unter um eine Projektion, das Produkt eines 
selbstgefälligen Konformismus. Bei allen be-
rechtigten Warnungen vor aggressiven Natio-
nalismen: Die Gleichsetzung des Nationalen 
mit einer engstirnigen Sicht auf die Welt ist, 
historisch gesehen, keineswegs überzeugend. 
Der Südostasien-Spezialist Benedict Anderson 
hat in seinem berühmten Werk zum Nationa-
lismus die Nation als horizontale Gemeinschaft 
(«horizontal comradeship») bezeichnet. Was 
Anderson mit diesem Begriff zum Ausdruck 
bringen wollte: Die Nation ist von allen exklu-
siven Gemeinschaften die offenste. Zu ihren 
Zulassungskriterien gehört weder ein Univer-
sitätsabschluss noch ein Parteibuch oder eine 
bestimmte politische Gesinnung. Bei einer 

 politischen Willensnation handelt es sich viel-
mehr um eine historische und kulturelle Werte-
gemeinschaft, die sich immer wieder neu finden 
und begründen muss. Diese Gemeinschaft ist, 
wie alle menschlichen Kreationen, die eine ge-
wisse Lebendigkeit entfalten, weit davon ent-
fernt, ein perfektes Gebilde zu sein.

Eine moderne Nation wie die Schweiz ist tat-
sächlich einem egalitären Populismus (jeder 
und jede kann mitdebattieren und mitent-
scheiden) verpflichtet, der manch einen, der nur 
in elitären Zirkeln und Korporationen ver-
kehrt, die Nase rümpfen lässt. Dem Nationalen 
haftet aus dieser Warte der Makel des Gewöhn-
lichen an. Denn in der Nation, zumal in der re-
publikanischen, gibt es keine VIP-Lounge. So 
betrachtet, darf man die Frage, wer denn in der 
gegenwärtigen Auseinandersetzung mit den 
kleineren Karos unterwegs sei, ruhig noch ein-
mal neu diskutieren.

Last, but by no means least: Linke Querdenker 
vom Format eines George Orwell oder Benedict 
Anderson, mit dem Mut zur Widerrede und 
 einer Prise Humor gesegnet, waren zu allen 
 Zeiten dünn gesät. In der Schweiz muss man sie 
momentan mit der Lupe suchen.
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«Hey, kauf mich, nimm mich, dann bist du wie ich»: New York, Fifth Avenue.
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Die Strassenbahn ist überfüllt. Sie fährt die 
Linie, die «Sehnsucht» heisst. Sie fährt 

 vorbei an dünnhaarigen Bäumen, dem ein­
samen Briefkasten, dem Hotdogverkäufer, 
 dessen Würstchen keiner will. Sie fährt entlang 
der Fifth Avenue in Manhattan, New York. 

Im Wagen zur Endstation «Sehnsucht» sind 
alle Plätze besetzt. Darum gehen diese Men­
schen zu Fuss. In Latschen, Turnschuhen, in 
Shorts, Bermudas, in den städtischen Tarn­
farben, verwaschen bis verblasst. Ganz im Ge­
gensatz zur Giga­Gigantin und ihren Klon­ 
Kindern, die uns im Blick haben, mit uns flirten. 
Frontal und offensiv tun sie das. «Hey», sagen 
sie, «kauf mich, nimm mich, dann bist du wie 
ich. Dann bist auch du ein Knaller und über­
lebensgross!»

Vielleicht ist es so. Aber wahrscheinlicher ist es 
anders. 

Wahrscheinlich ist, dass der israelische Foto­
graf Natan Dvir überwältigt war von der Prä­
senz der Werbung, die Manhattan wie eine 
Zweithaut überzieht, als er die Stadt 2008 zum 
ersten Mal sah. Fasziniert begann er das Stras­
senbild von New York zu fotografieren, die 
Stadtarchitektur mit ihren billboards, die Peep­
show des Kommerzes, grelles Verheissungsver­
sprechen und verklebte Temporärarchitektur. 

Aber wo beginnt die Werbung und wo die 
Wirklichkeit in der Konsumkultur? Wo sind die 
Grenzen, und gibt es sie überhaupt? Wer ist 
 echter, die dargereichten Wünsche oder das 
wunschlose Unglück? Kaufe ich, oder bin ich 
längst verkauft, konsumiere ich, oder werde ich 
konsumiert? Und bin ich, auch wenn ich nichts 
will von alledem? 

Natan Dvir stellt mit seinen Suchbildern der 
Realität Fragen, die aufschlussreicher als die 
Antworten sind. 

Auf diesem Bild steht «Juicy Couture» auf 
den rosa Geschenkbändern, die das nächste 
Glücksversprechen für uns bereithalten. Es ist 
der neuste Store der kalifornischen Mode marke, 
die von der Mode­ über die Baby­ bis zur Tier­
kollektion alles im Angebot hat, was wir uns 
wünschen sollen. Vorzugsweise in Synthetik. 

«Coming Soon» heisst Dvirs Fotoserie, und 
sie ist zum ersten Mal in der Schweiz anlässlich 
der Bieler Fototage zu sehen. Die 18.  Auflage 
setzt sich mit dem Thema der Hybridisierung 
auseinander, denn die zeitgenössische Fotogra­
fie hat die Mittel, uns dafür die Augen zu öffnen. 
Im besten Fall streut sie Pfeffer hinein, Bilder 
wie dieses da. Es sind Geschichten von kalten 
Hotdogs und von anderen kleinen Würstchen. 

Stil & Kultur

Endstation Synthetik
Von Daniele Muscionico

«Hey, kauf mich, nimm mich, dann bist du wie ich»: New York, Fifth Avenue. Bieler Fototage, vom 22. August bis 14. September
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Autoren

Entlarvung des Ego-Marketings
Martin Walser hat aus seinen Tagebüchern, die in diesen Tagen 
 erscheinen, eine Art private  Literaturgeschichte gemacht. 
Von Pia Reinacher

Apropos: Mut zur Krise

Hier ist sie, die Oper zur bedrohten Lage der 
Nation. Und stünde Kappel nicht am Albis, 
sondern auf der Zürcher Landiwiese, das 
 Freilichttheater hätte seine kleine, doch gross 
 bejubelte Sensation. Dodó Deér, Bühnen-
künstler en gros et en détail, hat zum 
30- Jahr-Jubiläum der Aemtler Bühne Verwe-
genes gewagt und lässt Kurt Schwitters’ 
 Untergangssatire «Zusammenstoss» im Klos-
terkreuzgang spielen. Er hat dazu eine riesige 
Kuppel entworfen und sich überhaupt so viel 
einfallen lassen, dass ein Aufführungsbesuch 
nicht genügen wird, um wenigstens die Hälfte 
des Tiefsinns halbwegs zu kapieren. Macht 
nichts, noch ist Gelegenheit, denn so heiter in 
den Untergang geht man so schnell nicht wie-
der. (M.D.) 

Das Verhältnis von Schreiben und Leben ist 
verschlungen. Meistens wissen Literaten 

nicht so genau, was sie süchtig zum Schreiben 
treibt – und, die es genau wissen, sind oft nicht 
die Besten. Ihre Fantasie ist eine Dunkelkam-
mer – was Schriftsteller aber intuitiv  spüren, 
ist, in welche Gemütslage sie sich  versetzen 
müssen, damit sie daraus Einfälle generieren. 
Viele frönen absurden Schreibritualen, ver-
wenden nur eine bestimmte Papierqualität, ei-
nen ganz speziellen Computer mit weicher 
oder harter Tastatur, scharf gespitzte Bleistif-
te, trinken Unmengen Kaffee, arbeiten im 
Halbdunklen oder in der Nacht. Martin Wals-
ers «Tagebücher 1979–1981», die in diesen Ta-
gen unter dem Titel «Schreiben und Leben» 
erscheinen, sind ein Nebenprodukt solcher 
Vorkehrungen. Wie viele andere Autoren auch 
notierte er parallel zu seiner Romanproduk-
tion Fetzen von Lebenserfahrungen, sammelte 
Beobachtungen, dokumentierte Begegnun-
gen, analysierte das Zeitgeschehen – dies alles 
in einer lockeren, manchmal unzusammen-
hängenden, jedenfalls keinem formalen Kor-
sett unterworfenen Form. 

Auf den zweiten Blick

Bei Martin Walser sind daraus Wahrnehmungs-
landschaften geworden, durch die man als 
 Leser bequem spazieren kann, bestens unter-
halten und mit der Kulisse einer ganzen Epoche 
konfrontiert. Figuren wie Woody Allen, Tho-
mas Bernhard, Max Frisch, Siegfried und Joa-
chim Unseld, Herbert Marcuse oder Christa 
Wolf tauchen aus den Untiefen der Vergangen-
heit. Eigene Romanfiguren geben sich ein Stell-
dichein. Flankiert werden die Miniaturporträts 
von der Familiengeschichte: Die Töchter Alissa, 
Franziska, Johanna und Theresia Walser sind 
jederzeit präsent – ob nun die eine ein schäbiges 
Zimmer mietet oder die andere auf der Bühne 
in Ohnmacht fällt. In diesem vierten Band sei-
ner Tagebücher vermittelt der grosse deutsche 
Schriftsteller die Einsicht, dass erst Schreiben 
dem Leben einen Sinn gibt. Wobei Walser nicht 
Walser wäre, wenn er diese Kernthese nicht in 
brillant verschraubte Formulierungen verklei-
dete, welche die frappierende Erkenntnis erst 
auf den zweiten Blick eröffnet. 

Einmal schreibt er über das Phänomen der 
Verstellung und der Lüge – nicht, ohne gleich 
bei sich selbst anzufangen: «Mich als Betrüger 
zu zeigen, der ich bin, ist eine Chance, noch die 
Wahrheit zu sagen. Eine zweifelhafte Chance 
immer noch, weil das Geständnis unernst ge-

nug ausfallen wird, aber die einzige.» Was 
meint er damit? Er sei offenbar von der Vorstel-
lung durchdrungen, nur Egoismus sei wahr-
haft. Alles andere sei Verstellung, Lüge. Nur 
Narzissmus sei ehrlicherweise möglich, alles 
andere sei Betrug. Die unkonventionelle Ein-
sicht, dass sowohl der Autor wie auch alle ande-
ren im Geheimen allen ihren Handlungen den 
Satz «Ich will» voranstellen, wäre im 21. Jahr-
hundert, dem Zeitalter des frenetisch gefeier-
ten Selbst, keine wirkliche Überraschung. Aber 
Walser hat diese Schlüsse bereits 1979 gezogen, 
als die Entlarvung von Ego-Marketing, Lüge 
und Narzissmus noch tabu war.

Unseld: Bester Ehemann Europas

Amüsant sind seine Erinnerungen an Wegge-
fährten – wobei die Porträts meistens nur 
leicht maliziös, aber niemals bösartig ausfal-
len: Kleine Verlagsscharmützel zum Beispiel, 
die er rapportiert, mit Siegfried Unseld. Es 
geht um einen Interviewtext, den Walser für 
den Stern entworfen hat. Unseld poltert wohl, 
es sei ein Rundumschlag gegen Chefs, was ihm 
nicht gefalle. Elisabeth Borchers, die heimli-
che Instanz im Hause Suhrkamp, vermittelt. 
Sie findet es einen «rührenden Text», der zei-
ge, dass Walser wieder mal alle «Herrschaft» 
abschaffen wolle. Unseld kontert, das sei des 
Schriftstellers Ansicht und nicht seine. 

Der Text erinnere ihn sofort wieder an die 
Passage in den «99 Sprüchen», um deretwegen 
er die Sprüche dann doch nicht habe verlegen 
können: «Über mir keiner, den ich nicht ab-
wählen kann, unter mir keiner, der mich nicht 
abwählen kann.» So was konnte einer autoritä-
ren Persönlichkeit, wie es Unseld war, natür-
lich nicht gefallen. Ein herrenloser Zustand 
werde nie eintreten, murrte Unseld, es werde 
immer Chefs geben, ob die nun Fidel Castro 
oder Breschnjew hiessen. Er denke übrigens, 
fügte er nicht ohne milde Selbstironie an, dass 
auch er selber, Unseld, einen Chef habe: sein 
 eigenes Über-Ich, das ihm jeden Morgen befeh-
le, früh aufzustehen und zu schwimmen. 

Dass das schwierige Autoritätsverhältnis 
auch Unselds Ehe überschattete, erfährt man 
viele Seiten später, aus den Notaten vom Sep-
tember 1979. Martin Walser und seine Frau 
sind von Unseld und seiner Gattin nach Vene-
dig ins Nobelhotel «Cipriani» eingeladen. Die 
Hinfahrt ist beschwerlich, es regnet und 
stürmt, die Walsers treffen erschöpft erst 
 gegen Mitternacht am Piazzale Roma ein. 
Zwei Tage später berichtet der Schriftsteller 

Bestseller

Belletristik
1 (1) Lori Nelson Spielman: Morgen kommt 
 ein neuer Himmel (Fischer Krüger)
2 (–) Guillaume Musso: Vielleicht morgen 
 (Pendo)
3 (2) Jean-Luc Bannalec: Bretonisches Gold 
 (Kiepenheuer & Witsch)
4 (–) Judith Hermann: Aller Liebe Anfang 
 (S. Fischer)
5 (4) Donna Leon: Das goldene Ei (Diogenes)
6 (5) Michael Robotham: Erlöse mich  
 (Goldmann)
7 (6) Anna Gavalda: Nur wer fällt, lernt  fliegen 
 (Hanser)
8 (3) Diana Gabaldon: Ein Schatten von 
 Verrat und Liebe (Blanvalet)
9 (7) Jonas Jonasson: Die Analphabetin,  
 die rechnen konnte (Carl’s Books)
10 (9) Isabel Allende: Amandas Suche 
    (Suhrkamp)

Sachbücher 
1 (1) Giulia Enders: Darm mit Charme (Ullstein)
2 (2) Colleen Dorsey: Rubberband-Schmuck 
 (Scorpio)
3 (3) Wilhelm Schmid: Gelassenheit (Insel)
4 (–) Antony Beevor:  
 Der Zweite Weltkrieg (Bertelsmann)
5 (8) Duden: Die deutsche Rechtschreibung 
 (Bibliographisches Institut GmbH)
6 (–) Carla Bardi, Rachel Lane: Die runden 
 Bücher: Kuchen und Tartes (Moewig)
7 (4) Das grosse Schweizer Buch der 
 WM 2014 (Reinhardt)
8 (–) Jacky Gehring: Body Reset –  
 Das Erfolgsprogramm (Weltbild)
9 (7) Ronald Gohl, Yannik Kobelt, Lukas  
 Fischer: 1001 Ausflugsziele  (Weltbild)
10 (–) Rudolf H. Strahm:  
   Die Akademisierungsfalle (Hep)

Quelle:  SBVV/Mediacontrol

Bis 13. September, www.aemtlerbuehne.ch 
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über den Geburtstag von Unselds Frau: «Sieg-
fried ist immer schnell betrunken und hat 
dann Sprechschwierigkeiten.» Die Freundin 
von Hilde packt die Gelegenheit, um dem Ver-
leger ins Gewissen zu reden: Seine Frau sei am 
Ende, könne nicht mehr, das habe sie ihr ge-
sagt. Unseld, beleidigt, kontert frontal: Er sei 
der beste Ehemann Europas. Das lasse er sich 
nicht  bieten. Was ihm seine Frau antue, das sa-
ge er nie. Und schnarchen tue sie auch. Trotz-
dem bringe er ihr jeden Morgen Kaffee ans 
Bett. Er sei der einzige Ehemann in Europa, 
der so etwas tue. Und schliesslich: Er brauche 
Licht, wenn er aufstehe, damit er den richtigen 
Anzug und die richtige Krawatte aussuchen 
könne. Für die Redakteure der Zeitungen. Für 
die Verleger. Für die Gewerkschaften. Für die 
Staatssekretärinnen. Da mache er Licht, und 
sie mache ihm deswegen immer dieses Thea-

ter-Pantomime-Stöhnen. Unselds Frau flüs-
tert der Freundin zu, dass getroffene Hunde 
immer bellen. Der Verleger wiederum fasst 
den ehelichen Schlagabtausch königlich auf-
brausend zusammen: Seine Arbeit sei seine 
Liebe und seine Liebe seine Arbeit. Wer das 
nicht wisse und nicht wolle, der sei aus. Basta.

Genau diese kleinen Anekdoten, die delika-
ten Einsprengsel, die Selbstbeobachtungen, 
die Rapporte aus der Literaturszene, die sub-
jektiven Schilderungen aus dem Leben des 
 Autors machen Martin Walsers Tagebücher zu 
einer aufschlussreichen Literaturgeschichte 
der anderen Art, die an vielen Stellen spannen-
dere Einsichten vermittelt, als es scheinbar 
 objektive Kompendien leisten könnten.

Jazz

Fusion vom  
anatolischen Gipfel
Von Peter Rüedi

Das Besondere an der Band, die sich nach 
dem mythischen anatolischen Berg (und 

höchsten Gipfel der Türkei) Ararat Quintet 
nennt, ist nicht, dass sie eine «anatolische Fu-
sion» spielt, mit Elementen aus Rock, Jazz und 
kleinasiatischer Volksmusik. Dass die improvi-
sierte Musik formerly known as Jazz inzwischen 
ihre Inspiration aus unterschiedlichsten Quel-
len zieht, ist ein Gemeinplatz; somit auch, dass 
in der Schweiz Musiker mit, wie das so heisst, 
Migrationshintergrund ihre unterschiedlichs-
ten roots einbringen. Eher erstaunlich, dass bei 
dieser Ararat-Connection, anders als bei der 
Schweizer Fussball-Nati, die Mehrheit der Be-
setzung doch schweizerischer Herkunft ist: der 
Bassklarinettist Andreas Ambühl ist aufge-
wachsen mit Ländlermusik in Davos; der Gitar-
rist Simon Kessler ist ein glückliches Produkt 
des starken Gitarren-Departements der Jazz-
schule Luzern; Bassist Severin Graf kommt ge-
nauso aus der Zürcher Hochschule der Künste 
wie Drummer Thomas Sonderegger. Murat Ce-
vik allerdings, Flötist und Chef der Truppe, 
kommt aus der Türkei, das heisst aus Anatolien. 
Vor seinem Studium in der Flötenklasse von 
Matthias Ziegler an der genannten Zürcher 
Hochschule hatte er schon ein Studium in Is-
tanbul abgeschlossen, und seine Interessen, so-
zusagen grenzenlos, gelten Klassik und Jazz 
ebenso wie unterschiedlichen ethnischen Musi-
ken. Nein, ungewöhnlich an diesem Quintett 
ist nicht sein multikultureller Rundumhori-
zont, sondern sein Niveau. Drei seiner Mitglie-
der verdienen (zumindest ergänzend) ihren Le-
bensunterhalt in der Musikpädagogik, unter 
anderem an Musikschulen doch eher provinzi-
ellen Standorts wie Baar, Bichelsee oder Illnau-
Effretikon. Ihre Musik aber klingt hochprofes-
sionell, eigenständig und erfindungsreich.

Cevik ist ein Flötist mit so viel Power, dass er 
rockigen Anfällen seiner Rhythmusgruppe 
problemlos standhält, aber er hat auch viel Ge-
fühl für volksliedhaft Lyrisches, ja Pastorales, 
feinsinnig assistiert durch die Bassklarinette 
von Ambühl, der ja seinerseits einer der neuen 
Folkloristen in der Schweizer Szene ist. Kom-
pakte und entspannte Ethnofusion in vielen 
Zungen und Rhythmen.

Murat Cevik’s Ararat Quintet:
Aksak Saat.  
Unit Records UTR 4512

Delikate Einsprengsel: Schriftsteller Walser.

Martin Walser: Schreiben und Leben. Tagebücher  
1979–1981. Rowohlt. 672 S., Fr. 36.90
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Legenden

Eine atemberaubende Präsenz
Vom Model zur Leinwand-Ikone innert ein paar Monaten: Das schaffte 
Lauren Bacall als 19-Jährige. Mit Herz, Verstand und Intuition blieb sie 
bis zu ihrem Tod eine der Grössten Hollywoods. Von Arthur Cohn

«You know how to whistle, don’t you, Steve? 
Just put your lips together and blow.» Dieser 
Satz aus ihrem ersten Film «To Have and Have 
Not» von Howard Hawks machte Lauren Bacall 
oder Betty, wie sie von ihren Freunden genannt 
wurde, weltberühmt. Lauren Bacall wurde 1924 
als einziges Kind jüdischer Immigranten aus 
Rumänien in New York geboren. Ihre Familie 
war mit starkem Willen und bemerkenswerter 
Charakterstärke ausgestattet, und Lauren war 
immer stolz auf ihre Wurzeln gewesen. Ihre El­
tern  liessen sich scheiden, als sie fünf Jahre alt 
war, und Lauren formte eine tiefe Beziehung zu 
ihrer Mutter, die alles tat, um ihre Tochter in der 
Verwirklichung ihrer Träume zu unterstützen.

Schon von klein auf wollte Bacall Schauspie­
lerin werden. Bette Davis war ihr grosses Idol, 
und sie verbrachte lange Nachmittage in Licht­
spielhäusern, um deren Bewegungen auf der 
Leinwand zu studieren. Um ihrem Ziel etwas 
näherzukommen, begann sie, mit dem Geld, 
das sie als junges Model machte, an der Ameri­
can Academy of Dramatic Arts Schauspiel­
unterricht zu nehmen. In ihrer Klasse war auch 
Kirk Douglas, mit welchem sie zeit ihres Lebens 
eine tiefe Freundschaft verbinden sollte.

Ihr Debüt als Schauspielerin machte sie am 
Theater. An den Broadway zu gelangen, stellte 
die Verwirklichung eines Jugendtraums dar, 
nämlich den, ihren Namen in grossen Leucht­
buchstaben auf der Hauptfassade prangen zu 
sehen. Gekrönt wurde ihre Theaterlaufbahn 
mit einem Tony­Award für das Musical 
 «Applause» und «Woman of the Year».

Das Traumpaar

Ihren Durchbruch in der Welt des Films machte 
sie im Jahre 1943, nachdem sie als Topmodel für 
die Zeitschrift Harper’s Bazaar fotografiert wor­
den war. Howard Hawks’ Frau Slim sah die Fo­
tos und erkannte sofort, dass diese junge, neun­
zehnjährige Frau eine ungewöhnliche Aus­
strahlung besass. Durch ein Missverständnis 
gelangte nicht ihr Resümee, sondern sie selbst 
ins Büro des berühmten Regisseurs Howard 
Hawks in Los Angeles. Der Rest ist Geschichte.

Während der Dreharbeiten zu «To Have and 
Have Not» verliebte sich das junge, unerfah rene 
Fohlen aus New York in den 25 Jahre älteren 
Weltstar Humphrey Bogart. Zu Beginn gefiel er 
ihr gar nicht besonders, weder als leading man 
noch als Partner. Seine sanfte, hilfreiche Art, mit 
der es ihm gelang, ihr die Angst und Nervosität 
während der ersten Dreharbeiten zu nehmen, 
erwärmte jedoch immer mehr ihr Herz und liess 

sie schlussendlich völlig den Kopf verlieren. Bo­
gey wurde die grosse Liebe ihres Lebens, und die 
beiden galten als Traumpaar Hollywoods. Beide 
spielten zusammen in vier Filmen, unter ande­
rem in «The Big Sleep», ebenfalls unter der Re­
gie von Howard Hawks, und «Key Largo», unter 
der Regie von John Huston. 

Obwohl Bogart ihre Karriere vollends unter­
stützte, war ihr die Nähe zur Familie immer 
wichtiger als Karriere und Star­Dasein. So zog 
sie es vor, sich zunächst beinahe ausschliesslich 
ihrem Mann und ihren Kindern zu widmen 
und mit Bogart nach Afrika zu reisen, als dieser 
monatelang zusammen mit Katharine Hep­
burn John Hustons «African Queen» drehte. 
Dort war sie eine emotionale Stütze für die ge­
samte Crew – eine «Mama für alle», wie Bogart 
sie stolz nannte.

Die Filme, in denen Lauren Bacall mitspielte, 
zählen heute zu den absoluten Klassikern. 
 Unvergesslich war sie in Jean Negulescos «How 
to Marry a Millionaire» als schlaue Schatze auf 
der Suche nach einem reichen Mann; grandios 
in Don Siegels klassischem Western und John 
Waynes letztem Film «The Shootist» als Witwe, 
die in einer Kleinstadt ein Gästehaus betreibt 
und einen berühmten Scharfschützen auf­
nimmt, der sich auf seinen bevorstehenden 
Krebstod vorbereitet; und zum Heulen ko­
misch später in ihrer Schauspielkarriere in 
 Barbra Streisands «The Mirror Has Two Faces», 
in dem sie eine monströs charakterstarke 
 Mutter spielte. 

Gearbeitet hat Bacall mit den wichtigsten Re­
gisseuren des Jahrhunderts, nebst den bereits 
erwähnten auch mit Lars von Trier, unter des­
sen Regie sie in «Dogville» mitwirkte. Ihre 
Filmrollen waren enorm divers und reichten 
von Komödie zum Film noir. Jeden Film krön­
te Bacall mit ihrer atemberaubenden Präsenz.

Auch auf die Modewelt hatte sie grossen Ein­
fluss. Was immer sie an offiziellen Anlässen 
trug, wurde von verschiedensten Fashion­ 
Designern genau notiert und inspirierte Labels 
wie Chloé und Donna Karan. 

Ihr Leben war von einer ungeheuren Wil­
lenskraft durchzogen. Sie konnte, wenn sie 
wollte, durch Wände gehen. Doch in ihrem 
von vielen Höhen geprägten Leben gab es auch 
viele Tiefen. Ihre überaus glückliche Ehe mit 
Bogart endete 1957 mit seinem tragischen 
Krebstod, ihre zweite Ehe mit Jason Robards 
ging in die Brüche, da sie mit seinem Alkohol­
problem nicht zurechtkommen konnte. Der 
Tod ihrer Mutter zählte sicherlich zu den 
t iefsten Abgründen, die sie erfahren hatte. 
Niemand war ihr wohl näher, und niemanden 
liebte sie so unvoreingenommen.

Doch ihr Weg war befestigt von extremem 
Durchhaltevermögen und Vertrauen in ihr 
 eigenes Schicksal. Sie liess sich nie unterkriegen 
und zog ihre drei Kinder Steve, Leslie und Sam 
kraft ihrer Liebe gross. 

Lauren Bacall war eine Frau mit einem ausge­
prägten Charakter und fürchtete sich nie, das 
auszusprechen, was sie fühlte. Ihre Karriere­
schritte waren nie kalkuliert. Sie folgte immer 
ihrem Herzen und hörte immer auf ihre Intui­
tion. Sie lehnte mit Überzeugung Rollen ab, 
mit welchen sie sich nicht identifizieren  konnte, 
und blieb sich so immer selber treu. 

Enge Freunde hatte sie sowohl in Hollywood 
als auch in New York und Paris. In ihrer Auto­
biografie schrieb sie: «Ich bleibe so verletzbar, 
so romantisch und so idealistisch, wie ich es als 
Fünfzehnjährige war.» Es waren diese Werte, 
gemischt mit ihrer Wärme, ihrer Aufrichtigkeit 
und ihrem Humor, die sie legendär machten. 
Am allerbesten vermag folgende Redewendung 
Lauren Bacall zu beschreiben: «A real Mensch.»

Lauren Bacall starb im Alter von 89 Jahren in 
ihrer Wohnung im berühmten Dakota Buil­
ding in New York. Bei meinem letzten Zusam­
mensein mit ihr meinte sie, sie sei sehr zufrie­
den mit ihrem Leben. Dann hielt sie inne, 
schaute mich mit einem wehmütigen Lächeln 
an und sagte mit ihrer unverkennbar rauen 
Stimme: «Doch wirklich glücklich, mein Ar­
thur, war nur die Zeit mit Humphrey Bogart.»

Beim Abschied bedankte ich mich dafür, dass 
ich zwei Stunden mit einer Legende verbringen 
durfte. Und wieder schaute sie mich an, diesmal 
mit einem ernsten Blick, und meinte nüchtern: 
«Ich bin keine Legende. Legenden sind tot.»

Arthur Cohn ist als mehrfacher Oscar-Preisträger der 
 erfolgreichste Schweizer Filmproduzent und war ein 
Freund von Lauren Bacall. Lauren Bacall, Arthur Cohn, 2003.
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«Wirklich glücklich»: Lauren Bacall, Humphrey Bogart und ihr Sohn Steven 1954 auf Hawaii.
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Ein Luxushotel in Cannes, die frische Brise 
der Côte d’Azur weht durch das Fenster der 
Suite im neunten Stock – kein schlechter Ort, 
um über die schillernde Fassade der Film­
welt und die drohenden Fallhöhen zu spre­
chen. David Cronenberg, mittlerweile 71, 
sitzt während des Interviews auf einem 
schwarzen Ledersofa, die Beine entspannt 
übereinandergeschlagen. Mit dem Film 
«Maps to the Stars», von Kritikern eupho­
risch gelobt, betritt der eigenwillige Kana­
dier einmal mehr Neuland: Waren es früher 
Monster und menschliche Mutationen, mit 
denen Cronenberg seinen Ruf als Schöpfer 
des body horror begründete, wendet er sich 
seit einigen Jahren moderateren Stoffen zu. 
Sein aktuelles Werk ist eine surreale Reise in 
die Glitzerwelt Hollywoods. Ein Milieu, das 
der Regisseur selbst stets gemieden hat. 

Mr Cronenberg, woran denken Sie, wenn 
Sie an Hollywood denken?

Tatsächlich kommen mir Filme dabei nicht 
unbedingt als Erstes in den Sinn. Ich denke 
vor allem an Verzweiflung und an zerplatz­
te Träume. Hollywood wird immer als Ort 
verklärt, an dem Menschen  leben, die es ge­
schafft haben. Dabei ist Hollywood vor al­
lem ein Ort des Scheiterns. Niemand wird je 
Notiz von der Kellnerin oder Küchenhilfe 
nehmen, die von der grossen Schauspielkar­
riere träumt und in Beverly Hills Teller 
schrubbt, um sich das Kleid für das nächste 
Casting leisten zu können – wo natürlich 
auch nur die nächste Absage auf sie wartet. 
Das Warten ist überhaupt ein sehr zentraler 
Bestandteil des Lebens in Hollywood. Die 
meisten Leute dort verbringen ihre Zeit da­
mit, auf Anrufe zu warten, die niemals kom­
men, und auf Ruhm, den sie niemals erlan­
gen. Eine ziemlich traurige Welt.

Der Hollywood-Misanthrop Bruce Wag-
ner beschreibt diese Welt in seinem erst 
2012 erschienenen Insider-Roman «Dead 
Stars» als Schmelztiegel aus Neid, Nar-
zissmus, Voyeurismus und Intrigen. 

Bruce Wagner übertreibt an keiner Stelle. 
Er hat ja selbst gute zwei Jahrzehnte in 
Hollywood verbracht und jeden Dialog 
seines Romans tausendfach gehört. Nach 
einigen erfolgreichen Auftritten als Schau­
spieler ging es für ihn in den neunziger 
Jahren steil bergab, was die Arbeit beim 
Film betraf. Während er sich also neu 

 orientierte und bereits seine ersten Kurz­
geschichten schrieb, arbeitete Wagner lange 
Zeit als Chauffeur des berühmten «Beverly 
Hills Hotel». Dabei bekam er wirklich alles 
mit, die ganzen kleinen und grossen Saue­
reien also. Liest man sein Buch, stellt man 
fest, was man bereits ahnt: Die Realität von 
Hollywood ist immer noch ein gutes Stück 
abgründiger, als man sie sich in seiner Vor­
stellung je hätte ausmalen können. 

Sie selbst haben es nie lange ausgehalten. 
Los Angeles ist keine Stadt und Hollywood 
ist kein Ort für mich. Den Grossteil meiner 
Filme drehe ich in Toronto, wo ich auch lebe. 
In Toronto gibt es aber dummerweise keine 
Palmen. Nur deshalb mussten wir einen Teil 
dieses Films in Los Angeles drehen. Man lebt 
dort in einem sehr seltsamen Paralleluniver­
sum. John Cusack, der eine der Hauptrollen 
spielt, sagte mir während des Drehs, dass er 
inzwischen nach Chicago gezogen sei, weil 

man es als erfolgreicher Schauspieler in Los 
Angeles nicht mehr aushalte. Ich kann ihn 
gut verstehen. 

Wie kamen Sie auf die Idee, Bruce Wagners 
Roman für das Drehbuch zu Ihrem neuen 
Film «Maps to the Stars» zu adaptieren?

Sie meinen, wie ich überhaupt dazu gekom­
men bin, einen Hollywoodroman zu lesen? 

Sie sind bekannt für Ihre düsteren Filme, in 
denen es von Mutanten und Auftrags-
killern nur so wimmelt. Zuletzt haben Sie 
viele Zuschauer überrascht und ein Drama 
über Sigmund Freud und Carl Gustav Jung 
gedreht. Danach kam der Kapitalismus-
Thriller «Cosmopolis». Wie passt Holly-
wood in diese Reihe?

Wäre ich sehr zynisch, würde ich sagen, dass 
Hollywood in dieser Reihe nur die logische 
Folge ist und alles Vorherige miteinander 
vereint – Kapitalismus, Psychoanalyse, Fins­
ternis. Ich gehe davon aus, dass auch entlang 
des Mulholland Drive oder der Sunset Bou­
levard unzählige Mutanten und Killer her­
umlaufen. Mich haben die für meinen neuen 
Film aber gar nicht interessiert. Die tiefsten 
Abgründe und das grösste Grauen lauern ja 
immer da, wo man es viel weniger erwartet 

– also nicht in der Unterwelt, sondern dort, 
wo es nach aussen hin funkelt und glitzert. 
Insofern bietet Hollywood als Schauplatz 
ideale Voraussetzungen.

Würden Sie Ihren Film als Milieustudie 
 bezeichnen?

Nicht zwingend. Der Film erzählt zwar 
 etwas über Hollywood und die Filmwelt, 
letztendlich könnte die Geschichte mit 
 ihrem menschlichen Grundkonflikt aber 
auch in der Welt der Banker, Architekten 
oder Journalisten spielen. Es geht um das 
Gefangensein. 

Ihr Film dreht sich um eine Familie, die sich 
im Umfeld Hollywoods bewegt und eigent-
lich glücklich sein könnte, es aber nicht ist. 
Ein Archetypus. 

Es ist eine Familie, wie es sie wahrscheinlich 
tausendfach in Hollywood gibt: Ein Vater, der 
als Motivationstrainer sein Vermögen mit 
Selbsthilfeanleitungen verdient; eine Mutter, 
die die Filmkarriere ihres Sohnes, eines drei­
zehnjährigen Kinderstars, managt; und dann 
ist da eben noch eine Tochter, die gerade erst 
aus der Psychiatrie entlassen wurde. 

Diese ist so etwas wie das dunkle Geheimnis 
dieser Familie. Ist diese ganze Konstella-
tion nicht ein Klischee?

Ich weiss, worauf Sie anspielen. Es gibt Kri­
tiker, die den Film loben, aber dennoch als 
Satire verstehen, weil es den Anschein haben 
mag, als sei diese komplette Familie dem 
Setzkasten entsprungen. Es ist aber keines­
wegs Satire. Sie finden solche Familien süd­
lich des Sunset Boulevard an jeder Ecke. 

Wie viele Familien kennen Sie, die so aus-
sehen?

Eine Zahl kann ich Ihnen nicht nennen, aber 
es gibt Berufsbilder, Familienkonstellatio­
nen und eben auch Krankheiten, die in Hol­
lywood deutlich häufiger vorzufinden sind 
als sonst wo auf der Welt. Es ist, als würde das 
Leben dort bestimmte Psychosen anziehen 
und die Menschen unweigerlich in Motivati­
onstrainer, Make­up­Künstler oder Chauf­
feure verwandeln, die alle nebenbei noch an 
ihrer Karriere als Filmschauspieler basteln. 
Niemand, der länger als sechs Monate in Los 
Angeles gelebt hat, würde das bestreiten. 

In der Familie, die Sie beschreiben, spielt 
Inzest eine Rolle. Ist dies als Metapher für 
Hollywood gedacht?

Ich würde es so ausdrücken: Hollywood hat 
 eine sehr inzestuöse Mentalität. Die grossen 

Film

«Hollywood ist ein gefährlicher Planet»
David Cronenberg gilt als Meister des subtilen Leinwandhorrors. Sein neustes Werk spielt in Los  Angeles. 
Ein Gespräch über die Abgründe der Filmmetropole und den Grund, weshalb Regisseure ein 
 bürgerliches Leben führen sollten. Von Claas Relotius

«Die meisten Leute verbringen 
 ihre Zeit damit, auf Anrufe zu 
warten, die niemals kommen.»
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«Bodenständige Typen»: David Cronenberg.
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Studios kreisen um die immer gleichen 
Leute, und diese Leute drehen die immer 
gleichen Filme. Sehen Sie sich mal an, wie 
viele Fortsetzungen es heutzutage gibt! 
Früher gab es nur in Ausnahmen mehrere 
Teile  eines Films, und zwar meist dann, 
wenn es um eine Geschichte ging, die sich 
breiter erzählen liess. Heute erscheint von 
jedem furchtbar schlechten Action­Strei­
fen meist zwei Jahre später schon Teil fünf 
oder Teil sechs – auch wenn es überhaupt 
keine Geschichte zu erzählen gibt. Die 
Produzenten sehen, dass sich etwas ver­
kauft, und so schmeissen sie einfach im­
mer wieder das Gleiche auf den Markt. Es 
geht allein um Profit. Weil neue Ideen da­
bei auf der Strecke bleiben und Holly­
wood kein frisches Blut mehr bekommt, 
kommen am Ende nur noch deformierte 
Filme heraus. 

Es heisst, Sie hätten vor einigen Jahren 
das Angebot erhalten, eine Fortsetzung 
der «Star Wars»-Reihe zu drehen. Ein An-
gebot, das selbst die grössten Namen Hol-
lywoods nicht ausgeschlagen hätten. Sie 
hätten der Reihe frisches Blut zuführen 
können. Warum haben Sie abgelehnt?

Weil ich das Spiel gut kenne: Die Vorstel­
lung, als Regisseur bei solchen Projekten 
selbständig arbeiten zu können, ist eine Il­
lusion. Ich kann aber nicht fremde Ideen 
umsetzen, sondern nur meine eigenen. Es 
gibt Filmemacher im Independent­ 
Bereich, die insgeheim immer vom Dreh 
eines grossen Blockbusters träumen und 
sich ein grosses Studio im Rücken wün­
schen. Bei mir hat sich dieser Wunsch nie 
eingestellt. Ich war nie der Typ für Dinner­
partys. Und meine Arbeit wollte ich erst 
recht nie durch irgendwelche Produzen­
ten beeinflussen lassen, die mir nach  einem 
guten Film einen Koffer voll Geld vor die 
Tür stellen und schon beim nächsten 
Drehbuch selbst mitreden wollen. 

Sowohl thematisch als filmisch erinnert 
«Maps to the Stars» unweigerlich an 
 David Lynchs noch düstereres Werk «Mul-
holland Drive». Lynch beschreibt Holly-
wood als Albtraum, aber zugleich als 
Versprechen. Bei Ihnen hat diese Welt je-
den Glanz verloren. 

Es sind die Details: In «Mulholland Drive» 
werden die Drogen mit dem Flugzeug ein­
geflogen, in «Maps to the Stars» erreichen 
die Drogen die Stadt ganz profan per Bus. 
Ich will ja niemanden enttäuschen, aber so 
sieht nun mal die Wirklichkeit aus. 

Ging es Ihnen um die Entzauberung eines 
Mythos?

Ich weiss nicht – gibt es diesen Mythos 
überhaupt noch? Falls ja, woraus speist er 
sich eigentlich? Hollywood ist ein gefähr­
licher, im Grunde ziemlich lebensfeindli­
cher Planet, der eine besondere Anzie­

hungskraft auf viele Menschen zu haben 
scheint. Ich selbst kann es mir nicht genau 
erklären, aber es ist, als würde diesen Plane­
ten ein magnetisches Feld umgeben. Kom­
men Leute diesem Feld zu nahe, bleiben sie 
in der Umlaufbahn gefangen. Viele gehen 
früher oder später darin zugrunde. 

Es vergeht kaum ein Jahr, in dem nicht ein 
berühmter Regisseur oder Schauspieler an 
einer Überdosis stirbt. 

In diesem Jahr hat es leider den wunder­
baren Philip Seymour Hoffman getroffen – 
ein unglaublicher Verlust. Im nächsten Jahr 
wird es ein anderer sein. Natürlich handelt 
es sich bei all diesen Toden nicht um Selbst­
morde im klassischen Sinne, aber zumindest 

David Cronenberg

Der Filmregisseur wurde 1943 in Toronto, 
Kanada, als Sohn einer Musikerin und eines 
Schriftstellers geboren. In seiner Heimat­
stadt studierte er Naturwissenschaften, 
englische Sprache und Literatur. Bereits 
während des Studiums drehte er experi­
mentelle Kurzfilme. In seinen ersten Spiel­
filmen «Stereo» (1969) und «The Parasite 
Murders» (1975) verband er Elemente des 
Horror­ und des Science­Fiction­Films. Der 
kommerzielle Durchbruch gelang Cronen­
berg mit den Werken «Scanners» (1981) und 
«The Fly» (1986), welche beide mehrfach 
ausgezeichnet wurden. Zu seinen grössten 
Erfolgen zählen weiterhin «Naked Lunch» 
(1991), «A History of Violence» (2005) und 
«A Dangerous Method» (2011). David Cro­
nenberg ist verheiratet und hat drei erwach­
sene Kinder. Er lebt in Toronto. (cr)

«Absolute Ausnahme»: mit Julianne Moore am Set von «Maps to the Stars».

ein Hauch von Selbstmord schwingt immer 
mit. Ich fürchte, dieser absurde Ruhm und 
das gekünstelte Alltagsleben in Hollywood 
haben etwas sehr Destruktives. Wer sich da­
von nicht dauerhaft freimachen kann, geht 
selbst dann kaputt, wenn er erfolgreich ist. 

Sie beschreiben den absurden Alltag in 
 dieser Welt sehr subtil, vor allem durch die 
Bildsprache. Die Charaktere sind selten 
 zusammen im Bild, stehen häufig allein. 

Aus meiner Sicht war dies der beste Ansatz, 
um die Isolation jedes Einzelnen darzustel­
len. Jeder kämpft für sich selbst, jeder lebt in 
seiner eigenen Blase. Auf die Spitze getrie­
ben wird dieses Konzept, als der Kinderstar 
Benjie mit seiner Mutter und den Filmpro­
duzenten an einem Tisch sitzt, der Zuschau­
er aber jeden von ihnen nur einzeln sieht 
und nie die ganze Gruppe. 

Zu Beginn Ihres Films sieht man den drei-
zehnjährigen Benjie beim Essen mit seiner 
Mutter. Sie reden über Geld und Macht. Die 
Brutalität, die man aus Ihren früheren Fil-
men kennt, liegt hier allein in den Worten. 

In «A History of Violence» oder «Eastern 
Promises» lag die Brutalität sehr deutlich 
vor einem, sie manifestierte sich in Blut­
lachen und dem Geräusch brechender Kno­
chen. Hier dagegen verstecken sich Gewalt 
und Horror im Alltag und in kleinen Ges­
ten. Beide Formen interessieren mich. 

In einer ähnlich verstörenden Szene unter-
halten sich Kinderstars auf einer Party über 
das Alter ihrer erwachsenen Kolleginnen. 
Man hat das Gefühl: Jugend ist Macht. 

Man kann auch darin eine Metapher für  
die gesamte Branche sehen. In einer Welt, in 
der Jugend Macht bedeutet, ist das Alter ein 
unverrückbarer Makel. Es gibt nicht viele 
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Schauspieler, die mit jeder neuen Falte in 
 ihrem Gesicht ihren Marktwert steigern: 
Jack Nicholson und Robert De Niro; bei den 
Frauen Meryl Streep, denen ist dies schein­
bar mühelos gelungen. Aber auch nur des­
halb, weil sie einzigartige Darsteller sind 
und mit jedem grauen Haar noch mehr an 
Charakter gewinnen. In der Mehrzahl ken­
ne ich aber Frauen, die sich schon Mitte 
zwanzig fragen, wie viel Zeit ihnen noch 

bleibt. Wahrscheinlich sogar zu Recht, weil 
sie die Mechanismen kennen. Julianne 
Moore, die jetzt 53 ist und noch immer vier 
Filme pro Jahr dreht, ist da eine absolute 
Ausnahme. Sie hat schon viele Kolleginnen 
erlebt, die in ihrem Alter in der Bedeu­
tungslosigkeit verschwunden sind. 

Julianne Moore wird für ihre Darstellung 
in Ihrem Film besonders gelobt. Sie spielt 
eine gealterte Hollywood-Schönheit am 
Rande des Nervenzusammenbruchs. 

Julianne hat diese Rolle mit Wesenszügen 
angereichert, die ihr persönlich von ande­
ren Schauspielkolleginnen sehr vertraut 
sind. Sie lebt heute zwar in New York, hat 
aber viele Jahre in Los Angeles verbracht, 
wo sie jeder Menge Frauen begegnet ist, 
die verzweifelt gegen ihr Alter ankämpf­
ten. Viele dieser Frauen hatten ein paar 
 gute Jahre vor der Kamera, aber die meis­
ten hatten diese Jahre vor allem ihrem Aus­
sehen zu verdanken. Sobald dies nicht 
mehr zart genug erschien, trat umso stär­

ker ihr Mangel an Talent zum Vorschein und 
die Angebote blieben aus. Für einige Schau­
spielerinnen bedeutet dies ein sehr existen­
zielles Trauma, denn in diesem Geschäft 
und in diesen oberflächlichen Kreisen exis­
tiert man nur, wenn man auf der Leinwand 
erscheint. Von diesem Kampf um die eigene 
Existenz, von dieser Brutalität hat Julianne 
sehr viel in den Film eingebracht. 

Julianne Moore spielt sehr exzessiv. Es 
heisst, Sie mögen es nicht, wenn Darsteller 
ihr Spiel übertreiben. 

In ihrem Fall war das Exzessive ihrer Rolle 
angemessen, also genau richtig. Grundsätz­
lich schätze ich es aber, wenn das Spiel 
 meiner Darsteller auf einem realen, für den 
Zuschauer nachvollziehbaren Level bleibt, 
denn genau daraus bezieht gutes Schauspiel 
seine Kraft. Wer zu viel gibt, dessen Rolle 
wird zu einer Karikatur. Den Leuten, mit 
 denen ich arbeite, rate ich deshalb häufig, 
lieber einen Gang runterzuschalten. 

Stimmt es, dass Sie noch nie in Ihrer Kar-
riere ein Storyboard verfasst haben?

Ich finde, die Arbeit damit schränkt einen als 
Regisseur unglaublich ein. Storyboards wer­
den in der Regel schon erstellt, bevor man 
die Schauspieler oder Drehorte ausgewählt 
hat. Klar, wenn man einen Science­Fiction­
Film dreht, wobei zahlreiche Spezialeffekte 
zum Einsatz kommen, kann dies sehr hilf­
reich sein, um nicht den Überblick zu verlie­
ren. Aber bei einem Film wie «Maps to the 
Stars», der ja auf Dialogen und dem Spiel 
der Darsteller beruht, könnte ich nie damit 
arbeiten. Das wäre viel zu abstrakt. 

Sie improvisieren also stets am Set?
Ja, natürlich. Von meinen Darstellern erwarte 
ich das Gegenteil. Sie sollen nicht improvisie­
ren, sie sollen sich an ihren Text halten, denn 
sie sind ja keine Autoren. Die Dialoge werden 
also auf keinen Fall mehr verändert. Alles an­
dere aber, die gesamte Choreografie, die Ka­
meraeinstellungen, die Art, wie sich die 
Schauspieler bewegen, das verändert sich im­
mer, wenn man am Set ist. Ich wundere mich 

eigentlich, dass viele Kollegen dies anders hal­
ten. Niemand kann doch schon am Schreib­
tisch haargenau vor Augen haben, wie be­
stimmte Szenen auszusehen haben. Aber 
vielleicht fehlt mir auch einfach diese Gabe. 

Ihre Filme sind oft radikal, erzählen 
 immer wieder von menschlichen Abgrün-
den. Wie muss man sich Ihr Privatleben 
vorstellen?

Man muss sich das genaue Gegenteil vorstel­
len: das Leben eines einfachen Familienmen­
schen. Das Leben eines Spiessers, der  einen 
Kleinwagen fährt, wöchentlich den  Rasen 
mäht und täglich den Müll rausbringt. Ich 
glaube, das ist gar nicht so ungewöhnlich. 
Die radikalsten Künstler, denen ich in mei­
nem Leben begegnet bin, führen eine durch 
und durch bürgerliche Existenz. 

Sie gelten als Verehrer des Beat-Poeten Wil-
liam S. Burroughs. Dieser führte mit seinen 
Drogen-Eskapaden alles andere als ein bür-
gerliches Leben. 

Ich war mit Burroughs gut befreundet, er war 
eine Ausnahme, aber auch er hat nicht stän­
dig Drogen genommen, sondern die meiste 
Zeit seines Lebens ganz ruhig auf einem 
Stuhl sitzend vor seiner Schreibmaschine ver­
bracht. Allgemein unterscheiden sich Schrift­
steller übrigens sehr von Regisseuren. 

Inwiefern?
Regisseure sind privat häufig sehr boden­
ständige, einfache Typen. Mir fallen wenige 
Kollegen ein, denen ich diese Attribute nicht 
zuschreiben würde. Gerade die, die seit 
 Jahrzehnten in der Branche arbeiten, sind 
genauso grosse Spiesser wie ich. Man kann 
sich auf Dauer einfach keine Eskapaden leis­
ten. Wenn ich beim Schreiben eines Dreh­
buchs Drogen nehmen würde, würde ich nie 
fertig werden. Alles, was ich dabei brauche, 
sind ein ruhiges Zimmer und ein Glas Was­
ser. Wer weiss, vielleicht trägt ja genau diese 
Durchschnittlichkeit dazu bei, um so lange 
in der Branche zu überleben. So hebt man 
nie ab und geht auch nie unter. 

Hatten Sie nie das Bedürfnis, etwas von der 
Normalität Ihres Lebens auch im Kino zu 
erzählen?

Kino lebt von Entfremdung. Bestimmt   
lies se sich auch eine interessante und bewe­
gende Geschichte über das ganz normale 
 Leben erzählen. Aber mir geht es auch um 
den  Erkenntnisgewinn für mich selbst und 
für den Zuschauer. Dafür braucht man die 
gestörten Zustände einer extremen Ge­
schichte. Wenn alles glatt und im Fluss ist, 
lernen wir nichts. Wir verstehen und begrei­
fen Dinge doch immer erst dann, wenn es 
schmutzig und ungemütlich wird und wir 
unsere Komfortzone verlassen. 

«Vielleicht trägt genau diese 
Durchschnittlichkeit dazu bei, 
so lange zu überleben.»

«Gut befreundet»: mit William S. Burroughs, 1991.

«Gestörte Zustände»: «The Fly», 1986.

Nächste Seite: Wolfram Knorr über Cronenbergs neuen 
Film «Maps to the Stars»
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Ein Lieblingsspiel Hollywoods ist seit je die 
masochistische Selbstbespiegelung. Die 

 eigenen Defekte, Eitelkeiten, Amoralitäten und 
Hinterfotzigkeiten auszustellen, wird  dabei 
durchaus wonnevoll genossen; mag die Kritik 
auch noch so ätzend sein. David Cronenbergs 
Beitrag, mit seinem Hang für bizarre Szenarien 
(«Existenz»), ist wie ein Tiefseetauchgang zu 
den bunten, aber gefährlich scharfen Korallen-
riffs. Korallen gehören zu den Nesseltieren, und 
deren menschliche  Entsprechungen bevölkern 
Cronenbergs La-La-Land.

Sie bewegen sich wie durch glasige Malkas-
ten-Wasserfarben mit wattiger Teilnahms-
losigkeit. Stafford Weiss (John Cusack), The-
rapeut, Life-Coach, Masseur und Autor 
erfolgreicher Selbsthilfebücher, therapiert und 
knetet in seinem grell aseptischen Domizil die 
Aktrice Havana (Julianne Moore), eine grenz-
hysterische Triene mit panischer Angst vor dem 
Alter und wegbröselndem Ruhm. Staffords 
Frau (Olivia Williams) kümmert sich um die 
Karriere ihres gemeinsamen 13-jährigen Spröss-
lings Benjie (Evan Bird), biestig und giftig wie 
ein Stachelrochen, der schon mit neun Jahren in 
einer Entzugsklinik landete. Seine 18-jährige 
Schwester Agatha (Mia Wasikowska) wieder-
um, gerade aus der Klapsmühle entlassen, weil 
sie dem Bruderherz Schlaftabletten gab und da-
nach das Haus abgefackelt hat, passt nicht mehr 

Kino

Giftige Quallen
Es wollte wohl eine richtig böse, ätzende Hollywood-Satire sein –  
doch David Cronenbergs «Maps to the Stars» bleibt seltsam matt.  
Von Wolfram Knorr

zur cleanen Familie. Daddy fühlt sich von ihr 
überfordert, für die Mama ist sie so störend wie 
ein verfaulter Halloween-Kürbis, und das Bru-
derherzchen zuckt vor ihr zurück wie vor einer 
giftigen Qualle. Rausgespült aus dem trauten 
Heim, hält sie sich an einen Limousinenfahrer 
(Robert Pattinson), der Touristen durch Beverly 
Hills kutschiert und Havana tröstet. Die wird in 
ihren Albträumen von ihrer Filmstar-Mama 
verfolgt, und Jungstar Benjie, ein Justin-Bieber-
Verschnitt, sieht in seinem Pralinenschachtel-
Hirn ebenfalls Gespenster und flüchtet mit der 
Schwester in ein inzestuöses Nirwana. 

«Maps to the Stars» beruht auf einem Dreh-
buch von Bruce Wagner, einem Hollywood-Insi-
der und Romancier («Force Majeure», «Wild 
Palms»). Das toxische Niveau von Hollywood-
Selbstkritik-Klassikern wie Billy Wilders «Sun-
set Boulevard» (1950) oder Robert Altmans «The 
Player» (1992) erreicht Cronenberg nicht, mag er 
noch so tief in die Seelenkatakomben der Parve-
nüs und Hasardeure tauchen. Sein Revier ist 
eben weder ein Haifischbecken noch eine Schlan-
gengrube, sondern ein somnambul anmutendes 
Gehege, in dem Cronenbergs Tinseltown-Misch-
poke wirkt wie eine Ansammlung von Weichtie-
ren und Schwämmen, die sich träge dahin-
schleppen, fernab vom mörderischen Powerplay 
des Business. Ab und zu flackert schwarzer Hu-
mor auf. Aber was bleibt, ist eine seltsame, wenn 
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Seelenkatakomben: Benjie (Evan Bird), Vater Stafford (John Cusack).

Kinozuschauer
1 (–) Lucy 41 224 
 Regie: Luc Besson
2 (1) Dawn of the Planet of the Apes 15 554 
 Regie: Matt Reeves
3 (2) Step Up All In 15 082 
 Regie: Trish Sie
4 (3) 22 Jump Street 15 031 
 Regie: Phil Lord / Christopher Miller
5 (4) How to Train Your Dragon 2 12 286 
 Regie: Dean DeBlois
6 (–) Planes: Fire & Rescue 8554 
 Regie: Roberts Gannaway
7 (6) Fading Gigolo 5009 
 Regie: John Turturro
8 (8) Wir sind die Neuen 4730 
 Regie: Ralf Westhoff
9 (7) The Purge: Anarchy 3785 
 Regie: James DeMonaco
10 (5) Transformers: Age of Extinction  3304 
   Regie: Michael Bay
 
Quelle: Schweizerischer Filmverleiher-Verband; 
 Zuschauerzahlen vom Wochenende (Deutschschweiz)

DVD-Verkäufe
1 (1) 300: Rise of an Empire (Warner)
2 (2) Der Hundertjährige, der ... (Ascot Elite)
3 (3) Rio 2 (Fox)
4 (4) Non-Stop (Impuls)
5 (8) Der Hobbit – Smaugs Einöde (Warner)
6 (5) Jack Ryan: Shadow Recruit (Rainbow)
7 (9) Die Abent. von Mr Peabody ... (Universal)
8 (7) Fack Ju Göhte (Rainbow)
9 (6) The Wolf of Wall Street (Universal)
10 (10) August: Osage County (Ascot Elite)
 
Quelle: Media Control

Top 10

Knorrs Liste
1 Jersey Boys  HHHHH 
 Regie: Clint Eastwood 
2 Boyhood  HHHHH 
 Regie: Richard Linklater
3 Lucy HHHII 
 Regie: Luc Besson 
4 Dawn of the Planets of the Apes HHHII 
 Regie: Matt Reeves
5 Wir sind die Neuen HHHII 
 Regie: Ralf Westhoff 
6 Fading Gigolo HHHII 
 Regie: John Turturro 
7 Maleficent HHHII 
 Regie: Robert Stromberg
8 The Fault in Our Stars                         HHHII 
 Regie: Josh Boone 
9 22 Jump Street HHHII 
 Regie: Phil Lordris / Chrs. Miller 
10  Transformers: Age of Extinction HHIII 
 Regie: Michael Bay
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auch zuweilen makabre Mattigkeit. Einer Satire 
nimmt das die Schärfe. HHHII 
  

Weitere Premieren

Jimmy’s Hall  _ James «Jimmy» Gralton 
 (Barry Ward), ein Sozialrebell und Kommunist, 
kehrt 1932, um einer drohenden Haftstrafe zu 
entgehen, nach Jahren im amerikanischen Exil 
in seine irische Heimat zurück, wo er einst den 
Tanzschuppen «Jimmy’s Hall» betrieben hat-
te. Gralton ist eine Legende, und so drängt ihn 
nach seiner Rückkehr die Jugend (aber nicht 
nur die), das alte Etablissement wieder zu er-
öffnen. Auch wenn er sich zunächst ziert, kann 
er sich dem Drängen nicht widersetzen und re-
aktiviert den alten Schuppen. In ihm wird 
nicht nur getanzt, musiziert und geboxt, auch 
Lesungen und  andere kulturelle Aktivitäten 
finden statt. Doch genau diese Freiheit beunru-
higt den bigotten Pfarrer Sheridan (Jim Nor-
ton), der mit Gesinnungsgenossen vehement 
gegen diese «Auflösung» von Sitte, Moral und 
Bildung vorgeht. Ken Loach (78), der Meister 
britischer Sozialdramen, hat nach einer wah-
ren Geschichte den Fall elegant, leider aber 
auch kaum differenzierend zwischen «linken» 
und «rechten» Vertretern inszeniert. Da fehlen 
die Zwischentöne, die derartige Kontroversen 
spannend machen. Das Historienstück nimmt 
ganz bewusst Bezug auf aktuelle Entwicklun-
gen bigotter Tendenzen. HHHII

The Expendables 3 _ Ob Sylvester Stallone 
und Co. dem Kino mit dem dritten Sequel der 
rumkarriolenden alten Leinwandknacker 
 einen Gefallen tut oder ob dieser dritte und 
ziemlich behämmerte Teil nicht kontrapro-
duktiv wirkt, sei dahingestellt. Es ist aber 
 zumindest zu befürchten, dass viele und ver-
mutlich auch junge Zuschauer nach diesem 

Kracher die Nase erstmal voll haben werden 
von der grassierenden Haudrauf-Fortset-
zungsmanie.  HIIII

The Hundred-Foot Journey _ Madame 
Mallory (Helen Mirren) betreibt in einem 
 idyllischen südfranzösischen Städtchen ein 
schickes Sterne-Restaurant, da richtet ihr 
 unmittelbar gegenüber ein Inder ein in-
disches Restaurant ein. Klar kommt’s zu 
Spannungen und Rivalitäten mit einem gna-
denlos vo raussehbaren Schluss. Lasse Hall-
ström, auf schöne Märchen abonniert («Sal-
mon Fishing in the Yemen»), geht hier ein 
bisschen zu weit.   HHIII

Into the Storm  _  Tornados und Kino   
haben eines gemeinsam: Sie lieben die Zer-
störung, beide mit wirbligem Karacho.  
Schon Buster Keaton hatte daran seine Freu-
de. Nur war’s damals lustig. Der Aufguss von 
«Twister» (1996) ist patriotische Wind-
macherei.  HHIII

Aus den Schweizer Amtsstuben errei-
chen uns derzeit Nackt-Selfies im 

 Wochenrhythmus, das Bundesamt für 
 Gesundheit kleistert die Schweiz mit ko-
pulierenden Menschen voll, und auch das 
gebührenfinanzierte Schweizer Radio 
und Fernsehen SRF leistet seinen Beitrag 
zur aktuellen Libidomanie. «Wenn man 
irgendwo irgendetwas zeichnen kann, 
dann ist es Pflicht, einen Penis dorthin zu 
zeichnen. Das ist ein Naturgesetz», ver-
kündete kürzlich ein Redaktor Guido Ber-

ger auf Radio SRF 3, dabei konnte er sich 
kaum halten vor Lachen, als finde er sich 
die lustigste Person im Lande. Der Beitrag 
handelte von einer Frau aus San Francisco, 
die auf der Landkarte Routen auswählt, 
die wie Penisse aussehen. Diese rennt sie 
dann ab und publiziert sie im Internet. 
«Als ich das gesehen habe, wusste ich, dass 
ich sofort mit ihr reden muss», erklärte 
Berger begeistert. Im Interview gab die 
Dame dann Tipps, wie man vorgehen soll, 
wenn man selber erfolgreich «Schnäbi-
Rennen» (Zitat SRF) machen möchte.

Ganz nach der SRF-Vorgabe, die Beiträ-
ge «konvergent» anzubieten, hat Berger 
noch ein Online-Filmchen zum Thema 
hergestellt. «Zürich braucht definitiv 
mehr Penisse, deshalb gehen wir nun 
 Penisse rennen», sagt der Redaktor mit 
Schnauzbart und Hornbrille. Und weil bei 
SRF die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter hochgehalten wird, zeichnet er 
auch gleich noch eine Vagina auf die Karte. 

Zweifelt etwa jemand daran, dass ein 
solcher Beitrag zum Service public gehört? 
Auf der Website schrieb ein Leserkom-
mentator: «Ich kann’s kaum erwarten, 
den Penis abzujoggen.»

Radio-Kritik

Libidinös joggen 
mit SRF 3
Von Rico Bandle

Was versteht man eigentlich unter Sit-
com? Und was sollen das für Filme sein? 
Ich kenne nur die amerikanische Serie 

«Wilfred» mit Elijah Wood.  
C. K., Nürensdorf

Sitcom ist schlicht und einfach 
das Kürzel für situation comedy 
(Situationskomödie), eine  

möglichst rasante «Entladung» verbaler 
Einfälle als Reaktion auf eine Auseinander-
setzung zwischen mehreren Personen. Dabei 
kommt es darauf an, mit einfachfallsreichen 
Pointen die Äusserungen des anderen (bzw. 

Fragen Sie Knorr der anderen) zu «überbieten». Da das natür-
lich jeder versucht, entwickeln sich in den 
gelungensten Fällen verbale Feuerwerke der 
Komik. Inzwischen ein eingeschliffenes TV-
Genre, das – klar – in den 30er Jahren der US-
Hörfunk erfand. Die sogenannten Screwball-
Comedies der 30er und 40er Jahre haben 
dieses schnelle Dialog-Pingpong auch auf 
Kinofilme übertragen. Es gibt TV-High-
lights wie «Seinfeld», «Friends», «King of 
Queens» etc. (alle auf DVD erhältlich).

Wolfram Knorr

Der Journalist und Buchautor gehört zu den  
renommiertesten Filmkritikern der Schweiz.

Fragen an: knorr@weltwoche.ch 
Unveröffentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Kontraproduktiv? Stallone in «Expendables».

Bigotte Tendenzen: «Jimmy’s Hall».

«Schnäbi-Rennen»: SRF-Redaktor Berger.
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Mit Riesenschritten nähert sich der Herbst. 
Auftakt zum Ferienende ist  jeweils das 

Lucerne Festival, das unter Anwesenheit von 
Bundesrat Ueli Maurer, der mit seiner Tochter 
Sidonia, der jungen Geigerin, erschien, eröff-
net wurde. Hier zeigte sich auch die unver-
wüstliche Ruth Westheimer. Die junge Freun-
din von Intendant Michael Haefliger, Flötistin 
Andrea Lötscher, kümmerte sich um sie. West-
heimer, 86-jährige Sexratgeberin, weilt oft in 
der Schweiz. In der Israelitischen Cultusge-
meinde hielt sie einen Vortrag: «Haben Juden 
ein glücklicheres Sexleben?» Die in Frankfurt 
geborene Westheimer, die als Kind vor den Na-
zis fliehen musste, hat seit kurzem wieder die 
deutsche Staatsbürgerschaft; als Kind wurde 
sie in der Schweiz aufgenommen, jedes Jahr 
kommt sie nach Zermatt, wo sie vor ein paar 
Jahren noch Ski fahren ging. 

Das Zürcher Zoofäscht, das alle zwei Jahre 
stattfindet und jeweils zum gesellschaftli-

chen Höhepunkt des Jahres wird, findet zum 
zwölften Mal statt. Hier trifft sich Zürichs 
Reichtum, die Crème de la Crème. Die Eintritts-
karte kostet 750 Franken, und die Einnahmen 
sind immer hoch; einmal wurde sogar die 1-Mil-
lionen-Grenze geknackt, das war zugunsten 
der Nubischen Steinböcke. Für das Aquarium 
sammelte man 820 000 Franken, für die Chile-
Flamingos 910 000. Dieses Jahr kommt der Er-

Namen

Es lockt der Herbst
Lucerne Festival, Zoofäscht, Zurich Film Festival, Oktoberfest, 
 Neues von der Bahnhofstrasse. Von Hildegard Schwaninger

lös den Yaks alias Grunzochsenzuhute, einer in 
Zentralasien verbreiteten Rinderart. 

Und – eben: der Herbst kommt – schon ist 
das Zurich Film Festival in Sicht. Diane Kea-
ton wird nach Zürich kommen, am 1. Oktober 
zur Gala-Premiere ihres neuen Films «And So 
It Goes» von Rob Reiner («When Harry met 
Sally»). Eine Komödie, in der sich Diane Kea-
ton in einen Immobilienmakler (Michael 
Douglas) verliebt.

Und schon lockt das Oktoberfest. Am 20.
September heisst es in München: «O’zapft is!» 

– Manche Zürcherinnen packen bereits ihr 
Dirndl ein, ihre Männer die Lederhosen. Die 
Zürcher sind ja meistens zu früh dran, und so 
startet man hier das Bier-und-Weisswurst-Fest 

schon eine Woche vorher: am 13. September im 
«Meylenstein» bei Janine und Marlene Mey-
erstein. Im «Bauschänzli», wo die tüchtige 
Stéphanie Portmann das Erbe ihres legen-
dären Grossvaters Fred Tschanz weiterführt, 
zapft man später an, dafür bis November. 

Medienunternehmer Daniel Kaczynski 
war mit seiner Einladung zur Open-

House-Party bei Swisscontent zu früh dran, 
und so musste er sie, «weil Viele noch verreist 
sind», absagen. Kaczynski, verheiratet mit 
Claudia Kaczynski, einer Tochter von Verle-
ger Hans Heinrich Coninx, führt in seinem 
Reich auch die Zeitschrift Women in Business. 
Neue Chefredaktorin ist Yvonne Zurbrügg 
(war Leiterin des Ressorts Menschen bei der 
Schweizer Illustrierten). Sie löst Sabine Haupt-
mann ab, die als Head of Business Develop-
ment zu Prestige Media International gewech-
selt hat.  

An der Zürcher Bahnhofstrasse tut sich im-
mer viel. Das Modehaus Modissa (Besitzer: 

Isy Gablinger und Familie) ist zurzeit eine Bau-
stelle; wird vom Stararchitekten Matteo Thun 
umgebaut, das neue Geschäft soll im Frühling 
2015 eröffnet werden. Auf dem Dach plant man 
ein Restaurant mit Terrasse, für dessen Führung 
der umtriebige Zürcher Gastronom  Michel Pé-
clard den Zuschlag bekommen soll. Modissa 
disloziert während des Umbaus ins Haus vis-à-

vis, wo bisher die Billigmodeboutique Big (ge-
hört auch zum Gablinger-Imperium) war und 
vorher Ex Libris. Das Modissa-Provisorium 
wird in der Umbauzeit aktiv bewirtschaftet, von 
den Lifestyle-Expertinnen Caroline Pelichet 
Boselli und Regina Decoppet. Die Modebou-
tique soll «Plattform für aussergewöhnliche Be-
gegnungen» werden. Ein Salon für Talks und 
Lesungen. Im Zentrum des ab September statt-
findenden Programms stehen Frauenthemen. 
Auftakt: «Frauen wagen Neues» mit Gabriella 
Baumann-von Arx, der Frau von TV-Mann 
Frank Baumann, die früher Arztgehilfin war 
und heute als Verlegerin erfolgreich ist.

Auftakt zum Ferienende: Eröffnungskonzert des Lucerne Festival.

Bald in Zürich: Diane Keaton, Schauspielerin. 

Frank Baumann, Gabriella Baumann-von Arx.

Im Internet 

www.schwaningerpost.com
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Hochzeit

Süss wie Honig
Die Hausfrau Margrit Tobler, 72, und der Imker Fred Jaggi, 76,  
sind seit sechsundvierzig Jahren verheiratet. Die Bienen trugen zu 
 ihrem Glück bei und machten aus Fred einen späten Kinostar. Teil 1

Fred: Ich hatte soeben die bäuerliche Berufs­
prüfung an der Bergbauernschule Hondrich 
bestanden, als ich einen schweren Unfall erlitt. 
Ans Bauern war nicht mehr zu denken. Ich ver­
legte mich auf die Anfertigung von Bauernmö­
beln und bin nun bereits seit Jahrzehnten als 
Imker tätig. Meine Frau lernte ich während der 
Arbeit kennen.Wir heirateten 1968. Wir wur­
den Eltern von vier gesunden Kindern. 
 
Margrit: Meine Aufgabe besteht im Abdeckeln 
der Honigwabe. Auch das Schleudern des Ho­
nigs gehört zu meiner Arbeit. Ich besorge auch 
das Abfüllen, Etikettieren und den Verkauf des 
Honigs, also alle Arbeiten, die im Haus anfallen 
und sich in früheren Jahren auch mit der Erzie­
hung der Kinder verbinden liessen.

Fred: Beim gemeinsamen Frühstück gibt es bei 
uns auch heute Kaffee und Hungschnittli. Wir 
sind bescheiden geblieben, obwohl ich vor zwei 
Jahren unvermutet zu «Berühmtheit» gelang­
te, weil ich in «More Than Honey», dem Film 
von Markus Imhoof, mitwirken durfte.

Margrit: Als Fred über den roten Teppich in 
Locarno laufen musste, weil der Film dort ge­
zeigt wurde, war es schon etwas ungewöhnlich 
für ihn. Als er nach Hause kam, erzählte er, 
dass Bienen, so gross wie Kälber, über die Lein­

wand geflogen seien und dass sein Kopf die 
Ausmasse eines Scheunentors gehabt habe.

Fred: Und natürlich war jede einzelne meiner 
Runzeln erkennbar. Hätte ich gewusst, dass ich 
auf die Bühne muss, hätte ich ein besseres Hemd 
angezogen. Den Film verfolgte ich kritisch, je­
doch auch stolz.Im Anschluss gab es feine Häpp­
chen und genug zu trinken für alle. Ich konnte 
mich mit den Leuten unterhalten, die aus den 
zweihundert Stunden Rohmaterial neunzig Mi­
nuten Film geschnitten und vertont hatten. 
Auch mit dem Zahlmeister unterhielt ich mich 
ausgiebig. Über zwei Millionen kostete der Film. 
Er habe sich oft winden müssen wie ein Wurm.

Margrit: Dass wir uns eines Tages mit Bienen­
seuchen wie der Varroa oder der Sauerbrut aus­
einandersetzen müssen und also mit einer Be­
drohung unserer Bienenvölker, die auch im 
Film eine grosse Rolle spielt, konnten wir uns 
in jungen Jahren nicht einmal vorstellen.

Fred: Mein Grossonkel erarbeitete sein für die 
damaligen Verhältnisse beachtliches Vermö­
gen bereits mit dem Handel mit Honig. Über 
Jahrzehnte hinweg hiess es im Volksmund: 
«Ein Schwarm im Mai ist wert ein Fuder Heu.» 
Der Honig aus dem Gadmental galt als Luxus­
produkt und war vorwiegend in den Feinkost­
geschäften in Basel zu finden. 

Margrit: Vor mehr als hundert Jahren stellte 
man dann vom Haslifässli auf den Schweizer­
kasten um. Der war kürzer, bot zehn Brutwa­
ben Platz und hatte nur einen Honigaufsatz. 
Dieses System erleichterte das Arbeiten mit 
den Bienen. In dieser Zeit entstanden landauf, 
landab unzählige Bienenzüchtervereine. Da­
mals, als noch alles idyllisch war. 

Fred: Im Film «More Than Honey» ist dann zu 
sehen, wie die Sauerbrut, ein hochanstecken­
des, tödliches Bakterium, das in den vergange­
nen Jahren viele Bienenvölker dahinraffte, 
auch mich dazu zwang, meine Bienen abzu­
schwefeln und samt Waben zu verbrennen. 
Das war der absolute Tiefpunkt.

Thiel

Sozialdemopathie
Von Andreas Thiel _ Es kräht  
der Hahn im Spatzenhorst.

Thiel: Sag mal, 
Christian, was soll 
diese Zwängerei mit 
der Einheitskasse? 
Wollt ihr den Bür­
gern verbieten, eine 
andere Krankenkas­
se zu wählen als 
 diejenige, die ihr 
vorschreibt?
Levrat: Es geht uns 
um Gerechtigkeit.
Thiel: Ihr sagt «Gerechtigkeit» und meint 
«Zwang».
Levrat: Es geht auch um Transparenz.
Thiel: Ihr sagt «Transparenz» und meint 
«Überwachung».
Levrat: Und vor allem um die Umverteilung.
Thiel: Ihr sagt «Umverteilung» und meint 
«Misswirtschaft». Ein Sozialdemokrat muss 
vor allem eines gerne machen: Schulden. Das 
Wirtschaftssystem der Sozialdemokratie ba­
siert darauf, Geld auszugeben, das man nicht 
hat. Im Grunde genommen ist die soziale 
Marktwirtschaft eine suizidale Marktwirt­
schaft. Ihr verwandelt das Steuerparadies in 
 eine Schuldenhölle.
Levrat: Freiheit kann missbraucht werden. 
Deshalb gehört die Freiheit verboten.
Thiel: Und wenn sich der Bürger von euch 
nicht alles verbieten lassen will?
Levrat: Ungehorsam wird bestraft. Das ist 
auch bei Gott so.
Thiel: Gott verbietet nicht, Gott gebietet. Und 
Gott straft nicht, er wendet sich ab. Es ist der 
Teufel, der dann straft. Und der sitzt bei euch 
in jedem Detail. Euer Verbotsregime zerstört 
den freien Geist. Das machen eure sozialisti­
schen Vorbilder auf der ganzen Welt immer 
wieder, mit verheerenden Folgen für Mensch 
und Umwelt. Sozialismus trifft man vorwie­
gend in der Dritten Welt an. Die Menschen 
dort können sich nichts leisten. Viele ver­
hungern.
Levrat: Die Menschen in der Dritten Welt kön­
nen glücklich sein, dass sie sich nichts leisten 
können, so sparen sie viel Energie und haben 
nicht so viel Verkehr.

Andreas Thiel, Jahrgang 1971, ist Schriftsteller 
und Kabarettist.

Teil 2 in der nächsten Weltwoche

Fred Jaggi / Elisabeth Schild: 
Meine Bienen – Als Imker im Gadmental.  
Zytglogge. 224 S., Fr.  34.– 
Hörbuch: Myner Biijeni.  Zytglogge. Fr. 24.–
Protokoll: Franziska K. Müller

«Hungschnittli»: Ehepaar Jaggi­Tobler.
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Zu Tisch

Der talentierte Herr Parth
Er ist erst 26 Jahre alt, kocht aber, als wohnte die Seele eines alten 
Spitzenkochs in ihm: Benjamin Parth aus Ischgl. Von David Schnapp

Der kulinarische Abschluss meiner dies­
jährigen Sommerferien (siehe auch Seite 

65) fand in Ischgl statt, einen österreichisches 
Bergdorf mit Schweizer Wurzeln. Vor tausend 
Jahren wurde «Yscla» (rätoromanisch für 
 «Insel») von Rätoromanen aus dem Engadin 
besiedelt, noch heute sagt man hier «Allegra» 
zur Begrüssung. 

Ich besuchte das Hotel «Yscla» (sprich: Isch­
gla), um bei einem der talentiertesten Köche 
 Österreichs zu essen: Benjamin Parth ist erst 26 
Jahre alt, er hat bei Grössen wie Heinz Winkler, 
Marc Haeberlin, Sven Elverfeld und Santi San­
tamaria gelernt, aber seine kulinarische Früher­
ziehung hat ihm sein Vater verpasst: Der essver­
rückte Hotelier Alfons Parth nahm seinen Sohn 
schon als Vierjährigen mit zum damaligen 
Zwei­Sterne­Koch Alain Ducasse. Es ist mögli­
cherweise die Grundlage für eine faszinierende 
Geschmackssicherheit, die den Sohn heute aus­
zeichnet, wenn er in seinem «Stüva» kocht: sei­
ne sehr klassischen Kompositionen (Hummer, 
Bisque, Liebstöckel oder Seezunge mit Steinpil­
zen und Pfifferlingen) sind von einem so ausge­
wogenen, dichten Aroma, als wohnte die alte 
Seele eines grossen Spitzenkochs in dem etwas 
scheu wirkenden Benjamin Parth aus Ischgl.

Dabei weiss der 26­Jährige sehr genau, was er 
will (und was nicht). Er will beste (Meeres­)Pro­
dukte, die er sich mit dem Gourmetkurier für 
Profis in die Berge liefern lässt, harmonisch ver­

Wein

Big Is Not Ugly
Von Peter Rüedi

Stimmt schon: Small is beautiful, auch im 
Schweizer Weinhandel, der insgesamt ein so 

vielfältiges Biotop ist, dass jeder nach seinen 
(weinkennerischen) Fähigkeiten bedient wird 
und jeder nach seinen Bedürfnissen. Wenn er 
sich denn einen Überblick verschaffen kann 
oder will, findet er den Händler seines Vertrau­
ens. Ist vielleicht nicht ganz so entscheidend 
wie die Wahl des Hausarztes, aber je nach 
 persönlicher Prioritätenordnung fast ebenso. 
 Zweifellos drängen sich am engen Markt (auch 
in der Schweiz wird immer weniger Wein 
 getrunken) zu viele um unsere Gunst. 

Am auffälligsten sind freilich die Preiskämp­
fe der Grossen. (In der Nische ist der Preis nicht 
das primäre Argument. Gewohnheit zählt da 
mehr – und Vertrauen: Dass mir eine Flasche 
auch dann ersetzt wird, wenn nur ich einen 
Zapfen rieche.) Wie auch immer: Die Rabatt­
schlachten zwischen den grossen Importeuren 
(in der Pole­Position nach wie vor Coop, da­
neben in der ersten Startreihe Denner) nehmen 
zuweilen «Ben Hur»­Format an. Dennoch wird 
kein Kunde, dem dreissig Prozent und mehr 
Rabatt versprochen werden (selbst auf schon 
herabgesetzte Weine), «Big is ugly» ausrufen. 
Auch ob der Grund für solche Ausverkaufs­
strategien gigantische Margen seien oder im 
Gegenteil der Umstand, dass der Branche das 
köstliche Nass bis zum Hals steht, kratzt ihn 
nicht. Let it be. Begraben wir auch die Zweifel, 
ob beim Wein Schnäppchenjagd die geeignete 
Strategie zur Kundenbindung sei. Vergessen 
wir ferner allen Snobismus und räumen ein, 
dass die Big Two auch im normalen Angebot be­
achtliche Weine zu günstigen Preisen führen. 

Einen Überblick verschafft der sich aus­
schliesslich auf Grossverteiler konzentrierende 
jährliche «Weinseller» von Chandra Kurt im 
Werd­Verlag. In welchem sich auch unsere Pro­
be aufs Exempel ehrenvoll erwähnt findet. Der 
robuste, nach einigem Lüften zunehmend Ele­
ganz entfaltende Marqués de Murrieta Reserva 
2008, eine in ein gutgezimmertes Holzgerüst 
gepackte schwarze Fruchtbombe von einem 
 Rioja. Kein Schnäppchen, aber ein blitzsauberes 
Preis­Leistungs­Verhältnis (wie man so sagt).

Marqués de Murrieta Rioja Reserva 2008.  
Fr. 17.95. Denner

Saucen von epischer Tiefe: Benjamin Parth im Restaurant «Stüva», Ischgl.

edeln und vermeidet konsequent den Ein­
druck, irgendeiner kulinarischen Mode zu fol­
gen. Seine Kompositionen sind radikal aufs 
Wesentliche reduziert, wie ich es noch nie bei 
einem so jungen Koch gesehen habe: ein Fisch, 
eine Sauce, einige Pilze, fertig. Nur im Einstieg 
und beim Dessert (Himbeeren, Vanille, Vervei­
ne und Galanga, eine Ingwer­Art) wirkt Parths 
Menü etwas moderner. Wenn man hingegen 
den perfekt gedämpften Hummer an einer 
 Sauce aus entsaftetem Hummer und Liebstö­
ckel mit geschlossenen Augen isst, hätte es auch 
ein Fredy Girardet sein können, der dieses 
 Gericht gekocht hat.

Nun kann man sich fragen, ob es sinnvoll ist, 
dass ein junger Küchenchef kocht wie seine Vor­
bilder im Grossvateralter. Verblüffend ist aller­
dings, dass es ihm mit einer lockeren Selbst­
verständlichkeit gelingt. Dass er Saucen von 
epischer Tiefe kreiert und dann wieder Rinds­
filet mit Soja und Limetten­Blättern zu einer 
 erfrischenden asiatischen Note kombiniert. 
Weil er es kann.

 

Restaurant Stüva im Hotel «Yscla»
A-6561 Ischgl; www.yscla.at
Während der Saison täglich ab 19 Uhr
Ausführliche Besprechung des Menüs auf:
www.dasfilet.ch



73Weltwoche Nr. 34.14

Auto

Mein Kombi (II)
Ein BMW 550i ist gerade als Kombi perfekt für die Autobahn,  
ein deutsches Kulturgut. Von David Schnapp

Die deutsche Autobahn wird ja bisweilen 
missverstanden. Man kennt den Fall der 

ehemaligen Moderatorin Eva Herman, die 
«Autobahn» und «Hitler» sagte und daraufhin 
gesellschaftlich geächtet wurde. Zur Entlas-
tung der Autobahn muss man sagen, dass nicht 
Hitler und die Nazis sie erfunden hatten, son-
dern laut Wikipedia ein gewisser Robert Otzen. 
Demnach wurde die erste Autobahn der Welt 
1921 im Berliner Grunewald eröffnet, und die 
Italiener gaben 1923 die erste längere Autobahn 
für den Verkehr frei. Heute hat Deutschland 
 eines der dichtesten und längsten Autobahn-

BMW 550i Touring

Leistung: 448 PS, Hubraum: 4395 ccm
Höchstgeschwindigkeit: 250 km/h
Preis: Fr. 102 500.–; Fr. 133 570.–

netze der Welt und das einzige, auf dem man 
manchmal ohne Tempolimit fahren darf.

Damit sind wir bei dem Auto, mit dem ich 
während der Sommerferien rund 2000 Kilome-
ter auf der Autobahn zurückgelegt habe, was die 
Summe vieler einzelner, recht interessanter 
Etappen war. Es ging von Zürich nach Chem-
nitz, Weimar und Buchenwald, dann über Dres-
den (Monsterstau als Folge eines Car-Unfalles 
inklusive) via Berlin und Brandenburg auf die 
Insel Usedom. Von da zurück, dann nach Mün-
chen, Garmisch-Partenkirchen, Ischgl (s. «Zu 
Tisch», vis-à-vis) via Silvretta-Hochalpenstrasse 
zurück nach Zürich. Wobei die Sil vretta keine 
Autobahn, sondern eine der schönsten Land-
strassen ist, die mir bekannt sind.

Der BMW 550i Touring ist der perfekte Wa-
gen für die Autobahn. Selbst mit vier Personen 
und vollem Kofferraum beschleunigt er mühe-
los und liegt bei 180 km/h so selbstverständlich 
und elegant auf der Strasse, dass auch Langstre-
cken sich in Mühelosigkeit auflösen. Dabei 
dreht der Achtzylinder-Motor mit 4,3  Liter 
Hubraum und zwei Turboladern dank der 
grosszügigen Achtgang-Automatik nur mit et-

wa 2500 Umdrehungen, so dass höchstens et-
was Wind zu hören ist und sich der Verbrauch 
am Ende bei etwa zwölf Litern einpendelt, was 
angesichts von Motor und Fahrzeuggewicht er-
staunlich ist. Tempo 80 absolviert der Kombi 
knapp über der Leerlaufzahl des Motors, 160 
lässt sich noch mit 2000 Umdrehungen fahren.

Das Autokennzeichen-Spiel

Während die anmutige Fränkische Schweiz 
und das von Windrädern entstellte Branden-
burg an mir vorbeizogen und das Auto dank 
Abstandsradar sich relativ eigenständig ver-
hielt, begann ich, deutsche Autokennzeichen 
zu studieren. Im Gegensatz zum Schweizer hat 
der Deutsche eine gewisse Freiheit, was seine 
Schilder betrifft. Die ersten ein bis drei Buchsta-
ben bezeichnen die Herkunft, danach folgt die 
Erkennungsnummer mit Buchstaben und Zif-
fern. Hier kann man teilweise wählen, was 
manche Automobilisten zur persönlichen Posi-
tionierung nutzen. Wie der Fahrer aus Pirna 
(Sachsen), bei dem «PIR-AT» auf dem Schild 
stand. Viele Möglichkeiten hat man als Berliner, 
um seine sexuelle Orientierung kundzutun 
(«B-I») oder seine Persönlichkeit («B-EE»). Gut 
gefallen hat mir auch «KR-AS» und wegen sei-
ner Einfachheit: «Z-OO». Das beste Nummern-
schild ist mir aber in der Schweiz begegnet, weil 
es den Fahrstil des Fahrzeughalters präzise um-
schrieb: «LÖ-LI».
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MvH trifft

Pepe Lienhard
Von Mark van Huisseling _ Er ist der netteste Mensch der Schweiz im 
Unterhaltungsgeschäft. Ist er darum so erfolgreich – oder trotzdem?

«Eher ein Normaler»: Lienhard, 68, Bandleader, Saxofonist, Arrangeur.

Wie sieht der Tag des Musikers aus, wenn er 
keine Konzerte gibt?» – «Also ich nehm’s 

easy. Ich gehe zuerst die Tiere füttern. Und ich 
les’ sehr gern Zeitungen, ich hab zwar einen 
Mac, aber bin halt ein Nostalgiker, ich höre ja 
auch noch Schallplatten. Ich geniesse es [die 
konzertfreie Zeit], es ist ein Luxus, wenn man 
keine Bürozeiten hat. Ich kann im Garten zmör-
gele ...» – «Ich find’s gut, wenn mal einer nicht 
meint, er müsse erzählen, er habe grad wahn-
sinnig viel zu tun ...» – «Das war bei mir das 
ganze Leben so. Wenn einer fragt: ‹Und wann 
machst du Ferien?›, sag ich: ‹Ich hab immer Fe-
rien. Aber ich bin auch immer Musiker.› Ich hab 
heute schon zwei Gespräche gehabt wegen der 
Sendung zum 80. Geburtstag von Udo – dafür 
muss ich nicht im Büro sitzen und warten, bis 
einer anruft.»

Peter Rudolf «Pepe» Lienhard, 68, ist Band-
leader, Saxofonist, Flötist und Arrangeur (Wiki-
pedia); 1977 wurde er respektive die Pepe Lien-

Sein liebstes Restaurant: «Ich geh viel gut essen, muss 
ich sagen. Aber in Zürich ist es schwierig, auf eines zu 
 reduzieren ... Am liebsten gehe ich in die ‹Kronenhalle›, 
obwohl’s kein Freddy-Burger-Restaurant ist.»
«Kronenhalle», Rämistrasse 4, Zürich, Tel. +44 262 99 11 

hard Band mit «Swiss Lady», dem Schweizer 
Beitrag am Eurovision Song Contest, «interna-
tional bekannt» (Blick, das Lied erreichte Platz 
sechs). Mit seiner neuen Frau – er heiratete vor 
zwei Jahren zum zweiten Mal – wohnt er in ei-
nem Bauernhaus in Frauenfeld; er hält Hasen, 
Hühner und andere Vögel. Und ich halte ihn für 
den höflichsten Menschen im Unterhaltungs-
geschäft. Ferner ist er der einzige mir bekannte 
Popstar, dessen Rede sich nicht so zusammen-
fassen lässt: «Jetzt habe ich genug geredet, nun 
zu Ihnen: ‹Wie finden Sie mich?›» Trotzdem 
(oder deshalb) gehört er zu den «erfolgreichs-
ten Bandleadern im deutschsprachigen Euro-
pa» (Schweiz am Sonntag), er begleitete etwa 
 Sammy Davis Jr. oder Frank Sinatra. Und: Er 
 begegnet einem auch voller Respekt, wenn er 
merkt, dass die Musik, die er spielt, nicht die ist, 
die man am liebsten mag. Das Gespräch fand 
statt in der «Blauen Ente» in Zürich (wir waren 
Gäste der Restaurantbetreiber).

«In der Schweiz sind Sie ein Star ...» – «Also ein 
Bandleader ist nie ein Star wie zum Beispiel ein 
Sänger.» – «Sie ragen heraus.» – «Ich bin schon 
lange dabei ...» – «Aber im Ausland, auf Tour-
nee mit Udo Jürgens etwa, sind Sie ‹Twenty Feet 
from Stardom› [Titel eines Dokumentarfilms 
über Hintergrundsänger; etwa ‹7 Meter ent-
fernt vom Ruhm›], stört Sie das?» – «Nein, das 
stört mich nicht. Wir haben ja mal einen ande-
ren Status gehabt, mit dem Sextett; wir waren 
heavy in den Charts, allen grossen Fernsehsen-
dungen, haben Autogrammstunden gegeben ... 
Aber mir war das gar nicht so wichtig. Und als 
ich die Big Band machte [24 Musiker], wusste 
ich, dass ich hinter den Künstlern stehen werde. 
Das ist part of the job.» – «Sind Sie ein uneitler 
Mensch?» – «Mir fällt das leicht, weil mein 
Ding war, mit einer super Band arbeiten zu 
können; tönt ein bisschen banal, aber dann bin 
ich glücklich.»

«Ein bisschen ein grosses Ego müssen Sie 
aber schon haben, sonst hätten Sie es nicht so 
weit gebracht oder?» – «Ich glaube, ich habe im-
mer natürliche Autorität gehabt, mit 12 schon 
eine eigene Band, meine Musiker waren 17 ... 
Ich musste gar nie dafür kämpfen und war da-
durch vielleicht relativ gelassen. Logischerwei-
se spiele ich gern mal ein Solo, aber ich bin kein 
Extremer, eher so ein wenig, ja, ein Normaler, 
Bünzliger.» – «Woher kommt das?» – «Ich bin 
in Lenzburg aufgewachsen, mein Vater war 
Bahnbeamter, die Mutter hatte einen Lebens-
mittelladen, dort musste ich helfen als Kind, 
 allen Leuten den Namen sagen, grüezi sagen ... 
So sind wir erzogen worden, das war eine gute 
Lebensschule.» – «War das Musikerleben frü-
her besser?» – «Es ist mühsam, wenn die Alten 
erzählen, wie’s früher besser war ... Es war 
 anders, es gab Dancings, man konnte viel spie-
len, das ist klar. Aber die Jungen, die heute von 
der Jazzschule kommen, spielen auch viel. Und 
es gibt viele Festivals, die’s früher nicht gab.»

«Ihre Frau ist über zwanzig Jahre jünger als 
Sie, ist es besser, jemand Junges an der Seite zu 
haben?» – «Also meine Ex-Frau war auch viel 
jünger: 18 Jahre. Und Christine [seine neue 
Frau] ist 23 Jahre jünger als ich. Aber ich habe 
mich nie zu ganz jungen Frauen hingezogen 
gefühlt, im Gegenteil, mit einer ganz Jungen 
könnt’ ich nicht zusammensein, nur schon we-
gen meinen Töchtern [beide erwachsen] und 
wegen den Themen. Hat mich einmal einer ge-
fragt, wieso Musiker immer so junge Frauen 
hätten, und ich habe gesagt: ‹Sie, sie ist auch 
schon 40 ...› Ich glaub, ich hätt’ kein Problem, 
mit einer gleichaltrigen Frau zusammenzu-
sein.» – «Was könnte der Vorteil davon sein?» 
– «Ich könnt’s nicht sagen. Ich habe das Gefühl, 
ich hab die perfekte Frau.»



Denkanstoss Nr. 381 Anzeige

Lösungswort _ Auf ihr stehen und zufrieden sein.
Die rosa eingefärbten Felder ergeben waagrecht fortlaufend das gesuchte Lösungswort.

Waagrecht _ 1 Typisch Landwirt. 8 Was Pasta 
immer brauchen. 11 Verhextes Brettspiel. 
12 Mundgerechtes Matterhorn. 14 Grund-
legend grundlegend. 15 Das von Nantes 
gewährte Calvinisten Gewissensfreiheit. 
17 Ein kurzer Blick zurück, um zu sehen, 
was die Motorfahrzeugkontrolle auch ist. 
18 Unmöglich, es hinterher zu tun. 19 Was 
solche Schuhe für Franzosen sind. 21 Die 
neue lässt, wenns denn soweit ist, immer 
wieder auf Neues hoffen. 22 Überbleibsel 
des vergöttlichten Friedens aus vorchristli-
cher Zeit. 24 Chuk Shon hiess die Stadt in 
Arizona einst. 27 Die Verehrung verwehrt 
den nüchternen Blick. 28 Fruchtsaft, der 
sich dicke tut. 29 Die Partikel drückt genau 
so die Steigerung aus. 32 Je nach Perspek-
tive pathologischer Faktor oder treibende 
Kraft. 34 Ziemlich haarig, wie sie geheim-
nisvoll zwischen den Fronten tanzte. 

 36 Drunken gehört er zum singenden See-
fahrer. 38 Sportlich gesehen eine massge-
bende Grenze. 41 Er ist weitsichtig, ohne 
eine Brille zu benutzen. 42 Erich Kästner 
sah es so: Wenn einer keine hat, hat er kei-
ne Phantasie. 43 Wo der Radsportklassiker 
Lüttich-Bastogne-Lüttich endet. 44 Für die 
einen eine Leitung, für andere ein Zylin-
der. 45 Komprimierter TV- und Radio-
Dienst der EU. 46 Ein Wochenende anno 
1967 mit Jean-Luc Godard. 47 Sie mündet 
in die Seine, er in den Murray River.

Waagrecht _ 1 PAARLAUF 6 RAPPE 10 NAEGE-
LI (Harald, Graffiti-Künstler) 12 STUCKATUR 
15 DAENE 17 SOLOS 18 ANTWERPEN (wich-
tiger Diamanten-Handelsplatz) 19 PARADE 

 20 TEAMGEIST 23 KARACHI (grösste Stadt 
Pakistans) 26 GAU 27 OPI (AutOPIlot) 28 GAS-
MESSER 31 PIERRE (franz. f. Stein, dazu franz. 
Name) 34 LINEAL 35 SINATRA 37 SITAR 

 38 EXEGESE 39 ELAN 40 NATTE (Tante) 
 41 EILENDS

Senkrecht _ 1 PASS 2 ADULA 3 LOKSA 4 UNTA-
ETIG 5 FAUN 6 REDE 7 ALARME (aus it. 
all’arme, zu den Waffen) 8 PIEP 9 EBEN 

 11 ERTRAGSLAGE 13 TOPKAPI 14 CORDA 
(altes Längenmass) 16 NEUSEELAND 21 (Cheb) 
MAMI 22 GUENSEL 23 KO(e)PPEL 24 RIESEN 
25 CORNET 29 SEILE 30 SATAN 32 RIGA 

 33 EAST (engl. f. Ost[en]) 36 TEE

Lösung zum Denkanstoss Nr. 380                      

Senkrecht _ 1 Das Ich, wie es Briten ken-
nen. 2 Was das Urteil für Verbrecher, ist es 
gleichsam oft für Zaungäste. 3 Fast ein Wun-
der, wie er blind mit seinen Songs berührt. 

 4 Ehre, wem sie gebührt, z.B. 3 senkrecht. 
 5 Was wir alle irgendwann einmal müssen. 

6 Reduzierte Verteidigung des eigenen Luft-
raums. 7 Girolamo, der als er mit Bud Erfol-
ge feierte. 8 Der Wind, das himmlische Kind, 
das sich kurzzeitig bockig gibt. 9 Light Hair, 
Sitting Bulls erste Gattin, war eine. 10 Vie-
les hat zweifellos zwei, wir suchen nur eine. 

 11 Globale Zivilisationskrankheit. 13 Sizi-
lianischer Vulkan. 16 Die todbringen-
den Gestalten erschreckten die alten Grie-
chen. 20 Das hinterste nach ganz vorne, 
und schon ist es diese Schweizer Textiles 
AG. 23 Italiener und er haben die romani-
sche Sprache gemeinsam. 25 Eine Region, 
doch kein Synonym für Nordirland. 26 Da 
muss man sagen: ausgesprochen ausser-
gewöhnlich. 28 Richard, berühmter Ame-
rican Gigolo. 30 Sportler, die es hautnah 
mögen. 31 Gute Nacht bei Infekten durch 
solche Insekten! 33 Sie drückt sich ohne 
Gerede aus. 35 Er lässt sorgloses Sein ins 
Gegenteil kippen. 36 Der Mann des Schick-
sals – tönt nach dramatischem Menschen. 
37 Starke, zusammengedrehte und ver-
drehte Sache. 39 Das Château, also Schloss, 
heisst wie die Gemeinde (VD). 40 Sie macht 

 einzelne Buchtitel zu einzigartiger Sache.

Lösungswort _ ABERTAUSEND
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Der Stein des Lebens
und der Liebe

«Beim Rubin wechseln lichte
und samtene Töne von Rosa

bis zu dunklem Purpur:
Je leuchtender, je lebhafter

das Rot funkelt,
desto erlesener und kostbarer

ist der Stein des Lebens
und der Liebe.» 

Dr. Eduard J. Gübelin (1913– 2005)

6.95 ct Rubin aus Burma  
im Ovalschliff
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